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1.Einleitung 
1.1 Vorwort 
Kennen Sie Dubček? Kennen Sie Gomułka? 
„Warte, sag nichts, mir fällt gleich ein, wer Dubček war!“  Dies antwortete  mir ein Freund 
aus meinem Heimatort Deutsch-Wagram/Helmahof, der nur rund dreißig Minuten von der 
Slowakei entfernt liegt. Er konnte es mir nicht beantworten und so erwähnte ich den Prager 
Frühling, dann wußte er von wem ich sprach, aber er meinte nur „ Ich habe aber nur eine wa-
ge Erinnerung, was dies betrifft!“ Zu der anderen Person, Gomułka wußte er gar nichts. Die-
ser war ihm fremd. 
Ich nehme dieses Beispiel, um zu zeigen, was die Menschen in meinem Ort von unserem 
nächstgelegenen Nachbarn überhaupt wissen. Viele Menschen interessieren sich durch die 
Medienpolitik plötzlich für den US-Präsidentschaftswahlkampf, den Irak-Feldzug oder den 
Krieg gegen den internationalen Terrorismus. Die jüngste Vergangenheit, sprich die Zeit nach 
dem Zweiten Weltkrieg, wurde vergessen. Die jungen Leute können sich vielleicht gerade 
einmal an den Zusammenbruch des Ostblocks / der UdSSR, den Fall der Berliner Mauer, den 
Jugoslawien-Krieg und den Kosovo-Konflikt erinnern.  
Aber über ihren direkten Nachbarn, der ehemaligen Tschechoslowakei wissen sie nur 
ganz wenig. Einerseits daß diese geteilt wurde, in die Tschechische und Slowakische Repu-
blik, andererseits an Vaclav Havel. Havel war jedoch Tscheche nicht Slowake. Wie sollen sie 
dann über Polen etwas wissen? Siehe da, über Polen wissen sie etwas, die Solidarność. Aber 
was war das? Mehr ist auch nicht im Repertoire. 
In den Schulen lernt man auch nicht besonders viel. Dort wird meist nur auf den Kalten 
Krieg zwischen den USA und UdSSR hingewiesen und darauf, daß es den Ostblock gab. Je-
doch war der „Ostblock“ etwas vielfältiges, ebenso wie die Länder die zu diesen Block zähl-
ten. Unter diesen Ländern befanden sich Polen und die Tschechoslowakei. Zwei Staaten, die 
im 20. Jahrhundert eine turbulente Geschichte durchlebten und die beide berühmte Staats-
männer hervorbrachten. Ich möchte mir die wohl bekanntesten kommunistischen Politiker 
Alexander Dubček aus der Tschechoslowakei und Władysław Gomułka aus Polen auswählen. 
Aber wieso ausgerechnet diese beiden?  
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Die Welt, in welche die beiden geboren wurden, war grundlegend verschieden. Gomułka 
mußte in einem geteilten Polen aufwachsen, welches sich unter der Fremdherrschaft dreier 
Mächte befand. Er lebte unter der österreichischen Fremdherrschaft in Galizien und durfte als 
Jugendlicher erleben, wie ein geeinter polnischer Staat langsam entstand. Dubček, der in den 
1920igern geboren wurde, konnte eine demokratische Gesellschaft in der Tschechoslowakei 
vorfinden. Jedoch wuchs der junge Dubček mehr in der sozialistischen UdSSR auf. Während 
in Polen ein innenpolitischer Kampf um die Orientierung des Staates herrschte, ging man  in 
der Tschechoslowakei den Weg der Demokratie. Doch war für beide Staaten das Ende ge-
kommen, als das Dritte Reich zur Großmacht wurde. Die Tschechoslowakei verschwand von 
der Landkarte und es entstand ein Protektorat Böhmen und Mähren, sowie ein faschistischer 
Vasallenstaat namens Slowakei unter Tiso. Polen wurde 1939 wieder aufgeteilt. Man könnte 
von der vierten Teilung sprechen. Dubček kehrte in ein fremdes Land zurück. Gomułka mußte 
mit ansehen wie seine Heimat abermals besetzt wurde.  
Der Zweite Weltkrieg brachte für beide Probleme. Keiner von beiden konnte seine politi-
sche Gesinnung leben. Im autoritär regierten Polen war es überhaupt verboten, kommunistisch 
zu denken und Gomułka konnte sich nach seiner Flucht in die Sowjetunion nicht gegen den 
Stalinismus-Kommunismus stellen. Der Krieg führte beide in die Hände der KP. Für Wła-
dysław Gomułka war dies der Schritt, der ihn etappenweise nach oben brachte, bis er zum 
stellvertretenden  Ministerpräsidenten wurde und im Zentralkomitee saß. Sascha, wie Alexan-
der Dubček von Brežnev genannt wurde, schaffte es in die Regionalpolitik. Beide schlossen 
sich den Nationalen Aufständen gegen die Deutschen an. 
Doch das Ende des Weltkriegs änderte auch die Wege beider Persönlichkeiten. Ihre Länder 
gerieten zunehmend unter sowjetischen Einfluß, ehe die kommunistischen Regime installiert 
wurden. Diese rasanten Veränderungen prägten die beiden und änderten auch ihre Ansichten 
über ihre marxistisch-leninistische Ideologie. Beide sahen, daß Reformen in ihren Ländern 
angebracht waren. Gomułka konnte dies veranlassen, aber nur mit Vorsicht. Dubček hatte zu 
jener Zeit dazu keine Möglichkeit. Inwieweit dies alles die Personen formte und ihre weitere 
Laufbahn beeinflusste soll anhand von Gemeinsamkeiten und Gegensätze aufgezeigt werden.  
Mit dem Jahr 1968 hatte Dubček die Möglichkeit, in seinem Land Reformen durchzufüh-
ren, Gomułka mußte innenpolitisch um seine Position kämpfen und hoffte ebenfalls auf Re-
formansätze der Partei. In beiden Staaten sollten die angestoßenen Reformen den Untergang 
beider Politiker einleiten. Deshalb ist das Jahr 1968 eines der Schlüsseljahre, welches ausführ-
licher behandelt werden wird.  
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Aus all diesen Gründen bin ich zur Idee gekommen, einen biographischen Vergleich zu 
ziehen, als auch auf die innen- und außenpolitischen Probleme und Einflüsse ihrer Zeit zu 
schauen. Dabei sollen besonders allgemeine Ereignisse wie der Zweite Weltkrieg, die Mäch-
tekonstellation, Innen- und Außenpolitik der „Brüderstaaten“, insbesondere der Sowjetunion, 
ihre persönlichen Erfahrungen, sowie Beziehungen zu Ereignissen und anderen Personen auf-
gezeigt werden.  
Alexander Dubček und Władysław Gomułka sollen nicht beurteilt oder gar hochstilisiert 
werden, sondern ausgewogen von diversen  Seiten (Innerparteilich, innerhalb des Kommunis-
tischen Blocks, der „westlichen“ Welt, aber auch von Österreich aus) betrachtet werden.  
Kennen Sie Dubček? Kennen Sie Gomułka? 
1.2 Forschungsstand 
Die allgemeine Geschichte beider Länder ist in vielen Sprachen verarbeitet. Die wichtigs-
ten Autoren in westlichen Sprachen sind Jörg Hoensch für die Tschechoslowakei und Rudolf 
Jaworski (u.a.) und Norman Davies für Polen. Es gibt zu beiden Länder Reclam-Bände von 
Manfred Alexander und zur Zwischenkriegszeit das Buch „East Central Europe Between The 
Two World Wars“ von Joseph Rothschild.1 
Neben diesen Überblickswerken findet man auch Spezialliteratur. Zum einen über den 
Weltkrieg und die Lage der beiden Staaten. Autoren wie z. B. Winston Churchill, Andreas 
Brückmann und Simon Sebag Montefiore.  Neben den üblichen Spezialwerken erhält man 
auch Regionalspezifische Literatur über die Machtübernahme der Kommunisten in der Tsche-
choslowakei bei Karel Kaplan, über Polen nach dem Zweiten Weltkrieg bei Richard Hiscock2, 
über das Leben und Streben von Alexander Dubček bei William Shawcross und als Autobio-
graphie von Dubček selbst. Jedoch muß man den Leser warnen falls er Shawcross als Litera-
tur heranzieht. Denn es gibt in jenem Buch erhebliche Unklarheiten, wie der Autor zu Infor-
mationen kam, wenn er über angebliche emotionale Tiefen Dubčeks schreibt die sich 
                                                            
1 Hoensch Jörg K, Geschichte Böhmens. Von der Slawischen Landnahme bis ins 20. Jahrhundert, München   
1997. Davies Norman, Im Herzen Europas, Geschichte Polens, 2000. Jaworksi Rudolf, u.a., Eine kleine Ge-
schichte Polens, Frankfurt am Main 2000. Kaplan Karel, Der kurze Marsch. Die kommunistische Machtüber-
nahme 1945-1948, Oldenburg 1981.  Alexander Manfred, Kleine Geschichte der böhmischen Länder, Ditzin-
gen 2008. Alexander Manfred, Kleine Geschichte Polens, Stuttgart 2003. 
2 Churchill Winston, Der Zweite Weltkrieg. Mein Epilog über die Nachkriegs Jahre, Frankfurt/Main 2003. 
Brückmann Andreas, Vom Regionalkrieg zum Weltkrieg. Der Zweite Weltkrieg 1939-1941, Tectum Verlag 
2003. Montefiore Simon Sebag, Stalin. Am Hof des roten Zaren, Frankfurt/Main ²2007. 
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1959/1960 zugetragen hätten. Auch zu Gomułka gibt es Biographien in Deutsch und Eng-
lisch. Jedoch liegt  nur Gomułkas Biographie von Nicolas Bethell in beiden Sprachen vor.3  
Hinsichtlich weiterer editierter Quellen und Literatur zu Dubček und  Gomułka sind zum ei-
nen die Reden und Schriften beider zu erwähnen, aber auch die von ihren Kontrahenten wie 
Vasil Bilak, dem tschechischen Schriftstellerverband bzw. auch Reden von anderen kommu-
nistischen Führern oder die Unterredungen mit ihnen. Auch haben sich einige Autoren mit 
den Jahren der „Säuberungen“ (1950-1954) beschäftigt.  Als Beispiel wären Karel Bartosek, 
Jiři Pelikan und Andrej Paczkowski zu erwähnen.4 
 
Des Weiteren stehen auch Sitzungsprotokolle der KPČ in tschechischer Sprache zur Aus-
wertung, die im Jahr 1968 erschienen sind. Einige dieser Protokolle werden in den Memoiren 
und Autobiographien ausführlich behandelt. Zur polnischen Geschichte und Entwicklung 
lohnt eine Sichtung der Protokolle des Ostbüros der SPD.5 Denn hier findet man zusammen-
fassend viele Informationen die Bethell teils unerwähnt läßt. Ein weiterer Einblick in Polens 
Geschichte bis zur kommunistischen Machtübernahme bieten die Memoiren des ehemaligen 
polnischen Premierministers Stanislaw Mikołajczyk.6 Eine Fülle an Literatur gibt es zum Jah-
re 1968. Schon erwähnte Autoren wie Bilak7, Shawcross oder Dubček selber widmen in ihren 
Büchern teils das gesamte Werk oder den größten Teil diesem Jahr. Autoren die sich nur für 
dieses spezielle Jahr interessieren, waren unter anderem Vaclav Svoboda, Dieter Segert, Zde-
nek Mlynař, Ladislav Mňačkos, Erich Betreff, Christian Schmidt-Häuer & Adolf Müller und 
Klaus Kukuk.8 Kukuk präsentiert Dokumente der KPČ, der Warschauer-Pakt-Staaten und 
      
3 Richard Hiscock, Poland, Bridge for the Abyss?: An Interpretation of Developments in Post-War Poland, 
New York 1963. Shawcross William, Dubcek. Der Mann der die Freiheit wollte, München/Zürich 1970. 
Dubček Alexander, Leben für die Freiheit, München 1993. Bethell Nicholas William, Die polnische Spielart, 
Wien 1971. Bethell Nicolas, Gomułka. His Poland and His Communism,  University of Michigan 1969. 
4 Bartosek Karel, Mittel- und Südosteuropa. In: Courtois Stephane, u.a, Das Schwarzbuch des Kommunismus. 
Unterdrückung, Verbrechen und Terror, München, 42000. Paczkowski Andrej, Polen der Erbfeind. In: Courtois 
Stephane, u.a, Das Schwarzbuch des Kommunismus. Unterdrückung, Verbrechen und Terror, München, 42000. 
Pelikan Jiři, The Czechoslovak Political Trials 1950-1954. The Supressed Report of the Dubcek Government‘s 
Commission of Inquiry 1968, Stanford 1971. 
5 Ostbüro der SPD (Hrsg.),  Berichte über die Entwicklung in Polen 1955-1965. (http://library.fes.de/polen-
bericht/index.html, 30.09.2008) 
6 Mikołajczyk Stanislaw, Der Krieg gegen die Freiheit. Aus den Memoiren von Mikołajczyk Stanislaw, Tages-
spiegel Schriften Heft 2, Nr. 16, April 1946. 
7 Bilak Vasil, Wir riefen Moskau um Hilfe. Der Prager Frühling aus der Sicht eines Beteiligten, Berlin 2006. 
8 Bertleff Erich, Mit bloßen Händen. Der einsame Kampf der Tschechen und Slowaken, Wien-München-
Zürich. Horsky Vladimir, Prag 1968. Systemveränderung und Systemverteidigung, Stuttgart-München-Kösel 
1975. Mlynař, Zdenek, Nachtfrost.  Das Ende des Prager Frühlings, 1988. Mňačkos Ladislav, Vom sozialisti-
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Dokumente der Konferenzen, die im Jahre 1968 zwischen der  Tschechoslowakei und den 
Verbündeten abgehalten wurden.  
Weiters erschien im Januar 2009 ein Werk zum Warschauer Pakt. Torsten Dietrich und di-
verse Autoren präsentieren in ihren Beiträgen die inneren Strukturen und den Aufbau des 
Warschauer Paktes.9 Dabei richtet sich der Blick auf die Beziehungen zwischen den Mitglie-
dern des Paktes und das Verhältnis zu Moskau. Ein weiterer wichtiger Aspekt, der sich für die 
Arbeit daraus erstellt, ist die Frage, in wieweit der Warschauer Pakt ein militärischer Pakt 
war. 
1.3 Aufbau der Arbeit und Fragenstellungen 
Diese Arbeit versucht die  Persönlichkeiten Dubček und Gomułka in ihren jeweiligen Kon-
texten zu vergleichen. Dabei beginnt sie bei der Auswanderung und Rückkehr der Eltern, ehe 
sie dann die eigentlichen Protagonisten beleuchtet. Durch zentrale Themen sollen die Zwi-
schenkriegszeit in Polen, der Tschechoslowakei und der UdSSR sei, dann die Vorgeschichte 
des Zweiten Weltkrieges, der Weltkrieg selbst und die Nationalen Aufstände der Polen und 
Slowaken, ehe dann die Neuordnung Europas und die Entwicklung Polens und der Tschecho-
slowakei zur Volksdemokratie beschrieben werden. Als nächstes soll ein Blick auf die „Säu-
berungen“ der 1950er Jahre geworfen werden die in den 1960er Jahren vor Rehabilitierungs-
kommission bzw. in Polen schon 1956 wiederaufgenommen wurden. Nach den „Säuberun-
gen“ soll eine Darstellung der unterschiedlichen Entwicklung in Polen als „Reformland“ ei-
nerseits und der Tschechoslowakei als „Stalinistisches Regime“ anderseits beleuchtet werden. 
Anschließend soll der Reformkurs der Tschechoslowakei und der sowjetische Weg Polens 
aufgezeigt werden. 
Die vorletzten Kapitel zeigen die Vorgeschichte zum Prager Frühling und seine Auswir-
kungen auf die sozialistischen Nachbarn auf. Des Weiteren soll in den Kapiteln auch das Ver-
hältnis Dubček-Brežnev, Gomułka-Brežnev und Dubček-Gomułka aufgezeigt werden. Im 
letzten Kapitel soll der Versuch des unmittelbaren Vergleichs der beiden Persönlichkeiten 
stattfinden. 
                                                                                                                                                                                         
schen Realismus zu Kritizismus und Satire, University of Michigan 1989. Segert Dieter, Prager Frühling. Ge-
spräche über eine europäische Erfahrung, Wien 2008. Svoboda Vaclav, Genosse Aggressor. Prag im August 
1968, 1968. Kukuk Klaus, Prag 68. Unbekannte Dokumente, Berlin 2008.. Schmidt-Häuer Christian & Mül-
ler Adolf, Viva Dubček. Reform und Okkupation in der CSSR, 1968. 
9 Dietrich Torsten, u.a., Der Warschauer Pakt. Von der Gründung bis zum Zusammenbruch 1955 bis 1991. 
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Speziell sollen  folgende Fragestellungen vergleichend bearbeitet werden: 
Erster Teil der Fragestellung: Vorkriegszeit (vor 1914) bis 1945 
Haben die enttäuschenden Erfahrungen der Eltern das Leben der beiden Personen ent-
scheidend geprägt? Wie standen sie zu den Ereignissen in ihrem Land? Inwieweit hat der 
Zweite Weltkrieg  ihre Leben verändert?  
Zweiter Teil der Fragestellung: 1945 - 1967 
Was geschah mit ihnen nach dem Krieg? Was ist beiden in der neuen sozialistischen Welt 
widerfahren? Inwieweit beeinflusste der Sozialismus im eigenen Staat sie und wie beeinfluss-
ten sie den Weg des Staates zum Sozialismus? Welche Auswirkungen hatte die Säuberungs-
welle auf beide? Waren sie beteiligt an  der Säuberungswelle oder davon betroffen? Brachte 
die Säuberung mehr Veränderung im Reformdenken für Gomułka persönlich? Haben Leben 
in der Sowjetunion und Studium in Moskau Dubček den Weg zur Macht 1968 verholfen? 
Oder war es eher der Streit innerhalb der Partei zwischen Novotný und Dubček? War es ein 
nationaler  tschechisch-slowakischer Konflikt oder nur ein politischer Konflikt? 
 
Dritter Teil der Fragestellung: 1968 - 1970 
Hatte Dubček wirklich gesiegt, als er Novotnýs Posten übernahm? Überforderte ihn der 
Posten? Wie hätte Brežnev bzw. Moskau diese Eskalation verhindern können? 
Wie wurden die Reformen der ČSSR in anderen Ländern aufgenommen? Wieweit 
beeinflußte das tschechoslowakische Problem die Politik Gomułkas? War der Prager Frühling 
eine der Ursachen für den Sturz von Gomułka? 
 
 
2. Die Zeit bis zum Zweiten Weltkrieg (1905­1938) 
Władysław Gomułka wurde am 6. Februar 190510 in 
Baiłobrzegi (ein Vorort von Krosno) geboren. Krosno liegt 
schen Krakau (Krakow) und Lemberg (Łwow). Die Eltern Jan und 
Kunegunda waren in die USA ausgewandert, jedoch konnten sie 
dort nicht Fuß fassen und kehrten [WANN] nach Galizien zurück. 
Das Gebiet war damals Teil der Österreichisch-Ungarischen Mo-
narchie und das spätere Polen war aufgeteilt zwischen Österreich-
Ungarn, dem Deutschen Reich und dem Russländischen Reich. 
Gomułka ging in Krosno in die Volksschule und machte dort sei-
nen Abschluß. Seine Fächer waren Deutsch, Polnisch, Geschichte, 
Erdkunde (Geographie) und Geometrie.11 Das Ende seiner Schulzeit fiel mit dem Ende der 
Monarchie zusammen, als ein neuer souveräner polnischer Staat entstand.  
Abbildung 1: Wiesław Gomułka 
Gomułka ging als Vierzehnjähriger (1919) drei Jahre in eine Schlosserlehre. Jeden Tag 
mußte er zehn Stunden arbeiten. Nach einer der Gesellenprüfung fand er, wie auch sein Vater, 
Arbeit in der Erdölindustrie. In seiner Lehrlingszeit beteiligte er sich schon am politischen 
Leben. Da er von seinem Vater die politische Orientierung übernahm, ging er zur Sozialisti-
schen Partei (PPS). Gomułka nahm an Demonstrationen und an Maifeiern der Sozialisten teil.  
Alexander Dubčeks Eltern, Stefan und Pavlina, hatten wie die Gomułkas ein ähnliches 
Schicksal erlebt. Dubček wurde am 27. November 192112 in 
Uhrovec in der Westslowakei geboren. Sein Vater hatte 1910 
sein Heimatdorf in Uhrovec verlassen, um nach Budapest zu 
übersiedeln.13 Hier fand er Arbeit in einer Möbelfabrik und 
organisierte dort seine erste sozialistische Zelle. Jedoch 
te er auf Grund dieser Organisation gehen und so stand er 
sechs Monate danach wieder mit leeren Händen da. Da er 
sich bewusst war, jederzeit verhaftet  werden zu können, 
                                                           
Abbildung 2: Alexander Dubček 
 
10 Raina Petra, Gomulka. Eine politische Biographie, University o Michigan 1970.  
11 Bethell Nicolas, Die Polnische Spielart. Gomulka und die Folgen, Wien/Hamburg 1971, 14. 
12 Shawcross William, Dubcek. Der Mann der die Freiheit wollte, München/Zürich 1970, 15. Vgl. dazu Zentner 
Christian, Kronseder Daniel, u. a., Personen Lexikon. Geschichte in Gestalten A-Z, St. Gallen 2004, 112. 
13  Dubček Alexander, Leben für die Freiheit, München 1993, 11. Vgl. dazu Shawcross , 15. 
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entschloß sich Stefan, auszuwandern. Er wollte in die neue Welt, wo nach seiner Ansicht 
Freiheit und Gleichheit herrschte. Mit 19 Jahren emigrierte er in die USA. Seine erste Station 
war Chicago und dessen slowakisches Viertel. Hier mußte er erkennen, daß er unter diesen 
Bedingungen niemals das Englische erlernen würde. So siedelte er ins irische Viertel um und 
nahm die Arbeit eines Zimmermanns an. Obwohl seine Ansichten bezüglich der Vereinigten 
Staaten getrübt wurden, genoß er dennoch mehr Freiheiten als in der Österreichisch-
Ungarischen Monarchie. Stefan war ein überzeugter Sozialdemokrat. Anfang 1916 nahm er 
die US-Staatsbürgerschaft an und schloß sich der amerikanischen Sozialdemokratischen Par-
tei an.14 Aber zum Leidwesen von Stefan traten die USA 1917 in den Ersten Weltkrieg ein 
und er erhielt die Einberufung zum Militärdienst. Er versuchte, dem durch Flucht zu entge-
hen, wurde aber gefaßt und saß danach, weil er nicht 1000 Dollar zahlen konnte,  achtzehn 
Monate im Gefängnis. Nach der Entlassung zog er in die Madison Street um und nahm eine 
Arbeit in einer Klavierfabrik an. Dort lernte er Pavlina kennen und heiratete sie. Sie war auch 
aus der Slowakei gekommen, war aber von zu Hause weggelaufen, um die Welt zu sehen. 
Jedoch kannte sie nur die Spülküche, wo sie arbeitete und aus diesem Grund wurde sie Kom-
munistin. Schritt für Schritt verlor Stefan den Glauben an in die Sozialdemokratie. Durch Pav-
linas Einfluss, begann er, Marx zu studieren. Die Studien zu Marx faszinierten ihn so sehr, 
daß er die Sozialdemokratie hinter sich ließ und sich dem Marxismus anschloss. Nach dem 
Ersten Weltkrieg schrieb Stefan nach Hause in die Slowakei: „In Amerika kann man alles 
haben, nur keine Freiheit. Das einzige freie Land auf der Welt ist die Sowjetunion.“15 Gegen 
Ende 1920 wollten beide, Stefan und die schwangere Pavlina, nach Hause zurückkehren. Ob-
wohl Stefan eine Lohnerhöhung erhielt, änderten sie ihren Plan nicht. Im Frühling 1921 fuh-
ren die beiden mit Sohn Julius per Schiff nach Hause in das Dorf Uhrovec.16  
 
 
14 Dubček, 12. Vgl. dazu Shawcross, 16. 
15 Shawcross,  25. 
16 Dubček, 15. Vgl. dazu Shawcross, 17. 
11 
 
                                                           
 
In der frühen Zeit Gomułkas und Dubčeks hatte sich die Landkarte Europas stark verändert. 
Die Slowakei war keine Provinz Ungarns mehr und die  großen kontinentalen Reiche waren 
verschwunden. Die Tschechen und Slowaken bildeten einen gemeinsamen Staat, den sie die 
Tschechoslowakische Republik nannten. Jedoch waren die beiden Gebiete unterschiedlicher 
denn je. Die tschechischen Teile Böhmen und Mähren waren im 19. Jahrhundert rasch indust-
rialisiert worden, dies trug auch zum Nationalbewusstsein bei. Im slowakischen Teil hatte es 
keine Industrialisierung gegeben, zwar war das Nationalbewusstsein nur sehr gering. In der 
Nationalversammlung der neuen gemeinsamen Republik waren von 256 Abgeordneten nur 40 
Slowaken. Des Weiteren waren zwar beide Sprachen Amtssprachen, wurden aber im jeweils 
anderen Landesteil nicht gesprochen oder gelernt.  Die tschechischen Politiker warfen ihren 
slowakischen Kollegen immer Rückständigkeit, politische Unreife und ihnen vieles mehr vor. 
In den gemeinsamen Verwaltungsorganen saßen meist nur Tschechen.  
Mit der Wiederherstellung Polens wurde zugleich die Kommunistische Partei Polens (KPP) 
gegründet.17 Die KPP-Führung dachte, es stehe eine Weltrevolution bevor. Im Jahr 1920, als 
der polnisch-sowjetrussische Krieg stattfand18, leistete die KPP nicht wie alle anderen politi-
schen Kräfte Widerstand gegen Sowjetrußland. Die KPP wollte, daß die polnischen Soldaten 
nicht gegen ihre sozialistischen Brüder den Sowjetrussen kämpfen sollten und brachten Flug-
blätter in Umlauf in denen stand: „Soldaten  der polnischen Armee! Die Revolution wird nur 
siegen, […], wenn Ihr, statt Eure Brüder, die Arbeiter und Bauern Rußlands und der Ukraine, 
zu bekämpfen, Eure Waffen gegen Eure Offiziere, die Bourgeoisie und die Großgrundbesit-
zer, erhebt. Wer gegen Sowjetrußland kämpft, der kämpft gegen die Arbeiterklasse der gan-
zen Welt und ist ein Volksfeind!“19 Aufgrund dieser Aussage wurden die Kommunisten nach 
dem Krieg zu Landesverrätern gestempelt. 
Gomułka schloss sich der Jugendbewegung der Polnisch Sozialistischen Partei (PPS) an. 
Die PPS war gegenüber der KPP eine Partei, welche das gesamte politische Spektrum umfass-
 
17 Eine Beschreibung zu den Linksparteien KPP, PPS, etc. findet ausführlich im Artikel von Strobel  Georg W., 
Arbeiterschaft und Linksparteien in Polen In: Jahrbücher für Geschichte Osteuropas, JBfGOE, Bd.: 10. 1962, 
Stuttgart 1962, 355-363. 
18 Chiari Bernhard  (Hrsg.), Die polnische Heimatarmee.  Geschichte und Mythos der Armia Krajowa seit dem 
Zweiten Weltkrieg, Oldenburg 2003 
19 Bethell, 17. 
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te. Ihre Mitglieder waren unter anderem Tomasz Arciszewski, Adam Ciołkosz20, Jozef Pił-
sudski, Kommunisten, führende Militärs und sowjetfreundliche Kräfte.21 
 Schon 1921, also mit siebzehn, nahm Gomułka am Zweiten Siła-Kongreß in Bielsko (Bie-
litz) teil22. Nach und nach begann er, vermehrt politische Schriften zu lesen. Er wurde Marxist 
und sah Gutes im sowjetisch-kommunistischen Modell, jedoch war er gespalten zwischen der 
nationalen Liebe zu Polen und der marxistischen Überzeugung in Richtung Sowjetrusslands. 
Als er die rechtstehenden Parteiführer der PPS als „Reaktionäre“ und „Verräter der Arbeiter-
klasse“ bezeichnete, schloss man ihn von der PPS-Jugendorganisation aus. Statt sich den 
Kommunisten anzuschließen, die sich durch ihre Aussagen im Krieg diskreditierten, schloss 
er sich dem linken Flügel der Gewerkschaft der Chemiearbeiter (Związek Zawodowy Robotni-
ków Przemysłu Chemicznego)  an. Im selben Zeitraum begann er auch für die Zeitung Trybu-
na Rabotnicza und später für das Blatt Samopomoc Chlopska („Bauern-Selbsthilfe“) zu 
schreiben.  
Stefan Dubček, der nun mit seiner Familie und dem schon geborenen Alexander Dubček in 
Uhrovec war, arbeitete wieder als Zimmermann. Nebenbei gründete er in seinem Heimatdorf 
eine Ortsgruppe der Tschechoslowakischen Kommunistischen Partei. Diese Arbeit in der Par-
tei stellte ihn nicht zufrieden. Er wollte beim Aufbau des Sozialismus mithelfen. So kam es, 
dass er mit dem Gedanken spielte, nach Russland auszuwandern. Mit dem Aufruf der IV. 
„Kommunistischen Internationale“ 1923 wurde von Seiten Rußlands Hilfe beim Aufbau des 
Sozialismus gefordert. Die Idee wurde in der ganzen Slowakei diskutiert. Die größte Gruppe 
war der Ido23-Klub in Turčansky Svätý Martin. Dieser Klub erhielt eine Weisung der Hilfsor-
ganisation Internationale Arbeiterhilfe der Komintern. Am 1. Mai 1923 gründeten Ido-
Mitglieder Genossenschaften, die sie Interhelpo nannten.24 In einer Zweigstelle der Interhelpo 
in Marktfleck Trenčin schrieben sich Stefan und Pavlina ein. Moskau schrieb der Interhelpo, 
sie seien jederzeit in der Sowjetunion willkommen. Stefan und Pavlina kamen 1924 nach Kir-
gisien in die Stadt Pischpek (später Frunse / Bischkek). Die Kommune hatte ursprünglich das 
Ziel gehabt, dass sie als Gemeinschaft für eine bessere Welt ohne Bezahlung lebten und arbei-
 
20 Davies Norman, Im Herzen Europas, 79. 
21 Alexander Manfred, Kleine Geschichte Polens, 287. Zur Struktur der Partei und deren Spaltung empfiehlt sich 
der Artikel Strobel, Georg W., Arbeiterschaft und Linskparteien in Polen 1928-1938. In: Jahrbuch für osteuropä-
ische Geschichte, Stuttgart 1962. 
22 Bethell Nicolas, Gomułka. His Poland and His Communism,  University of Michigan 1969, 6. 
23 Ido ist eine Plansprache die auf der Basis des Esperanto geschaffen wurde. 
24 Shawcross, 23. 
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teten. Im Lauf der Jahre verlor die Kommune aus Trenčin, aufgrund Abwanderung in die 
sowjetischen Großstädte, Mitglieder. 
Als Gomułka einundzwanzig wurde, trat er in die KPP ein und wurde gleich darauf am 
1. Mai 1926 zum ersten Mal inhaftiert. Es heißt, die polnische Polizei habe schon von Anfang 
an für Gomułka interessiert.25 Jedoch wurde er 1926 von der Polizei nur überwacht und es 
gab etliche Hausdurchsuchungen. Er musste, ehe das Verfahren eingestellt wurde, einige Mo-
nate im Gefängnis bleiben. Ende des Jahres 1926 organisierte er Streiks. Sein erster Streik 
fand im Erdölgebiet Borysław statt. Im Jahr darauf übersiedelte er nach Warschau, wo er Sek-
retär der Chemiearbeiter-Gewerkschaft für den gesamten Bezirk Warschau wurde. In dieser 
Position soll Gomułka bei einer Rede die Arbeiter aufgefordert haben „den 10. Jahrestag der 
Oktoberrevolution zu feiern“ und auf „herzliche Beziehungen zwischen Polen und der Sow-
jetunion zu  drängen.“26 Weiters kritisierte er auch die Piłsudski-Regierung und bezeichnete 
diese al
Im Jänner 1928 kehrte er wieder in die Gegend von Krakau zurück und übernahm wieder 
die Position des Sekretärs der Chemiearbeiter-Gewerkschaft in Dąbrowa Gornicza. Durch 
diese Arbeit gehörte er dem örtlichen Komitee der Kommunistischen Partei in Zawiercie an. 
Die Gewerkschaft der Chemiearbeiter wurde sehr stark von der Linken beherrscht und geriet 
somit in Konflikt mit der Zentralkommission der Gewerkschaft (KCZZ), welche von der PPS 
beherrscht wurde.  
Mit dem Staatsstreich Piłsudskis wendete sich die KCZZ von Kommunisten und extrem 
linken Gruppierungen ab. Dadurch wurde die Gewerkschaft der Chemiearbeiter 1928 aus dem 
Verband ausgeschlossen. Gomułka arbeitete in einem extrem Linken Flügel der PPS, obwohl 
er Mitglied der KPP war. Am Landeskongreß der PPS-Linken (PPS-Lewica) wurde er in eine 
Fünfer-Kommission gewählt, welche ein Programm ausarbeiten sollte. Doch wurde die Arbeit 
nie aufgenommen bzw. ausgeführt, da sich die Führung der PPS-Linken im selben Jahr änder-
te. Am 21. Juli 1929 wurde Gomułka in das Zentralkomitee der PPS-Lewica gewählt.27  
In Polen gab es in diesem Jahr ständig Unruhen und Streiks, an denen auch Gomułka beteiligt 
war. Gomułka war aktiv bei den Streiks dabei und hielt keine Reden vor den Arbeiterver-
 
25 Bethell, 18. 
26 Bethell, 20. 
27 Bethell, Gomułka., 10. 
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sammlungen oder in der Partei, deshalb stieg er sehr langsam in der KPP auf. Denn diese war 
zu jener Zeit stark von den Intellektuellen beherrscht.  
Schon 1931 gehörte er auch dem Zentralen Gewerkschaftsbüro des ZK der KPP an. Im Jän-
ner 1931 war er beteiligt an der Gründung der Linken Gewerkschaft (Lewica  Związkowa). 
Man hoffte, man könne den führenden Gewerkschaften etwas entgegensetzen, doch hatte die 
neue Gewerkschaft 1933 nur 51 000 Mitglieder. Trotz alledem  war sie die wichtigste von 
Kommunisten beherrschte Gewerkschaft, innerhalb der Partei war aber der Gewerkschafts-
posten kein wichtiger Posten. Unter Gomułkas Führung wurde der „Okkupationsstreik“ 28 als 
Waffe eingeführt. 
Im Jahr 1932 wohnte Gomułka nicht mehr in der Nähe Krakaus, sondern in Łódź südwest-
lich von Warschau. Dort plante er für den 17. Juni einen Generalstreik. Dieser Aufstand schei-
terte. Am 18. August versammelten sich vor der Stadt Kommunisten und Mitglieder der Lin-
ken Gewerkschaft. Rund 25 Personen sollen es gewesen sein. Einige dieser Personen wurden 
aber bis zum Konferenzort verfolgt und die Versammlung wurde gesprengt. Elf Teilnehmer 
wurden sofort festgenommen.29 Gomułka und Józef Krawiec wurden zu vier Jahren Gefäng-
nis verurteilt. Nachdem er zwei Jahre abgesessen hatte wurde er aus gesundheitlichen Grün-
den entlassen. Wo er nach der Haftstrafe war, ist nicht ganz geklärt. Die polnische Literatur 
verschweigt, daß Gomułka die Jahre 1934 und 1935 am Internationalen Lenin-Institut in der 
Sowjetunion verbrachte. Jedoch findet sich im Ergänzungsband der „Großen Sowjet-
Enzyklopädie“ ein Vermerk über den Aufenthalt Gomułkas in der UdSSR. Auch das Osteuro-
pa-Handbuch30 von 1959 vermerkt, dass er in der Sowjetunion war.31  
Wenn eine Westdeutsche und eine Sowjetische Quelle in diesem Punkt übereinstimmen, 
kann man annehmen, daß er sich doch in der UdSSR aufhielt. Auf alle Fälle kehrte er 1935 
nach Swietochowice ins polnische Schlesien zurück. Dort war er Regionalmitglied der KPP. 
Gemeinsam mit Jakubowski  Figuła, bereitete er den Okkupations- und Hungerstreik der 
Bergarbeiter vor. Am 23. März 1936 riefen die Bergarbeiter von Chropaczowa diesen Streik 
aus.32 Dies war Gomułkas letzte Aktion vor dem Zweiten Weltkrieg. Die Polizei verhaftete 
 
28 Der Okkupationsstreik wurde im Ausland als polnischer Streik und in den 1960er auch als ist in bezeichnet. 
Die Arbeiter besetzten ihren Arbeitsplatz, solange bis sie gewaltsam entfernt werden.  
29 Bethell, 22-23. 
30 Osteuropa-Handbuch: Polen, Köln, 1959.: Gomułka habe die Jahre 1934-1935 in der Sowjetunion verbracht 
und dort die „Komintern-Akademie“ besucht. 
31 Bethell, 23. (Der Ergänzungsband erschien 1956 nach dem Gomułka rehabilitiert wurde.)  
32 Bethell, 24. 
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ihn, Figuła und sieben andere Anführer. Gomułka wurde zu sieben Jahren Haft verurteilt.  
Sein Vorgesetzter Figuła bekam nur vier Jahre. Dies läßt darauf schließen, dass er in der Or-
ganisation wichtiger war als sein Vorgesetzter.  
Dubček ging im Interhelpo-Lager in Pischpek eine sowjetisch-slowakische Schule. Im La-
ger wurde in Tschechisch und Slowakisch unterrichtet. Mit der Ankunft zweier Schriftsteller 
änderte sich 1926 das System. In diesem Unterricht kamen die einheimischen Kinder nicht 
mit. Frantisek Svozil und Peter Jilemnicky forderten, daß der Unterricht in Russisch durchge-
führt werden müsse. In einer Abstimmung wurde dieser Plan angenommen und von Seiten der 
Sowjetregierung kamen 25 sowjetische Lehrer, die Ordnung in das Chaos des neuen Schul-
systems brachten. Als Dubčeks Eltern sich eine schwere Grippe zuzogen, wechselten sie den 
Ort. Im Jahr 1933 zogen sie nach Gorki (Nischni Novgorod). Stefan erhielt hier Arbeit in der 
Automobilfabrik Lichajewski. Diese arbeitete mit der amerikanischen Fabrik Adams und Co. 
zusammen, wo er seine Englischkenntnisse einbringen konnte.33 
Alexander und Julius fanden in Gorki eine strenger reglementierte Schule vor als die in 
Pischpek.  Dubček war ein fleißiger Schüler gewesen. Er soll ein in sich gekehrter und ernster 
Schüler geworden sein. Im Gegensatz war sein Bruder ein lebenslustiger, aber fauler Schüler. 
Diese Zeit in der Sowjetunion im Jahr 1937 soll Dubček34 als Paradies bezeichnet haben.35 
Doch entging ihm nicht, daß der Terror begann. Viele seiner sowjetischen Freunde wollten 
nichts mehr mit ihm zu tun haben. Seiner Meinung nach wusste Stalin von dem allem nichts 
als Schuldigen identifizierte er den NKWD-Chef Nikolai Ježows. Als am 8. Dezember 1938 
Ježows durch Lawrenti Berija gestürzt wurde, blieb der Schein von Stalins Unkenntnis auf-
recht. Im Jahr 1938 hatte sich zudem die politische Position Stalins gegenüber den Auslän-
dern und den Interhelpo-Gruppen geändert. Er forderte sie auf, entweder die Staatsbürger-
schaft anzunehmen oder auszuwandern. Die Familie Dubček entschied sich für  das Auswan-
dern und im Frühjahr 1938 kehrte die Familie in die Tschechoslowakei zurück. 
 
33 Dubček, 39. 
34 Wenn ich im Verlaufe des Textes nur den Namen „Dubček“ ohne Vorname erwähne, ist immer Alexander 
Dubček gemeint.  
35 Shawcross, 33. 
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3.  Auf  dem  Weg  zum  Verlust  der  staatlichen  Souveränität  und  der 
Zweite Weltkrieg (1938­1944) 
Doch sollte nun der Untergang für den „demokratischen“ Staat Tschechoslowakei begin-
nen. In der Nacht vom 30. September 1938 wurde das „Münchner Abkommen“36 zwischen 
Edouard Daldier (Frankreich), Arthur N. Chamberlain (Großbritannien), Benito Mussolini 
(Italien) und Adolf Hitler (Deutsches Reich) unterzeichnet. Oberst František Hájek schrieb an 
jenem Tag in sein Tagebuch, „die Nachricht von der Kapitulation wurde blitzschnell bekannt. 
[…] Die Offiziere weinten, andere haben geflucht… Die Kritik galt vor allem der Regierung, 
die kapituliert hatte, aber auch der militärischen Führung…“37 Das Abkommen stimmte der 
Angliederung des Sudetenlandes an das Deutsch Reich zu. Im selben Monat forderte Polen 
das Gebiet von Teschen38. Die Tschechoslowakische Regierung mußte bis zum 2. Oktober 14 
Uhr das Gebiet räumen.39 Die slowakische Volkspartei unter der Führung von Jozef Tiso for-
derte eine Autonomie für die Slowakei, andernfalls würde er Berlin um Hilfe bitten. Aufgrund 
dieser Drohung wurde der Slowakei Autonomie zugesprochen. Am 5. Oktober erklärte Ed-
vard Beneš via Rundfunk seinen Rücktritt als Staatspräsident. Auch die Regierung unter Jan 
Šyrový, die für die Kapitulation verantwortlich war, trat zurück.40 Am 2. November 1938 
wurden beim Ersten Wiener Schiedsspruch Ungarn große Teile der Südslowakei zugespro-
chen und im selben Moment sprach man von der Zweiten Tschecho-slowakischen Republik41 
oder der Rest-Tschechei.  
 
36 Tschechoslowakei, Länderberichte Osteuropa III, München‐Wien 1977, 17. Vgl. Alexander Manfred, Kleine 
Geschichte der Böhmischen Länder, Ditzingen 2008, 449. 
37 Ströbinger Rudolf, Schicksalsjahre an der Moldau. Die Tschechoslowakei – Siebzig Jahre einer 
Republik, Gernsbach 1988, 66. 
38 Heute ist dieses Gebiet geteilt zwischen Polen und der Tschechischen Republik. Es gibt zwei Städte auf polni‐
scher Seite Cieszyn und tschechischer Seite Český Tĕšin 
39 Ströbinger, 67. (Bei Ströbinger wird die Forderung des Teschener-Gebiets auf den  20. September 1938 fest-
gelegt, wo hingegen Shawcross erklärt, es war nach dem Münchner Abkommen.) 
40 Tschechoslowakei, Länderberichte Osteuropa III, 17. 
41 Alexander, Kleine Geschichte, 432. 
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Am 15. März 1939 wurde die Slowakei de jure unabhängig42, aber de facto diente sie als 
Vasall des Deutschen Reichs.  Die tschechischen Teile Böhmen und Mähren wurden zum 
Protektorat erklärt und ins Reich eingegliedert. Als 1939 Tiso Präsident des slowakischen 
Staates wurde, trat Alexander Dubček auf  Anraten seines Vaters der slowakischen Kommu-
nistischen Partei (KPS) bei.   
Die Slowakei wurde während des Weltkrieges zum faschistischen Vasallenstaat und blieb Ver-
bündeter Deutschlands. Als die Familie Dubček in die Slowakei zurückkehrte, knüpfte der Va-
ter gleich wieder mit Freunden der KPS an alte Zeiten an und trat in die Partei ein. Die KPS 
war die einzige organisierte Widerstandskraft gegen den Faschismus und gegen das Münchner 
Abkommen. Die KPS erkannte den slowakischen Staat und das Münchner Abkommen nicht an 
und drängte auf eine Wiederherstellung der Tschechoslowakei. 
Am 1. September 1939 überschritten Deutsche Truppen die deutsch-polnische Grenze. Der 
Einmarsch Hitlers und der Zweite Weltkrieg in Europa wurden ausgelöst. Die polnischen 
Truppen versuchten währenddessen die anrückenden Deutschen Truppen abzuwehren. Doch 
mißlang ihnen dies, sie unterlagen.43 
Dazu schrieb die Zeitung Trybuna Ludu am 1. September 1955:  „Von allen schmerzlichen 
Erfahrungen, die das polnische Volk in seiner Geschichte erlebt hat, hat die Tragödie vom 
September 1939 die größte Last an Schmerz und Verbitterung hinterlassen… Der nach fast 
anderthalb Jahrhunderte dauernder Versklavung wiedererstandene polnische Staat stürzte 
wieder unter den Schlägen des Angreifers. Binnen zwei Wochen platzten alle Illusionen, mit 
denen die polnische Bourgeoisie das Volk nährte, um die Schwäche und Rückständigkeit des 
Staates zu verdecken, wie eine Seifenblase… als es so weit war, konnten Kampfeswille und 
Heldentum des polnischen Soldaten nichts helfen, der einsam gegen die stärkste imperialisti-
sche Armee kämpfen mußte. […]“44 
Glos Pracy folgte der Trybuna Ludu und schrieb ebenfalls über den Überfall, aber nicht in 
der typischen kommunistischen Diktion:  „[…] In 5 ½ Wochen verloren wir 6 Millionen pol-
nische Staatsangehörige. Dieser tragische September ging in unsere Geschichte nicht nur als 
 
42 Tschechoslowakei, Länderberichte Osteuropa III,  17. 
43 Alexander, Kleine Geschichte, 311. 
44 Ostbüro der SPD, Heft September 1955, 2. 
Datum einer beispiellosen Niederlage ein, er ist auch ein Tag der Gewissensabrechnung 
[…]“45 
Gomułka und die spätere Parteispitze (Marceli Nowotko und Pawel Finder) saßen im Ge-
fängnis. In diesen Kriegstagen wurden die Gefängnisse nicht mehr bewacht und die Häftlinge 
flohen. Gomułka floh nach Warschau und half mit, die Stadt zu verteidigen. Drei Wochen 
hielt Warschau stand, ehe sie den Deutschen in die Hände fiel.  
Am 17. September 193946 wurde das polnisch-sowjetische Verhältnis auch unter den Kom-
munisten schwer belastet, denn Vjačeslav Michajlovič Molotow, Volkskommissar für Aus-
wärtige Angelegenheiten, überreichte dem polnischen Botschafter Waclaw Grzybowski eine 
Note, in der er ihm mitteilte, daß die sowjetischen Truppen die ostpolnische Grenze über-
schreiten werden. Die Sowjetunion tue dies „um das Leben und das Eigentum der Einwohner 
der Westukraine und des Westlichen Rutheniens zu schützen. […].47“ 
Am 23. August unterzeichnete Deutschland und die UdSSR den Hitler-Stalin-Pakt.48 Das 
Ende Polens und des Baltikums als souveräne Staaten wurde besiegelt. „[…] Für den Fall 
einer territorial-politischen Umgestaltung der 
zum polnischen Staat gehörenden Gebiete wur-
den die Interessensphären Deutschlands und 
der UdSSR ungefähr durch den Verlauf der 
Flüsse Pissa, Narew, Weichsel und San abge-
grenzt. Die Frage, ob die beiderseitigen Interes-
sen die Erhaltung eines unabhängigen polni-
schen Staates erwünscht erscheinen lassen und 
wie dieser Staat abzugrenzen wäre, kann end-
gültig erst im Laufe der weiteren politischen 
Entwicklung geklärt werden. In jedem Falle 
Abbildung 3: Aufteilung Polens 1939 
                                                            
45 Ostbüro der SPD,  Über Berichte, 2. 
46 Bethell, 46. 
47 Bethell, 47. 
48 Brückmann Andreas, Vom Regionalkrieg zum Weltkrieg. Der Zweite Weltkrieg 1939-1941, Tectum Verlag 
2003, 6. 
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werden beide Regierungen diese Frage im Wege einer freundschaftlichen Verständigung lö-
sen. […]“49 Polen wurde geteilt. Die Westhälfte bis zu den Flüssen Narew, Weichsel und San 
erhielt das Deutsche Reich und den Osten Polens und das Baltikum di
  In weiten Teilen Polens war die Bevölkerung froh über die Ankunft sowjetischer Truppen, 
denn sie dachten, daß diese ihnen gegen die Wehrmacht zur Hilfe kamen. Die Sowjets konn-
ten ungehindert durch die Westukraine und das westliche Weißruthenien vorstoßen. Am Bug 
(östlich der Weichsel) bezogen sie schließlich Stellung, wie es im geheimen Zusatzprotokoll 
vereinbart war. Die polnische Regierung floh über Galizien nach Rumänien, wo sie verspre-
chen musste, jede politische Tätigkeit zu unterlassen.  
Im sowjetisch besetzten Polen wurde die Westukraine aus dem Staatsverband gelöst und am 
1. November  in die Ukrainische Sowjetrepublik eingegliedert und am 2. November wurde 
Weißruthenien in die weißrussische (belorussische) Sowjetrepublik einverleibt.50 Im deutsch 
besetzten Polen wurden Westpreußen-Danzig, Oberschlesien und alle deutschsprachigen Ge-
biete in Westpolen dem Reich eingegliedert. Der Rest von Polen wurde zum Generalgouver-
nement umgewandelt und unter deutsche Militärverwaltung gestellt. Dies betraf unter ande-
rem alle Gebiete um Warschau und Krakau. Das gesamte Binnenland stand somit unter Mili-
tärverwaltung. 
Die Kommunistische Partei Polens wurde aufgelöst Die meisten Kommunisten flohen, so-
fern sie es konnten, Richtung Osten, so auch Gomułka. Er kam nach Łwow, der Hauptstadt 
der Westukraine. Hier arbeitete er in einer Druckerei.51 
Łwow und Białystok wurden die neuen Hauptzentren der polnischen Kommunisten. Jedoch 
wurden die polnischen Kommunisten als Feinde behandelt. Die einzigen, denen die Sowjets 
vertrauten, waren diejenigen die während der Piłsudski-Ära im Gefängnis saßen. Die anderen 
die nicht „sauber“ waren, also nicht im Gefängnis saßen, wurden in Lager zur Zwangsarbeit 
gebracht oder sonst Opfer des stalinistischen Terrors. Das Hauptinteresse galt der polnischen 
Armee. Diese umfaßte 240 000 – 250 000 Soldaten, von denen 100 000 in sowjetische Gefan-
genschaft geraten waren. Am 19. September 1939 rief Berija durch den Befehl Nr. 0308 die 
„Hauptverwaltung für die Kriegsgefangene (GUWP)“ mit Sonderlagern ins Leben. Die einfa-
 
49 Hitler-Stalin-Pakt (www.stalinwerke.de  29.10.2008)  
50 Paczkowski Andrej, Polen der Erbfeind. In: Courtois Stephane, u.a, Das Schwarzbuch des Kommunismus. 
Unterdrückung, Verbrechen und Terror, München, 4. Auflage, 2000, 402. 
51 Bethell, 49. 
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chen Soldaten entließ man im Oktober aus der Gefangenschaft, aber rund 25 000 verwendete 
man für den Straßenbau, weitere ca. 12 000 stellte man der Schwerindustrie als Zwangsarbei-
ter zur Verfügung. In Starobielsk, Kosielsk und Ostaschkow wurden „Offizierslager“ für pol-
nische Polizisten und Offiziere errichtet. Ende Februar des Jahres 1940 sollten 6 192 Polizis-
ten (inklusive der zivilen Kräfte) und 8 376 Offiziere interniert gewesen sein.52 
Gomułka hatte von der sowjetischen Führung die Erlaubnis erhalten, Beiträge in der pol-
nischsprachigen Zeitung Czerwony Sztandar (Roter Banner) zu schreiben. Die polnischen 
Flüchtlinge gründeten verschiedene Vereinigungen wie „Hammer und Sichel“ und „Freunde 
der UdSSR“. Dabei hatten sie sich Gedanken über die Zukunft Polens gemacht. Einige, z.B.: 
„Hammer und Sichel“ und „Freunde der UdSSR“,  wollten das Polen eine Sowjetrepublik 
wird und somit Teil der UdSSR  - was kein neuer Gedanke, aber zum ersten Mal möglich 
gewesen wäre. Andere wollten den Befreiungskampf Polens – also wieder ein souveränes 
Polen sehen, dazu zählte die „Union für den Freiheitskampf“.53 
In der zweiten Hälfte des Jahres 1940 wurde den Polen von Seiten der Komintern erlaubt, 
eine neue Kommunistische Partei aufzubauen. Zu den nun führenden Persönlichkeiten zählten 
Marceli Nowotko, Pawel Finder, Jan Turlejski, Anastazy Kowalczyk und Bolesław Mołojec. 
Einige Personen wurden zur Ausbildung nach Moskau geholt. Mit der Verschlechterung der 
Beziehung zwischen Deutschen und Sowjets gewann die neue polnische Parteispitze an Be-
deutung. Währenddessen kämpfte in Polen weiterhin die Untergrundarmee Heimatarmee 
(AK) gegen die Deutschen.54 
Der Hitler-Stalin-Pakt dämpfte die Stimmung der slowakischen Kommunisten, aber sie sa-
hen ihn als eine Notwendigkeit an. Dubček konnte trotz seiner politischen Überzeugung 1940 
eine Arbeit als Schlosser in einer Waffenfabrik finden. Er beteiligte sich an einer kommunisti-
schen Zelle und riskierte dabei sein Leben. Er führte kleinere Sabotageakte aus schmuggelte 
Waffen aus der Fabrik, die in den nahen Bergen versteckt wurden.55 
Mit dem Überfall der Wehrmacht auf die Sowjetunion am 21. Juni 1941 änderte Stalin sei-
ne politische Richtung weg vom Imperialistischen Krieg und hin zum Vaterländischen Krieg. 
Auch Stalins Ansichten zur polnischen Frage veränderte sich, als am 30. Juli 1941 General 
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Władisław Sikorski von der Londoner Exilregierung und der sowjetische Botschafter Iwan 
Maisky ein Abkommen in London unterzeichneten.56 Die polnischen Gefangenen wurden aus 
diesen Lagern entlassen und eine generelle Amnestie wurde ausgesprochen. Jedoch wurde 
Sikorski von vielen als Verräter gesehen, da er den Nationalstolz verletzte und sich den Sow-
jets quasi unterwarf. Die entlassenen Häftlinge sollten als polnische Armee in der Roten Ar-
mee kämpfen. Das Abkommen brachte aber ein Dilemma für Moskau. Moskau mußte nun 
den Agitationen der polnischen Kommunisten vorerst ein Ende setzten, da ihnen das Bündnis 
mit der Exilregierung zu wichtig war und die Deutschen zu schnell vorankamen.  
Statt politisch aktiv zu werden suchten die polnischen Kommunisten indes einen neuen 
Namen für ihre Partei. Kommunistisch konnten sie nicht nehmen, da dies bei den Polen 
verhaßt war. Der erste Vorschlag lautete „Polnische Arbeiter- und Bauernpartei“. Ein 
mißglückter Versuch! Dieser Name klang zu sehr an die Sowjetische Propaganda. Schließlich 
einigte man sich auf die „Polnische Arbeiterpartei (Polska Partia Robotnicza PPR). Gomułka 
hatte sich indes nach dem deutschen Überfall auf die UdSSR nach Westen in seine Heimat-
provinz Rzeszow durchgeschlagen und machte sich dort in den letzten Tagen im Jahr 1941 
einen Namen als führender Widerstandskämpfer.57  
Im Juli 1942 wurde Dubčeks Vater bei einem geheimen Treffen im Stadtpark von Bratisla-
va verhaftet. Erst ein Jahr später durfte Dubček 
seinen Vater im Gefängnis von Nitra besuchen. 
Es wurden auch Ludovít Benada und Ján Osoha 
verhaftet, beide waren Dubčeks Bürgen, anläßlich 
seines Beitrittes zur Partei gewesen. Ungefähr zu 
dieser Zeit kam Gomułka nach Warschau zurück 
und übernahm die Warschauer PPR-Organisation. 
Im Dezember 1942 wurde er mit drei anderen 
Mitgliedern des Zentralkomitees verhaftet. Die 
Führung der Partei fiel an Nowotko, Finder und 
Mołojec. Alle drei waren in Moskau ausgebildet 
worden.58 Abbildung 4: Westverschiebung Polens 
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Im Jahr 1943 wurde Finder verhaftet und im Juli desselben Jahres nach Folterungen er-
schossen. Die genauen Umstände sind ungeklärt. Aber 1949 meinten einige Stalinisten, daß 
Gomułka und einer seiner Freunde die Gestapo auf dieses Treffen, aus Unachtsamkeit, hin-
gewiesen hätten. Ob dies nun der Wahrheit entspricht wird niemals geklärt werden können. 
Heute geht man eher davon, dass dies zufällig geschah und kein Komplott dahintersteckte.59  
Nach der Hinrichtung der Führung wurde am 23. November Władysław Gomułka zum 
Vorsitzenden der PPR gewählt.60 Die PPR hatte keine Möglichkeit mit Moskau Kontakt auf-
zunehmen, da Nowotko, Finder und Mołojec die einzigen waren, die den Code kannten, nicht 
mehr unter ihnen weilten.61 
Nun trat zwischen den Alliierten und der Exilregierung die Frage in den Vordergrund, in 
welchen Grenzen Polen wiederhergestellt würde, nachdem die Deutschen bei Stalingrad ihre 
entscheidende Niederlage erlebt hatte und die Alliierten am Vormarsch waren. Stalin plädierte 
die „Curzon-Linie (ehemals Molotow-Ribbentrop-Linie aus dem Hitler-Stalin-Pakt). Nicht 
Polen, sondern Deutschland sollte Gebietseinbußen erleiden.62 
Während in Polen die neue Ordnung in der Partei klar wurde, kämpfte man innerhalb tsche-
choslowakischen Kommunistischen Partei um deren Neuordnung und Aufbau. Dazu wurden 
1943 Klement Gottwald, Karol Šmidke  und Karol Bacilek aus Moskau in ihre Heimat ent-
sandt. Ein Konflikt zwischen den heimischen und den aus dem Moskauer Exil zurückkehren-
den Kommunisten bahnte sich an. Doch Šmidke kam mit Gustav Husák und Laco Novomeský 
nicht aus. Außerdem mußte er feststellen, daß diese fest im Sattel saßen. Husák und Novo-
meský machten Šmidke klar, sie führen keine Befehle von Personen aus, die Beschlüsse am 
grünen Tisch in Moskau fassten. Im Dezember 1945 wurde eine Weihnachtsvereinbarung mit 
den sozialdemokratischen Kräften und den slowakischen Untergrundgruppen geschlossen. Die-
se besagte, dass die KPS und die KPČ die Vorkriegsrepublik gleichberechtigt wiederherstellen 
sollten. Mit diesem Zug wurde die KPS ein gleichberechtigter Partner gegenüber der KPČ und 
den sozialdemokratischen Kräften. Gottwald und Stalin waren von diesem Schachzug Husáks 
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nicht begeistert. Sie meinten, er weiche von der „Doktrin des demokratischen Zentralismus“ 
ab.63 
Gomułka rief 1943 zur Bildung eines polnischen Nationalrates auf. Jedoch konnte er die 
Heimatarmee (AK) nicht für diesen Rat gewinnen, auch wenn wenige von der AK das „Mani-
fest“ zur Gründung des Nationalrates unterschrieben. Jetzt versuchte Gomułka, die PPR lang-
sam an die Macht zu bringen. Er meinte „der polnische Nationalrat wird zu einer gegebenen 
Zeit eine provisorische Regierung berufen, in der die Vertreter aller Gruppen mit demokrati-
schen Fundament aufgenommen werden.“ Der demokratische Gedanke der PPR war nicht 
gleich dem Gedankengut der Westmächte. Demokratie war hier im Sinne der kommunisti-
schen Ideologie gedacht. D.h. alle diejenigen, die nicht dem sozialistischen-marxistischen 
Prinzip folgten, schloss man einfach aus. 64  
4. Die National Aufstände gegen die Deutschen 1944 
Am 1. August 1944 begann in Warschau ein Aufstand gegen die Deutschen, der sogenannte 
„Warschauer Aufstand“. Im Stadtteil Żoliborz kam es zu starken Zusammenstößen zwischen 
der deutschen Garnison und dem Widerstand. Um 17 Uhr begann der Großangriff auf die 
deutschen Stellungen, doch die Deutschen konnten nicht überrascht werden.65 Grund hierfür 
war die ungleiche Ausrüstung und Ausbildung. Die polnischen Verbände hatten zwar viele 
Soldaten, aber die schlechtere Ausrüstung. Weiters kam hinzu, dass die Soldaten den Befehl 
zur Mobilmachung erst am Abend es 31. Juli oder in der früh des 1. August erhielten und da-
her manchmal nicht ihren Einsatzort erreichten. Doch an diesem Tag konnten die Polen einen 
Erfolg verbuchen, denn in den Straßenkämpfen konnten sie den Deutschen wichtige Stellun-
gen abringen und sie zum Rückzug zwingen. Obwohl die Polen einen kleinen Erfolg hatten, 
ergaben sich neue Probleme. Der Nachschub brach zusammen. Weder Munition noch Ausrüs-
tungsgegenstände etc. erreichten die Soldaten. Der Kommandeur der polnischen Streitkräfte 
meldete zirka 30 Prozent Verlust. Die Verbände verließen das Gebiet und gingen in die  Vor-
orte. Am nächsten Tag kehrten sie zurück. Die Deutschen hatten diesen Vorteil nicht genutzt. 
Entweder wußten sie es nicht oder sie waren ebenfalls schwer getroffen worden. Als die pol-
nische Armee weitere Erfolge feierte und die Deutschen den Aufstand nicht niederschlagen 
konnten, entschieden sie, alle Nichtdeutschen zu töten und die Stadt den Erdboden gleich zu 
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machen. Am 6. August wurde die deutsche Heeresleitung in Polen ausgewechselt. Der neue 
Befehlshaber gab den Befehl, Kinder, Alte und Frauen nicht zu töten. Es sollte aus taktischen 
Gründen nicht geschehen. Dennoch kam es zum Massenmord, der durch spezielle SS-Einheit 
ausgeführt wurde. Des Weiteren hatten die Deutschen es geschafft, die Sowjets bei Warschau 
zurückzuschlagen. Nach Wochen langen Kämpfen schlugen die Deutschen den Widerstand 
zurück und planten einen Angriff auf den Hauptstützpunkt der Heimatarmee (AK) in der Alt-
stadt. Die Deutschen wollten unbedingt die Nachschublinie nach Osten frei bekommen und 
damit dem Widerstand den Weg zu den herannahenden Sowjets abschneiden. Erst einen Mo-
nat nach Beginn dieses Aufstandes begann die sowjetische Luftwaffe erfolgreich deutsche 
Stellungen zu bombardieren. Doch die Artillerie der Sowjets griff nicht ein, sondern deckte 
nur den Rückzug des Widerstandes. Am 1. Oktober kapitulierte die AK und der Warschauer 
Aufstand war damit misslungen.66 
Im selben Zeitraum mußten die Deutschen nicht nur in Warschau gegen einen Aufstand 
kämpfen, sondern auch in der Slowakei. Dort kam es wegen Truppenverlegung aus dem slo-
wakischen Gebiet an die Ostfront, zu Unruhen gegenüber der Regierung Tiso. An der Ostfront 
mußte Tiso erleben, wie seine Armee langsam auf die Feindesseite überlief und sich der Ro-
ten Armee anschloss. Der Slowakische Nationalrat unter Husak beschloß, daß das Volk und 
die Armee einen bewaffneten Aufstand einleiten sollten.67 
Am 28./29. August 194468 begann der slowakische Nationalaufstand (Slovenské národné 
povstanie, SNP) gegen Hitler-Deutschland. Der Aufstand ging vom Militär (ca. 60 000 Mann), 
und den Partisanen (ca. 7 000 Mann) aus. Der slowakische Nationalrat errichtete sein Haupt-
quartier unter der Leitung des Stabschefs der Landstreitkräfte in Banská Bystrica (Neusohl). 
Das Erste Slowakische Armeekorps sollte die Gebirgspässe für die Rote Armee öffnen, wurde 
aber von der Wehrmacht besiegt. Die Hälfte der Soldaten konnte entkommen und sich den Par-
tisanen anschließen. Kampflos ergaben sich die Garnisonen Bratislava und Nitra. Das Gebiet 
um Banská Bystrica wurde bis Oktober 1944 gehalten, ehe die Deutschen auch hier siegten. So 
stieß die Rote Armee beim Duklapass auf die Wehrmacht. Als die Sowjets die Deutschen von 
Ungarn her langsam aufrollten, konnten die Partisanen ihren Kleinkrieg weiterführen. Alexan-
der und Julius kämpften in der Partisanengruppe unter Jan Žižka. Diese Gruppe hatte die Auf-
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gabe, die deutschen Versorgungslinien zu sabotieren. Am 20. November69 kam es zum offenen 
Gefecht zwischen den Deutschen und der Partisanengruppe. Die Partisanen hatten schwere 
Verluste zu beklagen, darunter Dubčeks Bruder Julius. Dubček trug eine Verletzung am Ober-
schenkel davon. Laut Aussagen von Freunden war Julius auf dem Rückweg von einem Trink-
gelage seines Onkels zum Lager gewesen, als die Deutschen ihn erschossen.70 
Der Slowakische Nationalaufstand hatte eine politische Veränderung zwischen den Kräften 
der tschechischen und slowakischen Kommunistischen Partei herbeigeführt und mündete im 
Kaschauer Programm, welches am 5. April 1945 veröffentlicht wurde.71 In diesem Programm 
erhielten die Slowaken mehr Rechte, die Slowakei durfte eigene Militäreinheiten aufstellen, ihr 
Gebiet selbst verwalten und das Bildungs- und Erziehungswesen wurde in einer Gesamtpolitik, 
in Übereinstimmung mit slowakischen nationalen Interessen, geregelt. Die KPČ hielt sich bis 
1948  an das Programm, um die KPS nicht aus ihrem Lager zu verlieren, doch danach über-
nahm sie in Prag die Alleinherrschaft.72 
5. Die Weichen  für  die Wiederherstellung  der  Souveränität  und  die 
Machtübernahme durch die Kommunisten (1944­1948/49) 
Der polnische Nationalrat (Krajowa Rada Narodowa, KRN) entstand in der Neujahrsnacht 
1944, einen Monat nach Gomułkas Wahl zum PPR-Vorsitzenden und sollte nach dem Krieg 
in eine Regierung umgewandelt werden.73 Der Präsident des KRN war Bolesław Bierut, eben-
falls in Mitglied der PPR. Der KRN übernahm die Verwaltung der befreiten Gebiete und setz-
te das Schulsystem wieder in Gang. Die polnische Armee marschierte westwärts mit den 
Sowjets gegen Berlin. Am 31. Dezember 1944 wurde das „Lubliner Komitee“ als provisori-
sche Regierung eingesetzt und am 4. Jänner 1945 von der UdSSR und einigen wenigen Län-
dern anerkannt.74 Gomułka wurde zum stellvertretenden Ministerpräsident ernannt. Die Op-
position versuchte, gegen die PPR vorzugehen, es blieb aber unklar, mit welchen Mitteln. 
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Sollte Gewalt oder eine Politik des Abwartens angewandt werden. Mikołajczyk vertrat die 
Politik des Abwartens auf freie Wahlen und der Entstehung einer parlamentarischen Demo-
kratie. Die Londoner Exilregierung („die Londoner“) verbündeten sich mit den in Polen be-
findlichen „Kampf um Unabhängigkeit-(NIE)-Einheiten und den „Nationalen Bewaffneten 
Streitkräften“ (NSZ). Viele Polen vertraten die Ansicht, daß die NIE und die NSZ richtig 
handeln würden, da sie meinten, die Sowjetunion löse nur Hitler-Deutschland als Besat-
zungsmacht in ihrem Land ab. Gegen die oppositionellen Kräfte ging auch der Sicherheits-
dienst vor, der durch die Rote Armee unterstützt wurde. An die Stelle der NIE trat nun die 
Widerstandsgruppe WiN (Freiheit und Unabhängigkeit), die  alle antikommunistischen  Kräf-
te vereinte. Es kam zum Bürgerkrieg, da sich alle in  der WiN in ihrer antikommunistischen 
zu den Kommunisten einig waren. Es kamen viele Polen um, genaue Zahlen gibt es nicht. Die 
beiden Seiten geben immense Zahlen an, aber insgeheim schätz man, daß etwa zehntausend 
Menschen getötet wurden. Die Kommunisten hatten im Bürgerkrieg einen Vorteil. Sie verfüg-
ten über Gefängnisse und hatten den größten Teil der Verwaltung in ihrer Hand.75 
Während die Rote Armee weiter Richtung Berlin vormarschiert, zogen sich viele Deutsche 
aus ihrer Heimat in Ostpreußen/Danzig mit der Wehrmacht zurück. Dies führte in manchen 
Landstrichen zu einer fast gänzlichen Entvölkerung, zur dieser Gebiete wurde Verwaltung  im 
November 1945 ein eigenes Ministerium unter Gomułka gegründet wurde. Schon im Mai 
hatte er den Abtransport der restlichen Deutschen gefordert. Mit der Vertreibung der Deut-
schen konnten die Polen, die in Folge der Westverschiebung Polens nun im Gebiet der 
UdSSR lebten, in den Westen Polens übersiedeln. Drei Millionen Menschen wollte Gomułka 
dort ansiedeln, bis zum Herbst mussten es wegen der Ernte zweieinhalb Millionen sein.76 
Gomułka hatte noch eine weitere Aufgabe zu erfüllen. Er mußte die PPR von einer kleinen 
Partei zu einer Massenpartei machen. Nachdem die  polnische Arbeiterpartei sechs Monate 
legal arbeitete, hatten sie nur 30 000 Mitglieder. Für polnische Verhältnisse war sie noch im-
mer eine kleine Partei. Alle Bewerber wurden zu jener Zeit aufgenommen, später musste man 
lange auf die Aufnahme in die Partei warten. Der stärkste Gegner der PPR war die Bauernpar-
tei von Mikołajczyk (PSL), deren Sitz noch immer in London war. Diese Bauernpartei ist 
strikt zu unterscheiden von der  in der provisorischen Regierung sitzenden Bauernpartei (SL), 
welche wie die Sozialistische Partei (PPS) mit den Kommunisten sympathisierten, aber sich 
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nicht der PPR anschließen wollten. Gomułka prangerte nun den Namen der eigenen Partei an. 
Er meinte, nun fehlen im Namen die Bauern und „kommunistisch. („Polnische Arbeiter- und 
Bauernpartei“)77 
Während die Dreierkommission (Vereinigtes Königreich, USA, UdSSR) keine Fortschritte 
bezüglich einer Einigung über die neue polnische Regierung machte, wollten die Sowjets (ei-
gentlich Stalin) die provisorische Regierung als Kernelement der neuen „Regierung der Nati-
onalen Einheit“78 sehen. Die Westalliierten plädierten aber für eine Regierung aus Einheimi-
schen und der Londoner Gruppe (Emigrantengruppen). Jedoch akzeptierte Stalin dies nicht, 
weil er keine der Sowjetunion feindlich gesinnten Kräfte in der polnischen Regierung sehen 
wollte.79 Mikołajczyk war für eine friedliche Koexistenz mit der Sowjetunion, jedoch befür-
wortete er nicht die Westverschiebung, eine Entscheidungen der Dreierkommission. Stalin 
war empört darüber und  beschwerte sich bei den Briten und Amerikanern. Er meinte, daß die 
Briten „unnachgiebig darauf “ bestehen, daß er, „Mikołajczyk zu Konsultationen nach Mos-
kau[…]“ einlädt.  Stalin würde  Mikołajczyk einladen, falls dieser in einer öffentlichen Erklä-
rung die Bedingungen der Krim-Konferenz zur polnischen Frage annimmt und erklärt […]“ er 
sei für eine „[…] freundliche Beziehung zwischen Polen und der Sowjetunion“. 80 Am 
16. April 1945 folgte Mikołajczyk Stalins Aufforderung, nahm seine feindselige Haltung ge-
gen über der UdSSR zurück und erkannte die Curzon-Linie, die in Jalta beschlossen an81. 
Zuvor aber kam es auf der großen politischen Bühne zu einem Führungswechsel. Der US-
Präsident Franklin D. Roosevelt verstarb am 12. April 1945.82 Sein Nachfolger wurde Harry 
S. Truman.  
Am 17. April begann die dreitägige Konferenz in Moskau. Zwölf Polen wurden nach Mos-
kau eingeladen, darunter waren vier Mitglieder der Provisorischen Regierung (Bolesław Bie-
rut, Władysław Gomułka, Edward Osobka-Morawski und Władysław Kowalski),  fünf Politi-
ker die nicht der Regierung angehörten und drei „Londoner“ Emigranten (Stanislaw Mi-
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kołajczyk, Jan Stanczyk und Julian Zakowski). Während die Konferenz lief, wurde mit den 
Gerichtsverhandlungen gegen die Führer der Heimatarmee (AK) begonnen. 83  
Die Dreierkommission teilte am 21. April mit, daß Bierut zum Staatspräsidenten, Osobka-
Morawski zum Ministerpräsidenten, Gomułka und Mikołajczyk zu stellvertretenden Minister-
präsidenten ernannt wurden. Mikołajczyks Bauernpartei sollte ein Drittel der Ministerposten 
erhalten, alle weiteren Entscheidungen sollten in Warschau fallen. Am gleichen Tag wurden 
auch die Urteile gegen die sechzehn Armeeführer gesprochen. Es wurden zehn Jahre Haft für 
Okulicki, acht für Jankowski ausgesprochen, elf weitere erhielten kürzere Haftstrafen und drei 
wurden freigesprochen.84  
Im Westen war man über diese Urteile erleichtert. Die Briten begannen zu überlegen, ob es 
sinnvoll sei, sich weiter in Osteuropa und insbesondere in Polen zu engagieren. Sie waren 
kriegsmüde und außerdem standen Unterhauswahlen an. Nun machte Großbritannien erneut 
einen Rückzug und ließ die nach Westen orientierten Polen, wie beim Einmarsch Hitlers 
1939,  in Stich.85 
Die „Regierung der Nationalen Einheit“ wurde am 4. Juli von Charles de Gaulle (Frank-
reich), 5. Juli von Truman (USA) und am 6. Juli von Churchill (Großbritannien) anerkannt 
und konnte mit ihrer Aufgabe beginnen.86 Mikołajczyk und Gomułka mußten nun zusammen-
arbeiten, da sie beide stellvertretende Ministerpräsidenten waren. Beide sprachen sich bei der 
Abreise nach Warschau für freie Wahlen nach Integration der Umsiedler aus. 
Gomułka stand in dieser Phase mit dem tschechoslowakischen stellvertretenden Minister-
präsidenten Zdeněk  Fierlinger in Verhandlung über die Cieszyn(Teschen)-Frage. Das über-
wiegend on Polen bewohnte Teschengebiet war 1938 von Polen nach dem Münchner Ab-
kommen annektiert worden.87 Gomułka stand auf dem Standpunkt, daß dieses Gebiet weiter 
polnisch bleiben soll. Zur Sicherheit ließ das polnische Verteidigungsministerium Truppen 
nach Cieszyn verlegen. Jedoch wurde die Stadt durch das Potsdamer Abkommen wieder zwi-
schen Polen und der Tschechoslowakei geteilt.88 
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Die Bauernpartei erhielt das Amt des stellvertretende Staats- und Ministerpräsidenten, so-
wie das Innenministerium. Eigentlich war dieses Ministerium eines der wichtigsten Ämter, da 
dieses die polizeiliche Gewalt inne hatte. Die Sicherheitsabteilung wurde jedoch von der Re-
gierung in ein eigenständiges Ministerium unter Stanislaw Radkiewicz umgewandelt. Er war 
in der Sowjetunion ausgebildet worden und eignete sich nach Ansicht der Regierung für die-
sen Posten. Durch die Entstehung der Regierung (im Juni 1945) aus den Beschlüssen eines 
internationalen Abkommens mußten alle Mitglieder sich verpflichten, schnell freie und de-
mokratische Wahlen durchzuführen.89 
Die Kommunisten waren zwar eine kleine Partei, aber innerlich stabil und eine geschlossen 
Gruppe. Die Opposition und die Londoner Regierung waren untereinander hinsichtlich des 
Vorgehens gegen die Kommunisten zerstritten. Man war sich nicht einig, ob mit oder ohne 
Gewalt vorgegangen werden sollte. Mikołajczyk war für den gewaltlosen Weg.  Damit stellte 
er sich gegen die WiN und NSZ, die ihn aber teilweise unterstützte. Mit dieser Unterstützung 
von Seiten dieser militanten Kräfte, die auch „Banditen“ genannt wurden, verlor er sein An-
sehen bei den Westmächten und den eigenen Gefolgsleuten, die für eine Aussöhnung waren.  
Innerparteilich hatte sich Mikołajczyk auch kaum Freunde gemacht. Seine Partei  (PSL) woll-
te die Kommunisten im Bürgerkrieg stürzen und sogar mit den Briten in einen Krieg gegen 
die Sowjets ziehen. Sie verübten Anschläge gegen ihre die Kommunisten. Dies führte zum 
Eingreifen des Sicherheitsdienstes, der nun entschieden gegen diese Kräfte vorging und gegen 
jeden, der mit ihnen sympathisiert hatte.90  
Als die Polen  mit der Roten Armee die westliche Neiße besetzten, waren die Westmächte 
verblüfft. Sie dachten, man habe sich in Jalta auf die östliche Neiße geeinigt. In den Potsda-
mer Beschlüssen von 1945 einigte man sich schließlich auf die Oder-(westliche)Neiße-Linie. 
Die polnische Delegation kam mit einem Sieg nach Hause. Gomułka sah Deutschland ge-
schwächt und schwenkte auf einen antideutschen Kurs ein. Die Kommunisten versuchten nun, 
den Schein einer demokratischen Staatsform zu wahren. Präsident Bierut besuchte katholische 
Gottesdienste und lobte die Privatinitiative. Diese Worte sollten den Westen beruhigen. Diese 
Fassade bot der PPR die Möglichkeit sich zu organisieren und ihren Weg zu propagieren.91 
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Am 30. Juni 1946 wurde ein Referendum durchgeführt, bei der die Wähler über drei Fragen 
mit Ja oder Nein abstimmen konnten. 92 Die Kommunisten sollen, laut westlichen Diplomaten 
und Korrespondenten, sowie laut Mikołajczyk, die Wahlen durch physischen Druck 
beeinflußt haben. 
Die Fragen waren: 
 
• Ersten Frage: „Sind sie dafür, den Senat abzuschaffen?“  
• Die Zweite Frage: Sind Sie dafür, die Bodenreform und die Reform der Verstaatli-
chung für dauernd beizubehalten?   
• Dritte Frage: Sind Sie dafür, die polnische Westgrenze an der Oder-Neiße-Linie fest-
zulegen? 
 
Wegen der Beeinflussung der Abstimmung, wehrte sich die PSL und sah die Wahlen als ge-
fälscht. Mikołajczyk beschwerte sich bei den Westalliierten und forderte sie auf, einzugreifen. 
Darauf ging Gomułka soweit, ihn als Landesverräter zu brandmarken bzw. sogar als Nazi zu 
bezeichnen. Hätte er ihm dies nachweisen  können, hätte er einen Grund gehabt die PSL zu 
verbieten, denn nach internationalem Recht, auf dem die Regierung begründet war, waren 
nazistische Gruppierungen und Parteien verboten.93   
Im März 1946 sprach Winston Churchill in Amerika zum ersten Mal vom „Eisernen Vor-
hang“. Der ehemalige britische Premierminister war auch gegen die Westverschiebung. In 
Polen warf man ihm nun vor, den polnischen Staat in die Hände der Sowjets getrieben zu ha-
ben. Nur fünf Monate später erklärte der amerikanische Außenminister, daß die Westgrenze 
Polens nicht für die Ewigkeit festgelegt sei. Dies bekräftigte Gomułkas Ansicht über die Un-
zuverlässigkeit der Westmächte. Das antikommunistische Lager mußte wegen der Politik ih-
rer einstigen Bündnispartner Rückschläge erfahren. So wurde der Widerstand der Nichtkom-
munisten gebrochen und in die politische Passivität getrieben. Die meisten Oppositionspoliti-
ker versuchten, sich mit dem Regime und nicht mit den Kommunisten zu arrangieren. Hätten 
sie dies nicht getan, wäre eine brutale Unterdrückung die Folge gewesen. So aber konnten sie 
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auf Toleranz von Seiten des Regimes hoffen. Nun setzten die Nichtkommunisten große Er-
wartung in Gomułka.94 
In der Tschechoslowakei brauchte die Kommunistische Partei sich nicht von der Unter-
grundpartei zur Massenpartei zu entwickeln, da sie in der Zwischenkriegszeit als legale Partei 
anerkannt war. Des Weiteren hatte sich die Partei im Weltkrieg durch ihren Widerstand viele 
Anhänger geschaffen. Somit konnte sie auch leichter agieren als die polnische PPR. Der Slo-
wakische Nationalrat hat nach dem Ende des Krieges den Beschluß gefaßt, den gesamten 
Grundbesitz von Deutschen, Ungarn, sowie von Feinden zu konfiszieren und unter den Tage-
löhnern und Kleinbesitzern zu verteilen. Nicht nur in der Slowakei wurde diese Politik betrie-
ben, sondern auch in Böhmen und Mähren. Die Bauern wußten, daß sie ihre Bauernhöfe teil-
weise der Partei verdankten, daher wurde die KPČ, nicht aber die KPS von ihnen bei den 
Wahlen im Mai 1946 unterstützt.95  
Ergebnis der Wahl von 194696  (erste und letzte Wahl zwischen dem II. Weltkrieg und 
kommunistischer Machtübernahme): 
Landesweit: KPČ 31,05% (96 Mandate), Volkssozialisten 18,29% (55 Mandate), Volks-
partei 15,64% (46 Mandate), Demokratische Partei 14,07% (43 Mandate), Sozialdemokra-
ten 12,05% (37 Mandate), KPS 6,89% (21 Mandate) 
Böhmen/Mähren: KPČ 43,26% (34,46%), Volkssozialisten 25,21% (20,79%), Volkspar-
tei 16, 27% (27,57%), Sozialdemokraten 14,95% (16,74%) 
Slowakei: Demokratische Partei 62,00%, KPS 30,27%, Partei der Arbeit 3,11%, Partei der 
Freiheit 3,73% 
Aber die Bauern in der Slowakei unterstützten die Kommunisten keineswegs, sondern die 
Demokratische Partei. Jedoch konnten die Kommunisten landesweit siegen. In Mähren sahen 
sich die Kommunisten einer starken Volkspartei gegenüber. Die beiden Kommunistischen 
Parteien beschwichtigten die Bevölkerung. Es werde keine Kollektivierung der Landwirt-
schaft geben oder das Unternehmertum würde gefördert werden, es käme keine Verstaatli-
chung. So hielt die Bevölkerung die KP für eine bessere Art der Sozialdemokratie.  
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In Polen fanden am 19. Januar 1947 die Sejm-Wahlen statt. Den Wahlen gingen eine Pro-
pagandaschlacht und eine Verhaftungswelle voraus. Es wurden viele Mitglieder der Mikołajc-
zyk - Bauernpartei (PSL) festgenommen, weil sich Mikołajczyk weigerte, an einer kommunis-
tisch beherrschten Regierung teilzunehmen, obwohl sie ihm zwanzig Prozent der Parlaments-
sitze zusprechen wollte, er hätte aber 75% verlangt. Gomułka warf den „Reaktionären“, also 
den nichtkommunistischen bzw. nichtsozialistischen Parteien vor, sie seien Kriegstreiber und 
wollen nach einem Wahlsieg die Sowjetunion angreifen und die verlorenen Gebiete zurück-
erobern, sowie die erhaltene Westgebiete wieder an Deutschland zurückgeben. Dem Wähler 
gab er zu verstehen: Wenn er nicht das Regime wählt, würde er sich gegen die Westgrenze 
entscheiden und die Kriegstreiber unterstützen.97 
Die Sozialisten und Kommunisten gewannen die Wahlen mit geschätzten 80% der Stim-
men. Die Bauernpartei kam auf 10% und mußte sich dem Regierungsblock geschlagen geben. 
Obwohl die Amerikaner, Briten und die Opposition von Wahlfälschung sprachen, waren sie 
machtlos. Der Westen hätte sonst den Krieg erklären und Polen besetzten müssen. Die Bau-
ernpartei hatten trotz der Wahlniederlage noch 28 Parlamentsabgeordnete, doch waren diese 
die Minderheit im Sejm. In den Monaten nach der Sejm-Wahl versuchten Oppositionskräfte, 
aus dem Land zu entkommen oder sich mit dem Regime zu verständigen. Im November 1947 
verließ Mikołajczyk über den Landweg und danach per Schiff Polen um nach England zu 
gelangen.98 Er ging ins Exil nach Amerika, wo er 1966 verstarb. Mit der Ausschaltung der 
gesamten Opposition war der Weg für den Regierungsblock frei, denn nun hatte der linke 
Flügel der PPS die Kontrolle über die Partei übernommen. Am ersten Parteitag vom 15. De-
zember 1948 schlossen sich die Polnisch Sozialistische Partei (PPS) und die Polnische Arbei-
terpartei (PPR) zur Vereinigten Polnischen Arbeiterpartei (PZPR) zusammen.99 Ihr Erster 
Sekretär wurde Bierut. Er amtierte bis 1956. 
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Vor dem Zusammenschluß der Parteien zur PZPR wurde am 30. September 1947 die Kom-
inform die Nachfolgerin der Komintern gegründet.100 Stalin dachte, dass der Westen die 
UdSSR angreifen würde und versuchte, einen starken Block zu bilden. Zwischen 1943 und 
1947 hatte er den kommunistischen Führern in den verschiedenen Ländern freie Hand gelas-
sen. Gomułka stand dieser Organisation skeptisch gegenüber, denn die KPP hatte seinerzeit 
kein gutes Verhältnis zu der Komintern gehabt.101 
In der Folge widersetzte sich Gomułka Stalin. Er prangerte am 3. Juni 1948 in einer ge-
schlossenen Sitzung der PPR die falschen Grundsätze der historischen PPR-Vorgänger (KPP 
und SDKPiL) an und thematisierte die Traditionen der polnischen Arbeiterbewegung.102 Er 
meinte, daß die Kommunisten vor dem Krieg wenig unterstützt wurden, weil sie eine schwan-
kende Meinung zur Selbstständigkeit Polens hatten, also mangelhaft patriotisch gewesen sei-
en. Ferner plädierte er für einen polnischen Weg zum Sozialismus. Gomułkas Rede wurde am 
31. August 1948103 gegen den Willen Bierut in einer Generalversammlung des ZK zitiert. 
Während es in Polen 1948 zu umfassenden Umbrüchen kam, veränderte sich auch das Ver-
hältnis zwischen Prag und Bratislava, sowie die Unterstützung der Bevölkerung für die 
Kommunisten. Noch im Februar 1948 stand der Bauernkongreß (Kongreß der prokommu-
nistischen Bauern) auf Seiten der Kommunisten, obwohl diese die Macht übernahmen. Der 
Bauernkongreß begrüßte diesen Schritt sogar. Die Partei begann, die Bauern Schritt für 
Schritt zu ignorieren, obwohl sie ohne den Bauernkongreß nie die Macht übernehmen hätten 
können. Gegen alle Versprechungen wurde 1949 die Kollektivierung der Landwirtschaft ein-
geleitet. Dubček entschloß sich im selben Jahr, nun doch als hauptamtlicher Mitarbeiter in die 
Partei einzutreten. Im Jahr 1951 wurde er in das slowakische Zentralkomitee berufen und im 
selben Jahr ins Parlament als Abgeordneter gewählt. Man mußte bedenken, daß die Kommu-
nisten zwar 1948 die Macht übernahmen, aber nicht die einzig Partei waren. In der Nationalen 
Front waren neben den Kommunisten, folgende Gruppierungen vertreten: die Union der Ar-
beiter, Bauern und der Intelligenz, Kampfblock der KP, Revolutionäre Gewerkschaftsbewe-
gung, Tschechoslowakische Jugendbund, Tschechoslowakische Sozialistische Partei, Tsche-
choslowakische Volkspartei, Partei der Slowakischen Wiedergeburt, Freiheitspartei, und ver-
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schiedene Organisationen der Arbeiter. Alle diese Parteien und Organisationen wurden jedoch 
von den Kommunisten beherrscht.104 
Die Slowakei erhielt 1945 ein Mitspracherecht in allen Belangen. Doch sollten diese Rechte 
nur rund drei Jahre währen, ehe die Kommunisten 1948 die Macht an sich reißen konnten. Im 
Juni des Jahres wählte man Klement Gottwald zum Präsidenten. Zu diesem gelungen Sieg 
gratulierte Stalin und Molotow mit den Worten: „Nehmen Sie unseren herzlichen Glück-
wunsch zum Sieg der Volksdemokratie und zu Ihrer Wahl zum Präsidenten der Tschechoslo-
wakischen Republik entgegen.“105 
Dubček heiratete im September 1945 seine langjährige Freundin und die Frau, die ihn nach 
der Verwundung pflegte. Anna Ondrisova und Dubček ließen sich kirchlich trauen, was für 
einen Kommunisten nicht gerade üblich war.106 
Dubček arbeitete während des Krieges als Schlosser in einer Waffenfabrik und war Parti-
san. Nach dem Krieg arbeitete er in der Hefefabrik von Trenčin. Dort widmete er sich sehr 
stak der Parteiarbeit. Doch schrieb Dubček in seiner Autobiographie, daß er „ […] keine Mi-
nute daran gedacht“ hatte, „je hauptberuflich in der Politik tätig zu sein […].107 Jede Fabrik 
hatte ihre eigene Parteiorganisation und er wurde 1946 zum Sekretär einer dieser Gruppen 
ernannt. Dieser Posten sprach ihm die Aufgabe zu die Mitgliedsbeiträge einzusammeln, Ver-
sammlung zu arrangieren, Streiks und Demonstrationen anzuzetteln und neue Mitglieder zu 
werben. Die Machtübernahme der Partei begrüßte er wie alle anderen seiner Freunde. 
Gomułka und andere Kommunisten standen der katholischen Kirche kritisch gegenüber. 
Dennoch versuchte die Partei nach dem Krieg, die Stellung der Kirche nicht anzugreifen, son-
dern schloss einen Kompromiss. Denn der neue kommunistische Staat bestand zu 96% aus 
katholischen Gläubigen. Die Kirche behielt ihre Universität, Priesterseminare, sozialen Verei-
ne und Intellektuellenclubs. Um diese Einrichtungen und die freie Religionsausübung weiter 
führen zu können, musste sich die Kirche verpflichten, nicht die Autorität der Partei zu unter-
graben. Man schloss die Kirch aus den Schulen und Medien aus. Jedoch durfte sie ungehin-
dert mit dem Vatikan konferieren und war so gesehen die einzige wirklich unabhängige Kir-
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che im gesamten Ostblock. Gomułka war zwar Atheist brauchte aber die Kirche für seine An-
liegen.108 
Innerhalb der neugegründeten PZPR hingegen verschlechterte ich das Klima zwischen Go-
mułka und den anderen Mitgliedern sehr. Es kam zum ideologischen Kampf. Als Gomułka 
proklamierte, die PPS habe realistischer gehandelt als die SDKPiL und somit dokumentierte, 
die politische Realität verstanden zu haben, war er bei Bierut nicht mehr angesehen. Der An-
sicht die Sozialistische Partei ruiniert sich selbst, wenn sie für die Unabhängigkeit Polens sei, 
teilte Gomułka nicht, denn für ihn war diese sozialistische Einstellung zur Unabhängigkeit, 
ein bürgerliches nationalistisches Konzept. Die Versammlung am 31. August zeigt, daß die 
Partei sich nach der Ausschaltung der Opposition teilte. Bierut und Gomułka hatten unter-
schiedliche Ansichten und Bierut ging jetzt gegen Gomułkas Gruppe vor. Dieser Gruppe ge-
hörten unter anderem Zenon Kliszko, Władisław Bienkowski, Ignacy Loga-Sowinski, Ale-
xander Kowalski an. 109 
Gomułka gab der Partei zu verstehen, er würde vom Posten des Generalsekretärs zurücktre-
ten, denn er wolle nicht gegen die Mehrheit auftreten. Gomułka war bei der Untersuchung 
gegen seine Person nicht anwesend. Er erholte sich in einem Badeort und wurde per Tele-
gramm über die Vorgänge im ZK informiert. Die Partei hoffte, dass man das Problem mit der 
Hilfe von Gomułka ausräumen könnte. Jedoch ging Gomułka wieder in die Offensive und 
teilte mit, daß er die Arbeit als Generalsekretär wieder aufnehmen würde. In der Partei kam es 
zu einer inneren Krise. Bierut wollte unbedingt die Spaltung der Partei (PPR) verhindern. Am 
19. August gewannen die Stalinisten und Bierut die Oberhand. Gomułka gab  sein Fehlverhal-
ten während des Aufbaus der Partei zu und übte Selbstkritik. Doch die Partei bestand auf ein 
Gerichtsverfahren sowjetischen Modells. Im Gerichtsverfahren wurde Gomułka vorgeworfen 
er habe von einer Konsolidierung demokratischer Kräfte gesprochen. Er hätte laut seiner Par-
teimitglieder mit der Eliminierung von Gruppen beginnen müssen, die mit dem Faschisten 
kooperierten. Weiters wurde ihm vorgeworfen, er würde die Frage der Kollektivierung der 
Landwirtschaft verzögern und sich, laut Bierut, mit den „Kulaken“, die in den 1930iger Jah-
ren unter Stalin als „Ausbeuter“ in der Landwirtschaft galten, verständigen.110  
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Gomułka wehrte sich gegen diesen Punkt und meinte, die Polen würden  keine Kollektivie-
rung nach sowjetisch-stalinistischer Art unterstützen, denn viele seien in den 1930igern Zeu-
gen davon gewesen.  Es wäre auch aus taktischen Gründen nicht sinnvoll gewesen, die Land-
wirtschaft zu kollektivieren, da man die Bauern gegen sich aufgebracht hätte. Danach begann 
er, die Parteimitglieder mit dem Fall Jugoslawien zu konfrontieren. „Ich möchte erklären, daß 
in dieser [Agrar-] Frage zwischen mir und den anderen Politbüro-Mitgliedern bis zur Zeit der 
Kominform-Resolution zum Fall Jugoslawien keine grundsätzliche Meinungsverschiedenheit 
bestanden hat.“111 Gomułka wehrte sich gegen jede Anschuldigung und ging am 3. Septem-
ber. Am 4. September 1948 kündigte112 Hilary Minc, der Hauptankläger, die Kollektivierung 
der Landwirtschaft an.  
Gomułka wurde im November trotz gegensätzlicher Ansichten von Stalin nach Moskau einge-
laden. Er forderte Gomułka auf, trotz des Verfahrens gegen ihn, dem neuen Politbüro der zu-
künftigen Vereinigten polnischen Arbeiterpartei (PZPR) beizutreten. Während dessen kam es 
von Oktober und bis Dezember 1948 zu Säuberungen innerhalb des Regierungsblocks. Go-
mułka wurde trotz Protest Mitglied des neuen Politbüros, Bierut und seine Anhänger mussten 
Parteimitglieder überreden, ihn zu wählen. Durch Stalins Eingreifen dürfte Gomułka von den 
Säuberungen verschont und im Politbüro geblieben sein. Zum anderen hatte Stalin auch die 
Hand im Spiel, als Gomułka wieder im Politbüro auftrat. Im Jänner 1949 wurde das Ministe-
rium für die wiedereroberten Gebiete aufgelöst und Gomułka verlor seinen Posten. Daraufhin 
trat er auch vom Posten des stellvertretenden Ministerpräsidenten zurück. Die Partei gab Go-
mułka die Position des Vizepräsidenten einer Wirtschaftsbehörde der Obersten Kontrollkam-
mer (NIK). Diese unterstand dem Parlament, sein Vorgesetzter wurde Franciszek Jozwiak-
Witold, ein Anhänger von Bierut. Nun hatte es die Partei geschafft Gomułka die politische 
Macht zu entziehen. Im Jahr darauf demütigte man ihn nochmals. Er mußte den Posten in der 
NIK aufgeben und als Leiter des Warschauer Sozialversicherungsinstituts arbeiten. Bei jeder 
Tätigkeit wurde er von der Geheimpolizei (UB) begleitet. Die Sicherheitspolizei bereitete 
währenddessen den Prozeß gegen Gomułka vor. Die polnischen Kommunisten wollten ihn 
nicht hinrichten, sondern sie wollten Stalin klar machen, daß die Polen schon zu viele Opfer 
gebracht hatten. Für die Polen waren der Ausschluß aus der Partei und die Entmachtung Go-
mułkas ausreichend, aber nicht für Stalin. So wurde ein Prozeß gegen ihn angestrebt. Zuerst 
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verhaftete man seine Kollegen und engsten Mitarbeiter und setzte diese unter Druck. Nach 
einem Prozess im August 1951113 wurde Gomułka festgenommen. 
Der Beginn der Säuberungswelle innerhalb der Partei begann und viele Genossen, die einst 
die Partei aufbauten, wurden Opfer. Ähnlich sollte es im ganzen ehemaligen Ostblock zu ei-
ner Säuberungswelle kommen. 
6. Die  „Säuberungen“ im Lager der Kommunisten (1950­1954) 
Als Dubček nun in der Partei aktiv mitarbeitete, begann Anfang der 1950iger eine Säube-
rungswelle. Dubček und sein Vater waren der Ansicht, daß Viliam Široký für die Verfolgun-
gen auf slowakischer Seite verantwortlich war. Dieser hatte Vladimir Clementis wegen „bür-
gerlichem Nationalismus“ verhaften lassen und dessen Posten im Außenministerium über-
nommen. Široký war von 1938 bis 1941 slowakischer Vertreter innerhalb der Führung der 
KPČ im Moskauer Exil. Gemeinsam mit Dubčeks Vater Stefan saß Viliam 1943 im Gefäng-
nis in Nitra. Als Stefan Dubček ihm anbot, gemeinsam zu fliehen, verriet er ihn beim Aufse-
her, so daß er strenger bewacht wurde. Die Deutschen hatten die Kommunisten 1945 ins KZ 
Mauthausen überführen lassen114, aber Široký konnte in der Nacht der Verlegung mit dem 
Oberaufseher fliehen und ließ Stefan zurück. Der Zug wurde von den Alliierten angegriffen 
und in diesen Wirren konnte Stefan fliehen. Er wurde aber nahe der der Grenze zur Slowakei 
gefaßt und doch nach Mauthausen verlegt. Dort traf er auf Antonin Novotný.  
Rudolf Slánský war ein enger Vertrauter Stalins und Freund Gottwalds, der als Staatssicher-
heitschef in der Tschechoslowakei nach der Machtübernahme Terrormaßnahmen einleitete. 
Auf sein Konto soll die Hinrichtung von Clementis gehen. Schon 1948 konnte sich Rudolf 
Slánský, der Generalsekretär der KPČ, von den Hinrichtungsmechanismen ein Bild machen, 
wenn er dazu meinte: „Hier werden wir unseren Klassenfeind liquidieren.“115 Anfang des 
Jahres 1951 erfaßte die Verhaftungswelle eine breite Schicht der Führung. Es sollen ca. 50 
hohe Funktionäre der Partei und des Staates gewesen sein, die man verhaftete. Nun suchte 
man nach dem Anführer einer nichtexistenten Verschwörung
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Am 30. Juli 1951 wurde Slánský vom Präsidenten der Republik Gottwald der Orden des So-
zialismus verliehen117, obwohl Gottwald von Mátyás Rákosi die Warnung erhielt, Rudolf 
Slánský sei ein Verschwörer in den Reihen der Parteispitze. Anfangs hegte Gottwald Ver-
dacht gegen Rákosis Aussagen, konnte jedoch seinem Freund nicht helfen. Erst als Stalin sich 
meldete, daß er das Belastungsmaterial erhielt und dies nicht ausreichend sei für eine Anklage 
gegen Slánský. Außerdem hätten Verbrecher Slánský denunzierte. Darauf gab Gottwald Sta-
lin zu verstehen, daß er auch nicht an die Schuld seines Freundes glaubt. Am 6. September 
mußte Slanský das Amt des Generalsekretärs der KPČ räumen. Er wurde gemeinsam mit 
Gottwald am 8. September zum stellvertretenden Ministerpräsidenten ernannt. Nun begann 
die langsame Demontage von Slánský, so wie es in Polen Gomułka erging. Im November 
1951 wurde er aus der Partei ausgeschlossen und musste sein Abgeordnetenmandat niederle-
gen. Am 24. November 1951 wurden  und seine rechte Hand Bedřich Geminder von tsche-
choslowakischen Geheimdienst (StB) festgenommen. Am 12. Jänner 1952 wurde der stellver-
tretende Außenhandelsminister Rudolf Margolius und am 23. Mai 1952 Josef Frank, der 
Stellvertreter Slánskýs festgenommen118. Die Gefangenen wurden gefoltert und für einen 
Schauprozeß am 20. November 1952 vorbereitet. Sieben Tage später wurde das Urteil gegen 
die Angeklagten verkündet. Elf Angeklagte wurden zum Tode verurteilt und drei zu lebens-
langer Haft. Slánský war unter den elf Angeklagten. Am 3. Dezember wurden die elf hinge-
richtet.119 
Auf diesen Prozeß folgten nach Stalins und Goldwalds Tod (März 1953) weitere. Zum Hö-
hepunkt kam es 1954. Im Jänner wurden Mitglieder der Parteiführung von 1929 bis 1954 an-
geklagt und sieben wurden zu lebenslanger Haft verurteilt. Im darauffolgenden Monat kam es 
zu einem weiteren Prozeß und wieder wurden sieben Anhänger einer angeblichen trotzkisti-
schen Gruppierung in der KPČ zu lebenslanger Haft verurteilt. Ein weiterer Prozeß im April 
fand in Bratislava und nicht in Prag statt. In diesem Prozeß wurde Gustav Husak mit anderen 
ehemaligen KP Führern angeklagt und zu lebenslanger Haft verurteilt. Im Laufe des Jahres 
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kam es zu weiteren Prozessen gegen die Armeeführung, Wirtschaftsfunktionäre und gegen die 
illegale sozialdemokratische Parteiführung. Der letzte Prozeß dieser Säuberung fand im No-
vember 1954 gegen den Wirtschaftsfunktionär Eduard Outrata statt. Der letzte hingerichtete 
Kommunist war Osvald Zavodský (Chef des Staatssicherheitsdienstes), man hatte ihn im De-
zember 1953 zum Tode verurteilt und im März 1954 wurde er gehängt. Die meisten 
richteten standen in Kontakt mit dem sowjetischen Geheimdienst, so auch Zavodský.120 
In Polen war wie schon berichtet Gomulka 1951 in Haft geraten. Der Staatssicherheitsdienst 
hatte 1952 ca. 34 000 Mitarbeiter, aber dies genügte der UB nicht mehr und so wurden in den 
Betrieben Zellen der UB  (Referat Ochrony RO) installiert. Zwi-
schen 1951 bis 1953 wurden 5 000 bis 6 000 Verhaftungen pro 
Jahr durch das RO vorgenommen. Von 1949 bis 1952 waren 
46 700 Personen in Arbeitslagern, bis 1954 waren 84 200 Men-
schen in Zwangsarbeitslagern.121 Doch was in Polen und der 
Tschechoslowakei geschah, war kein Einzelfall. In Bulgarien 
wurde Traitschko Kostoff (Dezember 1949), in Albanien Koči 
Xoxe (Spetember 1948), in Rumänien Lucretiu Ptrascanu und in 
Ungarn Laszlo Rajk (Mai 1949) hingerichtet.122 Als einziger 
überlebte Gomułka. Keiner dieser Männer außer Gomułka hatte sich Stalin widersetzt. Als in 
der Sowjetunion nach der sogenannten Ärzteverschwörung Verdächtige hingerichtet wurden, 
änderte sich die Situation mit dem Tod Stalins am 5. März 1953. In der UdSSR wurden Berija 
und Stalin gleichermaßen die Schuld an diesen Verbrechen zu gesprochen. Am 10. Juli wurde 
Lawrenti Berija fälschlicherweise wegen Spionage für die britische Krone verhaftet. In den 
Satellitenstaaten hatte der Stalinismus noch immer reichlich Energie.123  
Abbildung 5: Kardinal Wyszynski 
 In Polen wurde nun eine Kampagne gegen die katholische Kirche gestartet. Es kam zur 
Verhaftungen von Priestern und Bischöfen. Der letzte Schlag des Stalinismus erfolgte gegen 
den Primas von Polen, Kardinal Wyszynski. Am 26. September 1953 wurde er festgenom-
men. Die Zeitung Trybuna Ludu meldete, daß man den Primas nicht in einer Zelle eingesperr-
te, sondern in ein Kloster festgesetzt hat. Aber er durfte seine Amtsgeschäfte nicht ausfüh-
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ren.124 In der Tschechoslowakei begann man schon 1948 gegen die Kirche vorzugehen. Am 
25. Februar 1948 wurden die stärksten katholischen Zeitungen verboten. Dazu wurde im Ok-
tober desselben Jahres das Amt für Kirchenfragen in Prag und Bratislava gegründet. Dem 
Prager Amt stand Alexej Čepička, der Schwiegersohn von Gottwald vor und in der Slowakei 
Gustav Husak. Die katholischen Schulen und Universitäten wurden ins Staatseigentum über-
führt und das Bildungswesen dem Schulministerium unterstellt. Am 3. März 1950 verwies 
man die Sekretäre der päpstlichen Nuntiatur des Landes.125  
7. Reformkurs oder Festhalten am alten System? (1954­1960) 
Nachdem Ende der Säuberung begann man auch in Polen mit Untersuchungen der Vorfälle, 
unter anderem dem Fall Gomułka. Nun stellte sich heraus, daß der Staatssicherheitsdienst 
seine Macht mißbraucht hatte. Der Chef des Sicherheitsministerium Stanisław Radkiewicz 
wurde im Dezember 1954 ins Ministerium für Staatsgüter versetzt. Am 20. April 1956 wurde 
ihm dieser Posten ebenfalls entzogen. Gomułka wurde im September oder Dezember 1954 
aus der Haft entlassen.126 Die Presse aber schwieg weiterhin, da er noch nicht rehabilitiert 
wurde. In Polen änderte sich die Lage. Im Jahr 1955 schlossen sich Studenten und Schriftstel-
ler zusammen und veröffentlichten in verschiedenen Zeitungen Gedichte oder Texte, die ge-
gen die Zensur gerichtet waren, aber die Wünsche der Bevölkerung aussprachen. Die Schrift-
steller beklagten, […] „daß jedes Wort, das er [der Schriftsteller] schreibt, nach einem einzi-
gen Kriterium beurteilt wird – ob er sich exponiert hat oder nicht.“ Ende 1955 funktionierte 
die Zensur fast nicht mehr und es erschienen somit 1956 Artikel mit Titeln wie „Hinter Gel-
ben Vorhängen“. Hier beschrieb der Autor, wie auf der einen Seite der Straße normale Leute 
bei einem Laden Schlange stehen um etwas zu kaufen, obwohl der Laden fast nichts mehr 
hatte. Auf der anderen Straße standen vor dem Haus mit gelben Vorhängen teure Autos ver-
schiedenster Marken und in diesem Laden gab es alles zu kaufen. Nur war dieses Geschäft 
nur führenden Kommunisten zugänglich. 127 
Diese freiere Meinungsäußerung gab es in der Tschechoslowakei nicht, denn hier regierte 
noch immer der Stalinismus. Dubček war seit 1955 in Moskau und begann sein Studium an 
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der hiesigen Parteischule. An dieser Schule waren rund 10% Ausländer. Diese wurden meist 
gegenüber den Einheimischen bevorzugt.128 Dubček sprach akzentfrei Russisch, daher er-
kannte man nicht, dass er Ausländer war. Er lernte genauso viel wie seine sowjetischen Kol-
legen und wurde gleich benotet. Am 26. Februar 1956 hielt Nikita Chruščev auf dem 
XX. Parteitag der KPdSU in Moskau eine Rede über den Personenkult und seine Folgen. Er 
kritisierte Stalins Personenkult und all seine Verbrechen. Er meinte, daß sie „auf bolschewis-
tische Art den Personenkult zu verurteilen und auszurotten“ hätten, da er „dem Geist des 
Marxismus-Leninismus fremd ist […].129 Er forderte auch weiters gegen Ende der Rede die 
Kritik und Selbstkritik der Partei, sowie die Entfernung aller Personen, die ihre Macht 
mißbrauchten. Nach dieser Rede, die zuerst geheim gegen-
über dem Parteitag gehalten wurde und dann durchsickerte, 
begann eine langsame Entstalinisierung. Als Dubček mit 
seinen Studienkollegen über die Themen Stalin und Entsta-
linisierung sprach, meinten jene offen, daß Stalin ein Mör-
der sei. Sie waren für ihn zu offen, denn in der Tschecho-
slowakei war der Stalinismus noch ein fester Bestandteil 
der Politik. Stark beeindruckt wurde Dubček von Nikita S. 
Chruščev als dieser Tito nach Moskau einlud und sich 1956 
offiziell für die sowjetische Ausgrenzungspolitik gegen 
über Jugoslawien entschuldigte. Tito hielt im November 
desselben Jahres in Pula eine Rede und meinte, daß nicht der Personenkult, sondern das Sys-
tem schuld war. […] „Als Stalin starb haben die neuen sowjetischen Staatsmänner erkannt, 
daß die Sowjetunion dank Stalins Verrücktheit in eine schwierige Lage und eine Sackgasse 
geraten war […]“130 In Polen wurde die Rede von der Bevölkerung mit Freude aufgenommen. 
Für die Parteispitze schlug dies wie eine Bombe ein. Am 12. März wurde der Partei Am 
12. März wurde der Partei wieder ein heftiger Schlag versetzt. Bolesław Bierut,131 ein einge-
sessener Altstalinist starb. Nun rumorte es in der Partei. Die Konservativen glaubten, daß die 
Abbildung 6: Edward Ochab 
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Partei weiter in der Einheit bestehen werde, doch für alle anderen war es klar, daß sich was 
ändern müsse. Zur Beerdigung von Bierut kam Chruščev, der Edward Ochab als Parteichef 
einsetzen ließ. Die Sowjets glaubten er würde die neuen Bestrebungen der Polen unter Kon-
trolle bringen. Im ersten Moment sah es auch so aus. Denn in der Presse wurde ein Artikel 
veröffentlicht der den Gomułkismus132 als falschen Weg zum Sozialismus verurteilte.  
7.1 Der Weg in den polnischen Oktober  
Ochab gab offiziell am 7. April 1956 bekannt, dass Gomułka aus der Haft entlassen sei.133 
und entschuldigte sich für diese unrechtmäßige Verhaftung. Er aber hatte nicht vor Gomułka 
an die Macht zurückkehren zu lassen. Gomułka wurde beschuldigt, er würde den Marxismus-
Leninismus ablehnen, dies widersprach aber der Rehabilitation. Aber Gomułka konnte erst in 
die Parteipolitik integriert werden, wenn Ochab die einstigen Anschuldigungen zurückzog. 
Schritt für Schritt näherte sich das Programm der Partei an jenes von Gomułka an. Ochab 
drängte in den folgenden Monaten darauf, daß man Gomułka rehabilitiert. Ende April trat ein 
Amnestiegesetzt in Kraft dem 
eine Haftentlassungswelle folg-
te. 
Die Mitarbeiter des Staatssi-
cherheitsdienstes (UB) Roman 
Romkowski und Anatol Feigin 
wurden verhaftet und vor Ge-
richt gestellt. Am 7. Mai 1956 
trat das Politbüromitglied Jakub 
Berman zurück, denn er war für 
die Sicherheitsfragen zuständig gewesen und viele seiner Parteigenossen waren der Ansicht, 
daß er zu viel Macht inne hatte. Nun wollte man Gomułka wegen seiner Popularität in die 
Partei zurückholen und ihn zum stellvertretenden Ministerpräsidenten machen, doch er lehnte 
ab. Er wollte vor dem Parteikongreß sprechen um sich reinzuwaschen. Noch im Juli versuchte 
man eine Übereinkunft zwischen der Parteiführung und Gomułka zu finden, jedoch scheiterte 
Abbildung 7: Posener Aufstand 
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lawien geschah. 
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dies. Am 28. Juni begann ein  Arbeiterstreik in Posen (Posznań)134 der durch den Einsatz des 
Militärs in einen gewaltsamen Aufstand mündete. Schon fünf Tage zuvor hatten die Arbeiter 
der ZISPO-Fabrik, welche Maschinen herstellten, eine Delegation nach Warschau entsandt. 
Die Arbeiter glaubten aber, daß ihre Genossen verhaftet worden seien und gingen auf die 
Straße. Zu dieser Zeit fand die Posener Messe statt und viele westliche Journalisten und Ge-
schäftsleute waren anwesend. Es wurde sogar ein Gefängnis gestürmt und eine Rundfunksta-
tion zerstört, die westliche Sender störte. Durch das harte Eingreifen von Militär und Polizei 
kam es zu Todesopfern. Rund 154 Menschen wurden festgenommen und zirka 50 Menschen, 
darunter UB-Beamte, wurden getötet. Nun traten die Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den Polen und Sowjets an die Oberfläche. Anfangs hatte Ministerpräsident Cyrankiewicz 
gleicher Meinung mit seinen sowjetischen Kollegen geteilt: Die Arbeiter seien durch westli-
che imperialistische Verschwörungen, durch Freies Radio Europa und weiteren westlichen 
Einflüssen angestachelt worden. Doch am 18. Juli äußerte sich Ochab vor dem 7. Plenum kri-
tisch über die Unruhen und er meinte, dass  die durch keine westliche imperialistische Ver-
schwörung ausgelöst worden seien, sondern ihre Berechtigung gehabt hätten. Denn die Partei 
hätte die tatsächliche Situation im Land kennen müssen. Nachdem die Richter sich die Wirt-
schaftslage Polens vor allem in den Städten näher ansahen, kamen sie zum Schluß, daß von 
den 154 Verhafteten nur 23 eine kurze Haftstrafe erhalten sollten, härter Strafen erhielten au-
ßerdem drei Personen, die einen UB-Beamten getötet hatten.135   
Am 7. Plenum versuchte man nun einen Weg aus der Krise zu finden. Leider wurde dieser 
Lösungsweg durch die Ankunft des sowjetischen Ministerpräsidenten Nikolai Bulganin ge-
stört. Er wurde auf eine Rundreise durch Polen geschickt, um weiter an einer Lösung zu arbei-
ten. Man kam zu einer Einigung und in der Resolution des 7. Plenums des Zentralkomitees 
forderte man mehr Dezentralisierung, mehr Ansporn für die Industrieproduktion, mehr De-
mokratisierung (im sozialistischen Sinn), mehr Macht für den Sejm (Parlament) und die Be-
endigung der Diskriminierung früherer Mitglieder der Londoner Heimatarmee (AK).136 Dann 
wurde auch der Fall Gomułka aufgerollt und die Partei einigte sich, daß eine Reform von 
oben nötig sei; jedenfalls wollte man ihn wieder zurück in die Partei holen. Man war bereit 
ihm den Posten des Ersten Sekretärs zurückzugeben. Im August wurde er offiziell rehabilitiert 
und dies wurde nur kurz in den Medien erwähnt. Zenon Kłiszko wurde stellvertretender Jus-
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tizminister und Wacław Komar wurde Kommandant der „Einheit für Innere Sicherheit“ 
(KWB). Hilary Minc, der Gomułka 1949 angegriffen hatte, trat von seinen Ämtern zurück. 
Nun hatte er noch Franciszek Mazur, Zenon Nowak, Gewerkschaftsführer Wiktor Klosewicz, 
Konstantij Rokossowski und Franciszek Jozwiak-Witold als Feinde in der Parteispitze. Diese 
Gruppe nannte sich Natolin, nach einem Landhaus nahe Warschau. Sie wollten verhindern, 
daß Gomułka die Oberhand in der Partei bekam. Dafür wollten sie mit Lohnerhöhungen die 
Arbeiter auf ihre Seite ziehen und die Intellektuellen unterdrücken, sowie die Juden in hohen 
Ämtern beschränken.137 
Die Natolin-Gruppe bot Gomułka einen Sitz im Politbüro an, nur müßte er auf ihrer Seite 
sein und er dürfe nicht dominieren. Am 17. Oktober wurde bekannt, daß Gomułka und drei 
seiner Anhänger am 8. Plenum teilnehmen würden. Für den Tag plante die Natolin, Anhänger 
von Gomułka zu verhaften, doch der Plan wurde bekannt. Die sowjetische Führung ließ Trup-
pen an der Ostgrenze Polens aufmarschieren und Truppen von der DDR-Grenze Richtung 
Warschau verlegen. Chruščev flog nach Warschau, um bei der Eröffnung des Plenums direkt 
mit der polnischen Führung zu konferieren. In der Nacht von 18. Oktober auf den 
19. Oktober 1956 kam es abermals zu Unruhen. Arbeiter und Jugend begannen wieder zu 
protestieren  - sie wollten vom Plenum des ZK gehört werden.138 Dazu schrieb die Zeitung 
Nowa Kultura im Artikel Die Warschauer Oktobertage: 
„[…] Als wir am 18., 19., 20 und 21. Oktober in Warschau inmitten der tausendköpfigen 
Menge der versammelten Arbeiter und Studenten standen, fühlten wir fast greifbar, wie die 
edlen Energien der Gesellschaft frei wurden und die Kraft […] wuchs und wuchs. Mit eigenen 
Augen sahen wir, wie sich jetzt der tiefe politische Sinn der Bewegung der Arbeiterselbstver-
waltung offenbarte […]; da wurde es klar, welchen Sinn die Rebellion der Jugend hatte, in der 
man gestern noch eine amoralische Ideenlosigkeit erblickte, da trat der tiefe Sinn der 
„Schwarzseherei“ und der „Krittelei“ der Presse zu tage. […]“139 
Am Tag der Plenarsitzung kamen zur Überraschung der Polen Chruščev, Molotow, Miko-
jan, Koganowitsch, Marschall Konev und andere sowjetische Vertreter nach Warschau.140 
Ochab informierte seine Genossen von diesem außergewöhnlichen Besuch und beantragte die 
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Aufnahme von Gomułka, Spychanski, Kliszko und Loga-Sowinski in das ZK. Allen vier An-
trägen wurden statt gegeben. Danach wurde die Sitzung vertagt und die Mitglieder des Zent-
ralkomitees fuhren zum Sitz des Präsidenten, um über die Zukunft Polens zu verhandeln. 
Chruščev gab bei der Verhandlung zu verstehen, er erkenne Gomułka nicht und Gomułka soll, 
laut Bethell, geantwortet haben: „Ich bin Gomulka, Ihretwegen bin ich gerade drei Jahre in 
Haft gewesen.“141  
Weit entfernt von Warschau wurden Pläne geschmiedet, wie man die Autorität Chruščevs 
untergraben könne. In Peking bestellte Mao Tse-Tung den sowjetischen Botschafter Judin zu 
sich und erklärte ihm: „Wenn die sowjetische Armee in Polen Gewalt anwendet, werden wir 
euch öffentlich verurteilen.“142 Bevor Judin dies Chruščev mitteilen konnte, hatte dieser sich 
schon gegen eine gewaltsame Lösung entschieden.  
In Warschau hatten sich indes die Arbeiter bewaffnet, um gegebenenfalls die Hauptstadt zu 
verteidigen. Der polnischen Führung war der Kurs Moskaus nicht bekannt, noch weniger 
wußte man über die Drohung Pekings gegenüber dem Kreml. Gomułka drohte den Sowjets, 
sich über den Rundfunk an das Volk zu wenden und diesem die Vorgänge zu schildern. Nun 
hatten die Polen die Sowjets eingeschüchtert. Die Sowjetische Führung wollte auf keinen Fall 
Unruhen in Warschau bzw. im ganzen Land oder gar einen Krieg gegen die erbittert kämp-
fenden Polen führen. Stattdessen einigte man sich darauf, keinen Rückzug der sowjetischen 
Armee zu fordern. Die Sowjets mußten eine Gegenleistung bringen und stimmten der inneren 
Unabhängigkeit Polens und einer wirtschaftlichen Entschädigung für die Ära des Stalinismus 
zu. Nowa Kultura schrieb dazu: „[…] Das waren Tage, die über die Grundlagen unserer Exis-
tenz entschieden: über die Freiheit und Souveränität unseres Landes, die Erneuerung der Par-
tei, das gegenseitige Verständnis zwischen der Arbeiterklasse und ihren Führern, über den 
Charakter unserer Beziehungen zur Sowjetunion, die mit unserer Ehre vereinbar sein müs-
sen.“143  
Nun konnte Gomułka sich am 8. Plenum an die Mitglieder des ZK und das ganze Volk wen-
den. Am 19. Oktober übernahm er die Führung der Partei144 und sprach zu allen Polen: „Als 
ich vor sieben Jahren im November vor dem Plenum des Zentralkomitees der Vereinigten 
Polnischen Arbeiterpartei sprach, dachte ich, dies werde meine letzte Rede […] sein. Obwohl 
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142 Chang Jung, Halliday Jon, Mao. Das Leben eines Mannes. Das Schicksal eines Volkes, München 2005, 528. 
143 Gomułka, Der polnische Weg, 8.  
144 Alexander, Kleine Geschichte, 337. Vgl. Hösch Edgar, Geschichte der Balkanländer, München 42002 
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seitdem sieben Jahre vergangen sind […] als ich die Politik der Partei plötzlich änderte. Ich 
bin zutiefst davon überzeugt, daß diese Periode unwiderruflich der Vergangenheit angehört. 
[…] Das Vermächtnis, das diese Zeit der Partei, der Arbeiterklasse und der Nation hinterlas-
sen hat, ist mehr als alarmierend.“145 Gomułka rechnete mit der Vergangenheit ab und ver-
suchte am Anfang seiner Rede, Hoffnung anklingen zu lassen. Nach diesen Worten wendete 
er sich der wirtschaftlichen Lage Polens zu. Er forderte die sofortige Beendigung der Kollek-
tivierung der Landwirtschaft. Denn bei gleichen Preisen produzieren „[…] Einzelwirtschaften 
[private Landwirtschaften] 621,1 Złoty, Genossenschaften [Kolchosen] 517,3 Złoty und  
Staatsgüter [staatseigene landwirtschaftliche Betriebe] 393,7 Złoty. Somit beträgt der Unter-
schied zwischen den Einzelwirtschaften und den Genossenschaften 16,7 Prozent, während im 
Vergleich mit den Staatsgütern die Produktion der Einzelwirtschaften um 37,2 Prozent höher 
liegt. […]“146 Er meinte, es müsse den Bauern die Möglichkeit zur wirtschaftlichen Profilie-
rung gegeben werden und man dürfe sie nicht in dasselbe Schicksal wie die sowjetischen 
Bauern drängen. Täte man dies, würden die Bauern, wie kürzlich die Arbeiter den Aufstand 
proben. Es wäre fatal, wenn auch die Bauern wie die „[…] Posener Arbeiter am schwarzen 
Donnerstag im Juni zu den Waffen des Streiks […]“ greifen würden und rufen würden: „[…] 
Genug! So kann es nicht weitergehen! Macht auf diesem falschen Weg kehrt! […].“147 Go-
mułka konnte das Zentralkomitee überzeugen. Er gab dem Volk zu verstehen, dass er keine 
Lohnerhöhung versprechen könne, sofern die Produktion sich nicht erhöhe. Er wollte auch, 
dass die Arbeiter mehr Anteil an den Gewinnen ihrer Betriebe haben sollten. Des Weiteren 
sollten die Werktätigen auch in die Betriebsführung einbezogen werden. Den Bauern sagte er 
zu, daß sich die Abgaben verringern würden, aber nicht abgeschafft werden können. Polen 
brauche sie. Zur Rückkehr Gomułkas schrieb Die Zeit: „Kein Zweifel, was sich in Warschau 
ereignet hat, ist eine Rebellion gegen Moskau — kein Wunder also, daß den Rebellen die 
Herzen des Westens zufliegen. Aber ist es richtig, daß mit der Rückkehr Wladyslaw Gomul-
kas und seiner Freunde an die Macht „der Westen" einen Sieg errungen hat? Vielleicht den-
ken wir überhaupt zuviel in den militärischen Kategorien von „Kampf", „Sieg", „Niederlage", 
um uns in den ganz anders gearteten politischen Kategorien noch zurechtzufinden? Es kann 
nämlich in der Politik auch Niederlagen unserer Gegner geben, die nicht unsere Siege sind, 
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und Siege unserer Freunde, die nicht unsere Siege sind. […]“148 Das bedeutet, daß der Westen 
zwar glücklich war aber nicht sehr viel mit dieser Wende anfangen konnte. Doch ein anderes 
Ereignis, das durch dieses ausgelöst wurde, sollte mehr Aufsehen erregen. 
Zwei Tage nach Gomułkas Machtübernahme kam es in Budapest zu Sympathiekundgebun-
gen und Massendemonstrationen. Noch am 24. Oktober begannen in Ungarn die Unruhen. 
Der sogenannte Ungarische Aufstand brach aus. In Polen erregte dies im kommunistischen als 
auch im antikommunistischen Lager  Aufsehen. Die Bevölkerung sammelte Geld für Le-
bensmittel und Medikamente für Ungarn. Die Transporte sollten teils über die Tschechoslo-
wakei gehen, doch Novotný verweigerte die Durchfahrt. Die Volksdemokratie Polen stellte 
sich am 28. Oktober offen auf die Seite von Imre Nagy. Gomułka forderte von den Ungarn: 
Sie sollen aufhören, das Blut ihrer Brüder zu vergießen. Am nächsten Tag zogen sich die sow-
jetischen Truppen aus Ungarn zurück. Gomułka war sich nicht sicher, wie Moskau weiter 
vorgehen würde. Er billigte das neue Programm für Ungarn, wollte es aber nicht in Polen an-
wenden. Im Programm sprach die Ungarische Regierung der Nationalen Einheit von Verbes-
serung des Lebensstandard, Schaffung von Arbeiterräten mit voller nationaler Souveränität, 
Abzug der sowjetischen Truppen und Freundschaft mit der UdSSR im Rahmen der Gleich-
heit. 149 Das bedeutete, daß Budapest vom alten System weg und den Staat reformieren wollte. 
Doch mit dem Abzug der sowjetischen Truppen konnte sich Gomułka nicht anfreunden. Pe-
king hatte im Oktober den Abzug der Truppen gefordert, aber erkannt, dass Ungarn gehalten 
werden müsse und deshalb die Niederschlagung des Aufstandes verlangt.  Mao hatte aufge-
hört, die Untergrabung von Chruščev zu betreiben, denn er wusste er könne niemals eine Füh-
rungsrolle anstreben, wenn es kein kommunistisches Lager gäbe. Noch am selben Tag begann 
Israel, Ägypten anzugreifen. Dies war für die Sowjetunion und ihrer Verbündeten zu diesem 
Zeitpunkt nicht relevant. Doch im Westen erregten sich die Gemüter. Im britischen Unterhaus 
wurde am nächsten Tag ein Ultimatum an beide Kriegsparteien gestellt. Sollten die Kampf-
handlungen nicht beendet werden, würden britische und französische Truppen ins Kampfge-
biet einmarschieren, um den Suez-Kanal zu schützen. Auch dieses Ultimatum wurde in Mos-
kau nicht wahrgenommen. Doch als die Briten und Franzosen Ägypten angriffen, glaubte man 
in Moskau, daß der sowjetische bzw. sozialistische Einfluß in Polen und Ungarn durch diese 
Machtdemonstration des Westens bedroht seien. Denn am Tag des britischen Ultimatums 
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hatte man in Moskau noch von Nichteinmischung in innere Angelegenheit, territorialer Integ-
rität und voller Gleichheit der Bruderländer zur Sowjetunion gesprochen. Imre Nagy gab am 
2. November bekannt, daß Ungarn aus dem Warschauer Pakt austritt. Am selben Tag hatten 
die britisch-französischen Truppen die ägyptische Luftwaffe vernichtet. In Moskau wurde 
daraufhin das Bekenntnis zu einer weichen politischen Linie zurückgenommen. Der ungari-
sche Aufstand wurde von den Sowjets militärisch niedergeschlagen. Der ungarische Gomuł-
ka, Imre Nagy, wurde hingerichtet und durch Janos Kárdár ersetzt. Gomułka hatte sich noch 
am Tag des Einmarsches von Nagy losgesagt und hielt sich zum Einmarsch der Sowjets zu-
rück. Er forderte die Partei auf, dem Volk drüber die Wahrheit zu sagen, was an diesen Tag in 
Ungarn geschah. Polen hatte in diesen Tagen Glück, nicht aber Ungarn. Am selben Tag hielt 
der freigelassene Kardinal Wyszynski eine Predigt, in der er den Polen klarmachte, es sei 
wichtiger, daß die Pole lernen, großartig zu arbeiten und nicht durch sterben Ruhm zu erwer-
ben. Denn das Leben „in Bedrängnis, Not, Kummer und Trübsal“ ist das größere Helden-
tum.150  
Am 20. Jänner 1957 wurden allgemeine Wahlen abgehalten, die freier als die von 1948/49 
waren. Die Stimmberechtigten hatten 717 Kandidaten zur Wahl, die für 459 Sitze im Sejm 
kandidierten. Davon waren 49% Nichtkommunisten151, die aber Gomułkas Sozialismus unter-
stützten und den politischen Gruppierungen der Vereinigten Bauernpartei (ZSL), der Demo-
kratischen Partei (SD) oder katholischen Gruppierungen angehörten. Wegen der Niederschla-
gung des ungarischen Aufstandes hatten die Polen eine schwierige Entscheidung zu treffen. 
Die Presse berichtete sehr offen. Gomułka forderte die Wähler auf keinen kommunistischen 
Kandidaten zu streichen. Die Zeitung Po Postu unterstützte die Linie Gomułkas mit Vorsicht. 
Kirche und Radio Freies Europa rieten den Wählern, Gomułkas Worten zu folgen. Gomułka 
gewann die Wahl und die Nationale Front erhielt die Mehrheit. Doch hatten die Nichtkom-
munisten mehr Stimmen erhalten. Gomułka war zwar frei und in seinem Amt bestätigt, doch 
manövrierte er auf einer engen Linie. 
Im Jänner 1957 schickte Mao Chou En-Lai nach Polen. Dieser sollte versuchen, Gomułka 
auf die Seite Pekings zu ziehen. Mao forderte eine Rückkehr zum harten Kurs und dies unter 
der Führung Pekings. Gomułka lehnte den Kurs ab, da er unter stalinistischer Zeit im Gefäng-
nis war.  Im selben Jahr versuchte Mao bei einem Treffen in Moskau, Gomułka erneut zu ge-
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winnen. Mao machte eine Kehrtwende und trat noch im Jänner an Tito heran. Er wollte mit 
ihm ein Gipfeltreffen des Weltkommunismus finanzieren. Dies sollte ein anderer Weg sein, 
ihn zum neuen Führer des kommunistischen Lagers zu machen. Doch auch dieser Versuch 
scheiterte. Dies führte dazu, daß Mao die Führung der KPdSU aufforderte, Stalin neu zu be-
werten, doch Moskau weigerte sich. Peking und Moskau hatten den Beginn eines Auseinan-
derdriftens eingeleitet. Im November richtete die Sowjetunion die kommunistische Weltkon-
ferenz in Moskau aus. 152 
8. Kursänderung und innerparteilicher Kampf (1957­1967) 
Gomułka hielt sein Versprechen die Zensur abzuschaffen nicht, sondern er begann, sie zu 
verschärfen. Anfang 1957 versetzte er der Zeitung Trybuna Ludu einen Schlag, indem er die 
Redaktionscrew entließ. Auch ging er  gegen Po Prostu, das Wochenblatt der Studenten und 
Intellektuellen, vor. Er entließ den Chefredakteur des Blattes und Anfang September wurde 
Po Prostu verboten und der Redaktionsstab wurde aus der Partei ausgeschlossen153. Darauf 
folgten in Warschau Studentenunruhen. Nun begann Gomułka, die meisten seiner Mitstreiter 
zurückzudrängen. Auch versuchte er einen neuen Kurs einzuschlagen. Jetzt ging er gegen den 
linken Flügel der Partei („Revisionisten“) und danach auch gegen den rechten Flügel, den 
Stalinisten („Dogmatiker“) vor. Die „Freiheit“, welche Polen innerhalb der kommunistischen 
Welt hatte, wurde durch die Abkehr Gomułkas vom rechten wie auch vom linken Flügel stark 
eingeschränkt. Es stellt sich nun die Frage warum er dies tat. Gomułka wollte hier seine 
Macht festigen und damit die breite Grundlage nur verkleinern, auf die er sich sicher stützten 
konnte. Zu diesem Zweck mußte er beide Flügel gleichzeitig angreifen. Dazu mußte er aber 
eine Gemeinsamkeit der beiden Lager gegen seines finden und er fand sie. Seiner Meinung 
waren die Revisionisten, die für ihn wie westliche Sozialisten waren, nur durch die Entstalini-
sierung hervortreten. Das bedeutet, die Revisionisten waren ein künstlich erschaffene Grup-
pierung, die durch die Dogmatiker (Stalinisten) hervorgebracht wurde. Aus diesem Grund 
waren, laut Gomułkas Auffassung, beide Flügel zu bekämpfen. Er begann mit der „Säube-
rung“ der Partei. Doch seine „Säuberung“ ist nicht als gleichwertig zum Terror unter Stalin zu 
 
152 Chang Jung, 531. 
153 Hoensch Jörg K, Gegen „Revisionismus“ und „Zionismus“. Gomułka, die „Partisanen“ und die Intellektuel-
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verstehen. Ihm ging es nur um die politische Ausschaltung der Kontrahenten mittels Partei-
ausschluss.154 
Als sich ranghohe Offiziere in den Westen absetzten, begann Gomułka seinen Kurs  noch-
mals zu ändern und holte „Männer der harten Linie“ zurück in die Partei. Kazimierz Witas-
zewski, Stellvertreter des Verteidigungsministers Konstantij Rokossowskis und andere die 
Gomułka 1956 nach seinen Machtantritt stürzten wollten, wurden in die Regierung zurückge-
holt. Witaszewski wurde Leiter des Personalamtes des ZK.155 Diese Position bot ihm die 
Möglichkeit, Gleichgesinnte in den Staatsdienst zu hieven. Nun schwenkte Gomułka seine 
Partei und sein Land auf den Kurs der Sowjetunion und weg vom polnischen Weg zum Sozia-
lismus. 
Die Tschechoslowakei hatte in dieser Phase des Umbruchs versucht, am alten System fest-
zuhalten. Auf Gottwald folgte Novotný als Erster Sekretär der KPČ. Doch nach der Rede 
Chruščevs am XX. Parteitag der KPdSU156 war Dubček schockiert, mit welcher Härte Mos-
kau in Ungarn eingriff. Er glaubte, es könne nun ein neuer Weg in seiner Heimat eingeschla-
gen werden und wurde enttäuscht. Im Jahr 1958, als Dubček aus Moskau zurückkehrte, war 
Novotný neuer Präsident nach Antonin Zapotocky geworden und vereinte damit zwei Ämter –
das Amtes des Präsidenten und des Ersten Sekretärs der KPČ.157 Dubček konnte sich aber 
freuen, er wurde zum Parteisekretär  von Bratislava (Preßburg) ernannt. Am XXI. Kongreß 
der KPČ wurde er ins Zentralkomitee der Partei gewählt und im gleichen Jahr auch ins ZK 
der KPS. Dubček übernahm drei Ämter, bei denen das Amt in Bratislava die meiste Arbeit 
forderte. Mit der Arbeit im ZK lernte er viele neue Dinge innerhalb des Staates kennen. Er 
mußte auch mit Ansehen wie Novotný sich gegen Chruščevs Linie stellte. Ein Jahr später soll-
te Dubček selbst seine Linie ändern. Er griff Gustav Husák und einige andere slowakische 
KP-Mitglieder an und beschuldigte sie, daß sie während des Weltkrieges Verbindungen zum 
Bürgertum  aufrecht erhielten. Er meinte, sie taten dies, um die Führungsposition in der KPS 
an sich zu reißen. Doch Dubček wußte, daß ohne dieses Bündnis die KPS nicht stark gewor-
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http://www.stalinwerke.de/sonstiges/geheimrede.de.vu/heft045.pdf  
157 Antonin Novotný wurde 1953 Erster Sekretär nach dem Tod von Klement Gottwald und am 19. November 
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den wäre. Warum er aber dies tat, ist bis heute ein Rätsel. William Shawcross glaubte, eine 
„emotionale Krise“ mit einem „ideologischen Dilemma“ zu sehen. Denn weder vorher noch 
nachher griff er jemanden in der Art an, obwohl er wußte, daß seine Genossen dies tun muß-
ten. Es war das einzige Jahr, in dem Dubček in seinen Reden aggressiv seine Standpunkte 
vertrat.158 
Doch Dubčeks aggressive Phase war nur ein kurzes Zwischenspiel. Durch die neue Verfas-
sung wurde der Staat zunehmend verändert. Dubček fand, dass sozialistisch im Staatsnamen 
nicht gerechtfertigt sei. Des Weiteren besagte die Reform, die Verankerung der Partei im 
Staat, dies widerspräche der Verfassung von 1948, und drittens sollten die Rechte der Slowa-
kei beschnitten werden. Die errungenen Rechte von 1944/45159 würden kassiert, da man beab-
sichtigte die slowakische Nationalregierung (das so genannte „Amt der beauftragten Minis-
ter“) mit anderen slowakischen Abteilungen (Sozialverwaltung, slowakischen Nationalrat, 
Statistische Amt, etc.) abzuschaffen. Der slowakische Nationalrat sollte zu einer Re-
gionalversammlung ohne Machtbefugnisse herabgestuft werden. Die gesamte Staatsmacht 
sollte nach Prag verlegt werden. Novotný erklärte am 5. Juli 1959 vor der Nationalen Konfe-
renz der Partei, daß Veränderungen in den slowakischen Nationalorganen für das gesamte 
Staatsgefüge wichtig wären. Dies würde das Ende der Selbstverwaltung für die Slowakei be-
deuten.160 Wie Dubček auf die neue Verfassung regierte, ist nicht klar auszumachen. Shawc-
ross meinte, dass Dubček in diesem Fall auf Novotnýs Seite war und sie für den sozialisti-
schen Aufbau wichtig erachtete. Wie ist diese Einschätzung möglich? Dubček war gegen „so-
zialistisch“ im Staatsname, weiters war er Slowake, der für seine Heimat kämpfte und sich 
gegen Novotný auflehnte. Warum sollte er jetzt auf seinen Kurs einschwenken? Dubček 
schreibt in seiner Autobiographie, dass er den Ersten Sekretär vor diesen Schritt warnte. Es 
würde seiner Meinung der Partei und Novotný schaden. Am 11. Juli 1960 wurde die Verfas-
sung geändert und die Tschechoslowakei in  
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„die Tschechoslowakische Sozialistische Republik“ umbenannt. Sie war laut Verfassung ein 
sozialistischer Staat auf dem festen Bündnis der Arbeiter, der Bauern und der Intelligenz, mit 
der Arbeiterklasse an der Spitze.161 
Im Juni 1960 wurde Dubček als Sekretär für Industriefragen ins Zentralkomitee der KPČ 
nach Prag berufen. Er war zuständig für das Hüttenwesen, die Werkzeug- und Maschinenin-
dustrie, die chemische Industrie und Bauindustrie. Im Sekretariat und im Präsidium der KPČ 
kam es zwischen Novotný und Dubček zum Streit um die Investitionspriorität in der Slowakei 
und der Rehabilitierung der Opfer bzw. Angeklagten der Säuberungsaktion der 1950iger Jah-
re. Mit dem Reformkurs der UdSSR mußte auch Prag einlenken. Nach Shawcross Darstellung 
habe sich Dubček, der 1960 in ZK der KPČ berufen wurde, dem Weg Novotnýs angeschlos-
sen. Er habe die Verfassung gut geheißen und die Slowakei bei Reden gar nicht erwähnt. Wei-
ters soll er sich in den Jahren zwischen 1960 und 1962 ausschließlich mit der Wirtschaft be-
faßt haben und 1960 und 1961 geglaubt haben, die Mängel im System seinen ausschließlich 
auf einen Mangel an zentraler Kontrolle zurückzuführen.162 Dubček selbst gab zu, anfangs an 
das Wirtschaftssystem geglaubt zu haben. Aber er schrieb selbst, dass er die Verfassungsre-
form und die folgende Verfassung genauso wie Karol Bacilek verurteilte. Doch schon 1961 
gab es zwischen Dubček und Novotný Streit in Bezug auf die finanzielle Unterstützung slo-
wakischer Regionen.163 
Nun drängt sich die Frage auf ob Dubček in seiner Autobiographie oder Shawcross in seiner 
Dubček-Biographie recht hat. Angesicht der Forschungslage sind sich die Historiker einig, 
daß Dubček nicht die Linie Novotnýs verfolgte, sondern sich dieser entgegenstellte. Shawc-
ross hat 1970 Thesen aufgestellt, mit denen er versuchte, das Verhalten Dubčeks zu erklären. 
Doch sind seine Ausführungen teils nicht nachzuvollziehen.164  
 Mit dem XXII. Parteitag der KPdSU 1961wurde Stalin völlig demontiert und aus dem Le-
nin-Mausoleum verbannt. 165  Die KPČ Führung musste nun reagieren und ließ 100 Gefange-
ne, die in den 1950iger Jahren verhaftet wurden, frei. Mit dem Reformkurs wurde 1962 auch 
Gottwalds aufbewahrter Leichnam verbrannt und Stalin-Denkmäler abgerissen. Innerhalb der 
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Partei kam es zu immer stärkeren Zusammenstößen zwischen Novotný und Dubček über die 
Frage der Rehabilitierung der slowakischen Widerstandskämpfer. Als Folge davon wurde 
Dubček ein Jahr als Sekretär auf Provinzebene in die Slowakei zurückversetzt. Nun versuchte 
sich Dubček gegen Novotný zu verteidigen. Am XII. Parteitag konnte er trotz des großen Wi-
derstands von Novotný in die nationale Politik zurückkehren, denn er wurde wieder ins Zent-
ralkomitee der KPČ gewählt.166 
Eine im September 1962 eingesetzte Kommission unter Darhomir Kolder mußte die Schau-
prozesse zwischen 1949 und 1954 aufarbeiten. Dubček wurde in die Kommission beordert. 
Die Kommission hatte die Aufgabe, nicht nur die tschechischen bzw. gesamtstaatlichen Fälle 
zu untersuchen, sondern auch die slowakischen Fälle mit bürgerlich-nationalistischen Hinter-
grund. Novotný sah dies mit Argusaugen, denn jetzt könnte sich herausstellen, daß seine loya-
len Genossen Široky und Bacilek an den „Säuberungen“ beteiligt waren. Sogar Chruščev war 
an der Rehabilitierung von Parteigenossen interessiert und warnte Novotný die Sache nicht 
länger hinauszuschieben. Der Bericht der Kommission besagte, dass es damals während des 
„Personenkults“ Verstöße gegen die so genannte sozialistische Gerechtigkeit gab und daß die 
damalige KP-Führung schuld an der Säuberung hätte. Auf diesen Bericht hinauf regierte No-
votný sofort, da ihn Chruščev mahnte. Um seine eigene Macht nicht zu gefährden, lieferte er 
seine Weggefährten aus. Der Erste auf seiner Liste war Josef Urvalek, welcher der Staatsan-
walt im Fall gegen Slanský gewesen war. Anfang März wurde er vom Obersten Gerichtshof 
abberufen. Als nächstes wurde Karol Bacilek, der Erste Sekretär der KPS abberufen.167 Sein 
Nachfolger wurde Alexander Dubček. Novotný hatte noch versucht einen seiner loyalen Ge-
nossen Michal Chudik an die Macht zu bringen. Doch nach der Wahl von Dubček verließ er 
wütenden den Saal. Nun begann die KPS in der Parteizeitung Pravda für eine schnelle Reha-
bilitierung die KPČ zu plädieren. Dubček forderte die Rehabilitierung von Husák und Cle-
mentis, der 1952 hingerichtet wurde und macht auf die slowakische Frage aufmerksam. No-
votný stimmte den Bürgerrechten für die Rehabilitierten zu, um die Wiederaufnahme in die 
Partei zu verhindern. In der Slowakei folgte eine gemilderte Pressefreiheit, die Prag und Bra-
tislava, bzw. Novotný und Dubček in einen Streit verwickeln sollte und der bis zum Sturz von 
Novotný andauern sollte.168 
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In Polen waren Ochab, Gomułka und Cyrankiewicz Anfang 1960 die mächtigsten Männer 
der Partei. Ochab wurde offiziell am 4. Jänner 1960 als Sekretär des ZK bestätigt. Die eigent-
liche Macht aber hatte Gomułka, obwohl Ochab viele Ressorts innehatte.169 Doch glaubten 
Mitglieder der Partei, daß er die Unterstützung Chruščevs nicht mehr genoß und damit im 
Wanken sei. Gomułka widersprach dem und stützte Ochab. Er ließ ihn etwa im Namen der 
Partei die Delegationen empfangen. Unter diesen war auch die sowjetische Abordnung. Die 
vielseitigen Aufgaben, die Gomułka Ochab anvertraute, ließen vermuten, dass er diesen als 
seinen Stellvertreter in der Partei aufbaute. Gomułka hingegen genoß in allen polnischen in-
nenpolitischen Fragen die volle Rückendeckung von Chruščev. Der sowjetische Führer hatte 
seinen polnischen Genossen als „erprobten Freund“, „verdienten Sohn der Partei“ und sogar 
„treuen Kämpfer für die Sache des Kommunismus“ bezeichnet. Warschau und Moskau 
bestritten zunehmend einen gemeinsamen Kurs. Bei der Gipfelkonferenz in Moskau hatten 
sich die beiden Führer Gomułka und Chruščev den Rücken gestärkt, als die chinesische Dele-
gation den Kurs Polens und der Sowjetunion kritisierte und meinte, die beiden Länder würden 
von den leninistischen Dogmen abweichen. 170 
In Polen konnte sich Gomułka sicher sein, die Partei unter seiner Kontrolle und die alleinige 
Macht zu haben. Doch wie angesehen war er vier Jahre nach dem polnischen Oktober bei der 
Bevölkerung? Die stärksten Gegner befanden sich in den Kreisen der Intelligenz, die ihm die 
Abweichung von der Linie des polnischen Oktober nicht verzeihen. Ihr Ziel war es, mehr 
Freiheit zu bekommen. Die Bauern tolerieren Gomułka, weil er die Zwangskollektivierung 
stoppte und nicht weiter führte, aber trotzdem hegen sie noch immer Mißtrauen gegen die 
Kommunisten. Die städtische Bevölkerung dachte ähnlich wie die Bauern und toleriert den 
jetzigen polnischen Parteiführer Gomułka, denn er brachte ihnen ein besseres Leben, als sie 
vor dem Oktober 1956 hatten.171 
Von katholischer Seite gab es trotz der Freilassung Wyszynskis (26.10.1956) mehr Distanz. 
Jedoch nicht alle katholischen Organisationen standen in Opposition zu den Kommunisten. 
Die Organisation PAX kollaborierte mit den Kommunisten. PAX entstand während der stali-
nistischen Zeit als Waffe gegen die Katholische Kirche. Im Oktober 1956 war die PAX linien-
treue gegenüber den Stalinisten geblieben. Doch die Organisation konnte nicht vernichtet 
werden, da die UdSSR sie schützte. Dennoch wurde die PAX 1957 aus der Einheitsliste zu 
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den Wahlen ausgeschlossen. Nun im Jahr 1960 versuchte die PAX wieder aktiv zu werden um 
bei den Wahlen 1961 wieder Sitze zu gewinnen.172 
Grund für die erneute Aktivität der PAX, war die Verschlechterung der Beziehung zwischen 
Gomułka und Wyszynski. PAX sammelt alle Wähler, die zwar dem Katholizismus zuspra-
chen, aber gegen den Klerus waren. Am 15. Dezember 1960 gab die PAX eine Kundgebung, 
dass sie wieder aktiv im politischen Leben Polens eine Rolle spiele. Offiziell war es eine fei-
erliche Zusammenkunft anlässlich des fünfzehnjährigen Bestehens.173 
Am 27. September 1960 sprach Gomułka vor der UN-Vollversammlung über die Erwartung 
des polnischen Volkes gegenüber den Vereinten Nationen.174 Am 3. Oktober 1960 sprach er 
vor 100 UN Journalisten.175 Dort wollte er die antideutsche Haltung Polens widerlegen. Er 
meinte, Polen könne die Remilitarisierung der BRD aus geschichtlicher Erfahrung nicht gut 
heißen. Auch die Aussagen der BRD, Westdeutschland versuche mit friedlichen Mitteln ihre 
Probleme und ihre Ansprüche zu lösen, findet in Polen kein Gehör. Denn das Volkspolen ist 
der Ansicht, daß das westdeutsche Regierungsprogramm ein Kriegsprogramm sei und die 
BRD versuche einem anderen souveränen Staat Territorium wegzunehmen.176 
Am 6. Oktober hielt Gomułka erneut eine Rede vor der UN Vollversammlung, bei der er be-
tonte, wie wichtig es sei, die Volksrepublik China in die Vereinten Nation aufzunehmen177. Er 
betonte, dass Polen zwar im ideologischen und partei-taktischen Fragen auf einer gemeinsa-
men Linie mit der Sowjetunion und daher in Zwietracht mit China liege. Doch sollte dies 
nicht die Beziehung zu China schwächen. Er forderte eine Einheit des sozialistischen Lagers, 
obgleich er Probleme hatte, die Beziehung zu den Chinesen aufrecht zu erhalten. Denn weni-
ge Wochen vor dieser Ansprache waren in China Flugblätter gegen Chruščev gedruckt und 
verbreitet worden. Als Gomułka am 12. Oktober wieder heimkehrte, informierte er nieman-
den über die Ereignisse in Amerika. Erst am 21.Oktober bei der Sitzung des Sejms berichtete 
er über seinen Amerikaaufenthalt.178 
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Vier Jahre später sollte das Verhältnis zur Sowjetunion schlechter werden. Chruščev infor-
mierte ihn, daß er vorhabe, mit Bonn diplomatische Beziehungen aufzunehmen und die anti-
westdeutschen Kampagnen zu vermindern. Gomułka war gegen ein gutes westdeutsches-
sowjetisches Verhältnis, da er der Ansicht war, Polen könne nur überleben bzw. existieren 
wenn einer der beiden mit Polen verbündet sei, in diesem Fall die Sowjetunion. Bei einem zu 
guten russisch-deutschen Verhältnis könnte die Existenz Polens erneut auf Messers Schneide 
stehen und eine erneute Teilung bringen wie vor 1918 und 1939 bis 1945.179  
Chruščev ließ sich nicht von seinem Kurs abbringen. Er schickte einen Botschafter nach 
Bonn, während Gomułka im September 1967 vor dem Schriftsteller Kongreß seine Bedenken 
äußerte. Die sowjetische Vertretung unter Konstantin Simonow war für die Politik Gomułkas 
und gegen die Moskauer Richtung. Die Delegation hätte daher jeden Moment zurück nach 
Moskau beordert werden können. Jedoch sollte sich der freundliche Kurs zur BRD erst Mitte 
Oktober 1964 ändern180. Chruščev hatte sich mit seiner Politik ins Abseits gedrängt und muß-
te zurücktreten. Wie konnte es zu diesem Rücktritt kommen? Was war in der Sowjetunion 
passiert?  
8.1 Die Internationale Lage 1958­1964 
Anfang der 1960iger spitzte sich das sowjetisch-amerikanische Verhältnis nach einer Ent-
spannung (Tauwetterphase) zu. Denn die Sowjets schossen den ersten Satelliten, genannt 
Sputnik, in den Weltraum. Die Amerikaner und der „Westen“ antworteten mit der  Produktion 
von Mittelstrecken- und Interkontinentalraketen. Eine der von Chruščev betriebene Kulmina-
tion war die Berlinkrise 1958/59, deren Höhepunkte waren der Bau der Berliner Mauer 1961 
und die Kubakrise 1962, die fast in einen Atomkrieg münden ließ. Die Berlinkrise begann im 
November 1958. Die Sowjetunion kündigte den Viermächtestatus wonach Berlin, wie in Jalta 
vereinbart, in vier Sektoren geteilt war. Die Sowjets wollten eine Art militärisch blockfreie 
Stadt Westberlin haben, unabhängig von der DDR und der BRD. Die westlichen Truppen 
sollten abziehen. Die Westalliierten waren strikt dagegen. Nachdem Chruščev erkannte, daß 
er mit seinen Forderungen keinen Erfolg erzielt, gab er nach und Westberlin blieb Teil West-
deutschlands.  
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Zu Ende der Krise kam es zum Abschuß eines amerikanischen Aufklärungsflugzeuges. Die 
USA konnten in Folge keinen Druck mehr auf die Sowjetunion ausüben und den Rückzug aus 
Teilen Osteuropas nicht erzwingen. Es blieb bei Status quo. Da viele Berliner nach Westberlin 
flohen, begann man in der DDR mit dem Bau der Berliner Mauer und der endgültigen Teilung 
Europas. Ein Jahr nach dem Mauerbau kam 1962 die Kubakrise. Wieder standen die beiden 
Großmächte USA und UdSSR vor einer kriegerischen Auseinandersetzung; sogar vor einem 
Atomkrieg, den Kennedy und Chruščev abwenden konnten. Die Sowjets zogen die Mittelstre-
ckenraketen aus Kuba und die NATO ihre aus der Türkei ab. 
Im November 1962 beendeten die USA ihre Kernwaffenversuche und im selben Jahr zog die 
UdSSR nach. Auch wurde ein Vertrag über die friedliche Weltraumforschung unterzeichnet. 
Des Weiteren wurde im Juni 1963 eine direkte Telefonverbindung zwischen den beiden 
mächtigen Männern aufgebaut, das sogenannte Rote Telefon. Jetzt begann wieder eine Phase 
des Tauwetters. Nach Chruščevs Rücktritt 1964 schloß sein Nachfolger Leonid Brežnev einen 
Abrüstungsvertrag mit den Vereinigten Staaten. 
8.2 Die Lage in Polen 1960 ­ 1968 
In Polen waren noch immer innerparteiliche Kämpfe zwischen den so genannten Revisionis-
ten und Stalinisten im Gange. Der slowakische Kommunist Vasil Bilak hätte diese wahr-
scheinlich „Rechte“ (Reformer) und „Linke“ (Stalinisten) genannt.181 Gomułka befand sich 
zwischen den beiden Fraktionen. Er nutzte beiden Seiten für seinen Machterhalt aus. Keiner 
der beiden Blöcke konnte ohne seine Zustimmung irgendetwas entscheiden. Jörg Hoensch 
nannte ihn einen „ehrlich überzeugten, pedantisch-rechtschaffenen, aber sturen, phantasielo-
sen, anti-intellektualistischen […] und wirklichkeitsblinden Kommunisten“182  
Im August 1964 konnten die „Partisanen“ mit Ryszard Strzelecki, einen ihrer Sympathisan-
ten in den obersten Riegen der Macht etablieren. Strzelecki wurde einer der einflußreichsten 
Ratgeber von Gomułka. Die Partisanengruppe bildete sich innerhalb der Partei und ihr Vorsit-
zender war General Mieczyław Moczar. Diese Gruppierungen setzten sich aus den ehemali-
gen Partisanenkämpfern zusammen, die im 2. Weltkrieg im Untergrund gekämpft haben. Die 
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Gruppe stützte sich auf Armee, Polizei, Geheimdienst, freiwillige Bürgermiliz (ORMO), und 
den Veteranen-Verein.183 
Die Partisanen, die katholische Organisation PAX184 und die Partei teilten eine Abneigung 
gegen die Deutschen, Russen, Juden und Liberalen.  Die Partisanen-Bewegung begann sich 
wie die PAX in der Parteibasis langsam festzusetzen. Die PAX unterstützte zudem den In-
nenminister General Mieczyław Moczar. Mit diesem Rückhalt konnte Gomułka gegen die so 
genannte Revisionisten vorgehen. Am 19. September 1964 nahm er an einem Vortrag auf dem 
polnischen Schriftstellerkongreß teil, um den scharfe Kritik zu üben. Er hatte schon sechs 
Monate zuvor von Ministerpräsident Cyrankiewiecz verlangt, die Kulturpolitik gemäß der 
Verfassungsgrundsätze zu ändern. Um die Lage in den Griff zu bekommen, wurden zwei 
Schriftsteller verurteilt. Melchior Wankowicz im November 1964 und Jan Miller September 
1965. Andere wurden durch Entzug des Reisepasses oder durch Schreib- und Publikations-
verbot gemaßregelt. All dies half der Partei nicht mehr, denn die Schriftsteller und Wissen-
schaftler blieben fest auf Gegenkurs. Der Warschauer Philosophieprofessor Leszek Koła-
kowski sprach im Dezember 1965 von Zonen des Schweigens, weil die Zensur für Literaten 
verschärft wurde.185 Es schaltete sich die Staatssicherheit ein und ging gegen kleine Zirkel 
junger Intellektueller vor. Unter diesen jungen Intellektuellen waren die Söhne und Töchter 
führender Politiker.  
Noch schlimmer wurde die Lage, als der Parteiideologe Adam Schaff ein Buch veröffent-
lichte, indem er auf die problematische Lage im Staat und in der Partei hinwies. Die moskau-
treuen Parteimitglieder verlangten seinen Ausschluß aus dem ZK der PZPR, doch durch den 
Widerstand ehemaliger Stalinisten, wurde dieser Schritt unterlassen. Stattdessen wurde Schaff 
durch die Monatszeitschrift Nowe Drogi im Dezember 1965 angegriffen. Dies verschärfte die 
Fronten in der Partei. Es standen sich nicht mehr nur die Dogmatiker (Stalinisten) und die 
Revisionisten gegenüber, jetzt kam auch noch die Gruppe der Kulturschaffenden hinzu.186  
Leszek Kołakowski hielt im Oktober 1966 eine Rede zum 10. Jahrestag des polnischen Ok-
tobers. In seiner Rede verurteilte er den Mangel an Demokratie [im sozialistischen Sinne], die 
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Praktiken der Unterdrückung und Bestrafung, die Intoleranz und Bürokratisierung des Sys-
tems. Gomułka gab nach dieser Rede den Befehl, ihn aus der Partei auszuschließen. Diese 
Maßnahme brachte das Fass zum Überschäumen und die Warschauer Schriftsteller protestier-
ten gegen dieses Vorgehen. Alle nicht Linientreuen sollten nach Prüfung ebenfalls aus der 
Partei ausgeschlossen werden, doch hatte man ungeachtet dieser Maßnahmen keine Chance, 
die Opposition einzuschüchtern.187 
Studenten, Schriftsteller und anderen Reformwilligen wurden als antikommunistische und 
antisowjetische Opposition abgetan. Man markierte sie als Revisionisten und setzte sie gleich 
mit Zionismus, Antikommunismus und Verrat an Volkspolen.188 
Durch diese Kurswende in der Partei wandte sich die Intelligenz vom Regime und der Partei 
ab. Mieczyław Moczar prangerte die tolerante Politik Gomułkas an und gab seiner Politik  die 
Hauptschuld an diesem Desaster. Gomułka musste daraufhin ein ZK-Plenum einberufen, wel-
ches am 16. bzw. 17. Mai 1967189 abgehalten wurde. Bei dieser Zusammenkunft sollte über 
ideologische Probleme der Partei und der Autoritätsverlust gesprochen werden. Die Schuld 
am Autoritätsverlust gab man den westlichen Sendern BBC, Radio Free Europe oder auch 
Voice of America. Nur Edward Gierek forderte einen höheren Stellenwert der Volkswirtschaft 
und er trat vorsichtig für die Rechte der Bürger und ihrer Kritik ein. Die Mehrheit des ZK, 
darunter Gomułka, drängte auf eine härtere Gangart.190 
Als im Juni 1967 der Sechs-Tage-Krieg zwischen Israel und seinen arabischen Nachbarn 
begann, hatte die Partei den gesuchten Vorwand, um gegen jüdische Bürger und andere Riva-
len vorzugehen. Gomułka äußerte sich feindlich gegenüber den Juden und meinte, sie seien 
nicht loyal zu Volkspolen. Eine Woche nach dieser Aussage begann eine regelrechte antise-
mitische Kampagne der Partei und die Verfolgung der Juden in Verwaltung, Armee, Zei-
tungswesen und Kulturbetrieb. Viele der Verfolgten verließen das Land und emigrierten nach 
Israel.191  
Innerhalb der Partei war dies ein Machtspiel. Diese Kampagne war diente dazu, die proble-
matische Lage der Partei in Polen zu überschatten. Die Partisanen mit Moczar versuchten 
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durch diesen Kurs die Macht in der Partei und im Staat an sich zu reißen. Sie hatten gehofft, 
daß der Antisemitismus bis in die höchsten Ämter der Partei dringen würde.192  
8.3 Die  Lage in der Tschechoslowakei 1962­1968 
Auch beim Nachbarn, der Tschechoslowakei wurde der innerparteiliche Streit stärker. Prag 
und Bratislava bzw. Novotný und Dubček waren auf Kollisionskurs. Nachdem die Kolder-
Kommission  ihre Arbeit abgeschlossen hatte, hatte Novotný versucht, Dubček aus dem ZK zu 
entfernen, es gelang ihm für ein Jahr. Der erste Sekretär der KPS Bacilek wurde abgesetzt und 
aus der KPČ ausgeschlossen.193 Auch wurde Ministerpräsident Široký gestürzt. Nun hatte 
Novotný seine Verbündeten in Bratislava verloren. Mit allen Mitteln versuchte er jedoch, die 
Wahl von Dubček zu verhindern, doch hatte sich die Mehrheit der KPS entschieden, Dubček 
zum Ersten Sekretär zu ernennen. Mit diesem Posten wurde er Vollmitglied des Parteipräsidi-
ums der KPČ.194 
Mit der Wahl Dubčeks zum Ersten Sekretär der KPS 1963 begann die offene Berichterstat-
tung über den XXII. Parteitag der KPdSU und die Kritik am sozialen und wirtschaftlichen 
Kurs der Partei. Novotný war erzürnt über Dubček, da dieser nichts gegen die Presse unter-
nahm und er forderte ihn auf, eine Zensurbehörde einzurichten. Dubček hielt tat nichts der-
gleichen und Novotný setzte in den tschechischen Teilen auf volle Unterdrückung der Mei-
nungs- und Pressefreiheit. Der Schriftstellerverband griff jedoch in ihrer Wochenzeitung Kul-
turny zivot (kulturelles Leben) Tabuthemen auf. Als Kritiken gegen die Partei durch andere 
öffentliche Medien erschienen, wurde die Zensurbehörde „Rat der Presseaufsicht“ im tsche-
chischen Teil des Landes eingeführt. Das Wochenblatt wurde von Journalisten, die Novotný 
nahe standen, übernommen. Die Mitglieder des Schriftstellerverbandes wurden im slowaki-
schen Teil willkommen geheißen. Die Rede des Publizisten Hysko über die schleppende Re-
habilitierungen und die Verstrickung von Široký in diversen Fällen wurden unzensuriert in 
der slowakischen Zeitschrift Prawda abgedruckt. Dies löste eine Verschlechterung des Kli-
mas zwischen Novotný und Dubček aus. Nach einer Unterredung zwischen den beiden ließ 
Dubček keine kritischen Artikel mehr drucken. Nach dem Besuch Novotnýs in der Stadt Ko-
siče griff der Staatspräsident die Prawda und andere Einrichtungen in der Slowakei an. 
Dubček reagierte auf die Rede mit einer Resolution. Novotný schrieb über den bürgerlichen 
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Nationalismus, ein Vorwurf der nicht mehr aktuell und von der Barnabiten195-Kommission 
als Lüge eingestuft worden war. Die Opfer wurden rehabilitiert und Husák sogar der Innen-
ministerposten angeboten, doch dieser lehnte ab.196 
Am 20. August 1963 wurde die Abberufung des Ministerpräsidenten Viliam Širokýs be-
kannt gegeben, Josef Lenárt folgte als Ministerpräsident nach und Michal Chudik wurde Vor-
sitzender des slowakischen Nationalrates. 197 
Novotný kritisierte Dubček wegen Zulassens der Veröffentlichung von verbotenen Büchern 
im tschechischen Teil. Von einem Freund aus Trenčin erfuhr Dubček, daß Novotný die 
Staatssicherheit gegen ihn mobilisiert. Die ganze Familie stand unter Beschattung des Staats-
sicherheitdienstes. Mitte 1965 sammelt er das ganze slowakische Zentralkomitee hinter sich 
und festigte seine Position gegenüber seinem Kontrahenten Novotný. Ein Jahr zuvor war No-
votný zum 20. Jahrestag des Nationalen Aufstandes nach Bratislava gekommen. Novotný war 
zu diesem Ereignis schlecht vorbereitet erschienen.198 Während der folgenden Aus-
einandersetzung ging es um wichtige Gebiete wie Wirtschaft, Meinungsfreiheit (Zensur des 
slowakischen Verlagswesens) und um die tschechisch-slowakischen Beziehungen. Novotný 
hatte durch seine ablehnende und herablassende Art die Sympathie in der slowakischen Be-
völkerung verloren. Er pflegte eine energische Feindseligkeit gegenüber der Slowakei und 
glaubte, slowakische Attentäter würden ihn töten wollen. In der Slowakei artikulierten sich 
die Intellektuellen und warfen Prag vor zu wenig Einfühlvermögen mitzubringen, wenn es um 
nationale Themen für die Slowakei gehe. Dubček konnte nicht verhindern, daß Prag Behörden 
in der Slowakei schloß. Es fehlte innerhalb der KPS die Einigkeit zu agieren, selbst das 
ZK-Präsidium war sich nicht einig über jegliches vorgehen.199 
Von 1964 bis 1966 wurde an einer Wirtschaftsreform gearbeitet und Dr. Šik präsentierte 
1967 einen dieser Wirtschaftsreformpläne. Dubček glaubte dass vom Staat unabhängige Be-
triebe nötig seien um die Wirtschaft wieder auf positiven Kurs zu bringen. Er war der Mei-
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196 Dubček, 143. 
197 Dubček , 141. 
198 Dubček, 151.  
199 Dubček, 161. 
62 
 
                                                           
nung, daß die Partei nicht in die Wirtschaft eingreifen dürfe und präsentierte 1967 erneut 
diesbezüglich Vorschläge. Doch diese Form der Erneuerung wurde nicht akzeptiert. 200 
Im Mai 1966 untersuchte die Staatssicherheit auf Befehl von Novotnýs verstärkt jede Arbeit 
von Dubček. Dubček befürchtete, sie könnten Beweismaterial für einen Prozeß besitzen und 
meinte: „Ich gab zu bedenken, daß derartige Praktiken direkt zum Anfang der fünfziger Jahre 
zurückführten.“ Er holte zum Gegenschlag aus und forderte das ZK-Präsidium der KPČ auf, 
nachzuforschen, wer der Auftraggeber sei, da es ohne Zustimmung des ZK-Präsidiums der 
KPČ zu dieser Aktion gekommen war. 201  
Am 13. Parteitag der KPČ konnte Dubček entgegen Novotnýs Willen die Macht ausbauen. 
Die Novotný Anhänger Chudik und Šabolčik wurden zur selben Zeit in ihren Ämtern bestä-
tigt. Als Dubček in seiner Heimat Slowakei Urlaub machte, bei einer legalen Bärenjagd teil-
nahm und den Bären auch erlegte, ließ Novotný diese Aktion untersuchen.202 
1967 kam es zwischen Reformgegner und -befürworter zur Konfrontation. In der Bevölke-
rung wuchs die Unzufriedenheit. Bevölkerung und Reformer forderten Änderungen in allen 
Bereichen der Wirtschaft, des kulturellen Lebens und im slowakisch-tschechischen Verhält-
nis. Der Versuch zur Umsetzung „des neuen ökonomischen Modells“ vom Jänner 1967 hatte 
keinen Erfolg. Die wirtschaftlichen Probleme ergaben sich aus dem ungleichen Entwicklungs-
stand der Slowakei und der tschechischen Teile. František Barbírek forderte die Beibehaltung 
der alten Strukturen, um die slowakische Wirtschaft zu schützen. Seine Thesen wurden 1967 
im Zentralkomitee heftig diskutiert.203 
Das Jahr 1967 wurde wie das darauf folgende Jahr zu den „revolutionärsten“ Jahren. Der 
Kongreß des Schriftstellerverbandes in Prag endete wie zuvor in Bratislava 1964 in einer Re-
volte. Ein großer Teil der Schriftsteller bestand aus überzeugten Kommunisten, die schon im 
Krieg bei der Partei waren. Als jedoch die Forderung nach freire Meinungsäußerung auch auf 
die tschechische Landesteile übergriff, wurde Novotnýs Kritik laut. Novotný und Jiři 
Hendrych forderten den Verband auf, Maßnahmen zu ergreifen. Der Fall kam vor das  tsche-
 
200 Shawcross, 158. Vgl. Der Beitrag von Šiks Reformen zum gesellschaftlich‐politischen „Wunder des Jahres 
1968“ In: Karner, I., 136‐138. 
201 Dubček, 163. 
202  Dubček, 168. 
203 Dubček, 170. 
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choslowakische Parteipräsidium. Ende September wurde das tschechische Wochenblatt Lite-
rarni Noviny von einer neuen Gruppe von Journalisten, welche unter Polizeischutz standen, 
übernommen. Innerhalb der ČSSR kam es zu einer politischen Teilung der Landesteile. Die 
Slowakei behielt ihre errungenen Freiheiten, während der tschechische Teil strikt unter der 
harten Hand Novotnýs regiert wurde.  
Im Juni, während der Kampagne gegen die tschechischen Schriftsteller, macht Novotný in 
der Slowakei Urlaub. Auch diesmal zeigte er offen seine Ablehnung gegenüber der Slowakei, 
welche er als rückständig empfand. Der slowakische Nationalrat war der Ansicht, man solle 
den Staatspräsidenten zu der 100-Jahr-Feier einladen, doch Dubček hegte Zweifel. Novotný 
besuchte diese 100-Jahrfeier der slowakisch höheren Schule in Tučanský sv. Martin, heißt seit 
1951 nur Martin204, der Ort liegt zirka 30 km von Banská Bystrica (Neusohl) entfernt. Dubček 
nahm nicht an der Feier teil. Der Ort war das Zentrum des protestantischen Zweiges der „na-
tionalen Wiederauferstehung“ und der Ort wo 1861 die Matica Slovenska205 gegründet wurde. 
Novotný hatte sich erneut über keine der Ereignisse informiert, sondern beschimpfte nur seine 
slowakischen Genossen. Als Novotný um eine finanzielle Hilfe für die Institution der Matica 
Slovenska gebeten wurde, meinte er man solle sie nach Prag verlegen. Des Weiteren weigerte 
er sich, Geschenke für seine Frau entgegen zu nehmen. Für die Slowaken war die Haltung 
Novotnýs ein Skandal.206 
Am 30. Oktober 1967 fand eine zweitägige Plenartagung des Zentralkomitees der KPČ 
statt.207 Dubček forderte Selbstkritik der Partei anstatt bloßer Kritik gegen die Regional- bzw. 
Bezirksebene. Er forderte die Trennung von Partei und Regierung. Novotný und seine An-
hänger schmetterten den Vorschlag ab. Bevor Dubček mit seiner Rede begann, sprach er über 
die schlechte Behandlung der Slowakei.  Novotný und Anhänger hakten bei diesen Punkt ein 
und der Parteichef Novotný meinte: „Das alles erinnert mich an bürgerlichen Nationalis-
mus!“208 Die anderen merkten, wohin dies führte und zum ersten Mal fand eine rege Diskus-
 
204 Tučanský sv. Martin: Tučanský Sväty Martin (dt.: Turz‐Sankt‐Martin, ungar.: Turócszentmárton) – ab 1951 
Namensänderung in Martin. 
205 Matica Slovenska: Institution/Verein für das nationalen slowakischen Kulturbewußtsein, daß sich gegen die 
Madyarisierungspolitik von Budapest etablierte. Erster Vorsitzender wurde der katholische Bischof Štefan Moy‐
zes und sein Stellvertreter wurde der evangelische Bischof Karol Kuzmany. Die Matica Slovenska pflegtedie 
slowakische Sprache und das Kulturelle leben der Slowakei.  Siehe Dubček, 172. 
206 Dubček, 173. 
207 Dubček, 173. 
208 Ströbinger, 338. 
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sion statt. Plötzlich wurden heikle Themen angesprochen. Wasserminister Josef Smrkovský  
sprach von Ämterhäufung, die Novotný voll traf. Er wurde nun von anderen aufgefordert, als 
Erster Sekretär der Partei zurücktreten. Smrkovský, ein berühmter tschechischer Wider-
standskämpfer im Zweiten Weltkrieg, trat auf die Seite der Reformer. Er war wichtig, da er 
großes Ansehen in der tschechischen Bevölkerung genoß. Novotný versuchte, seine vorberei-
tete Resolution vorzulegen, diese wurde jedoch von der Mehrheit abgelehnt. Der Vorschlag 
wurde als unzureichend kritisiert und zur Überarbeitung zurückgewiesen, sie sollten erst im 
Dezember zu einem Gesprächspunkt werden zu lassen. Zum ersten Mal legte das Zentral-
komitee sein Veto gegen Novotný ein.209 
Das 50. Jährige Jubiläum der Oktoberrevolution unterbrach die innerparteilichen Kämpfe. 
Novotný reiste in die Sowjetunion, um bei der Feier teilzunehmen. Nach seiner Rückkehr 
nahm er nicht an den Sitzungen teil und ließ sich mit der Ausrede, er habe Grippe, entschuldi-
gen. Dubček versuchte, die Macht Novotnýs zu brechen, indem er einige Anhänger seines 
Gegners vom Machtverlust Novotnýs zu überzeugen versuchte. In diesem Fall war es 
Hendrych, der von Dubček behauptete er sei ein ehrlicher und unentschlossener Mann210, ließ 
langsam Novotný fallen. Als nun Novotný seine Situation erkannte, bat er den sowjetischen 
Führer Brežnev um Hilfe. Brežnev kam in die ČSSR, um mit drei tschechischen Vertretern 
(Novotný, Hendrych und Dolanský) und zwei slowakischen Vertretern (Lenárt und Dubček) 
zu sprechen. Brežnev interessierte sich nicht für das tschechoslowakische Problem, er glaubte, 
es sei einfach ein interner bürokratischer Streit, der nur auf höchster Ebene stattfinde. Als 
Brežnev mit Hendrych sprach und dieser sich für den Posten des Ersten Sekretärs anbot, wuß-
te Brežnev, daß Novotný nicht mehr zu halten sei und entzog ihm die Unterstützung. Es kam 
zu einer Wende in der Partei. Novotný trat als Erster Sekretär zurück und entschuldigte sich 
für sein Verhalten mit den Worten: „Ich möchte eine selbstkritische Haltung zu meinem Auf-
treten auf dem Oktoberplenum des Zentralkomitees einnehmen!“211 Er entschuldigte sich 
auch für sein Verhalten gegenüber den Slowaken, denn er habe sie nicht kränken und beleidi-
gen wollen. Nach der Eröffnung der Sitzung des Zentralkomitees im Dezember 1967 verkün-
dete der Staatspräsident Novotný: „Ich stelle dem Zentralkomitee meine Funktion als Erster 
Sekretär der Partei zur Verfügung!“212 Dubček beantragte die Vertagung der Sitzung auf den 
 
209 Dubček, 176. 
210 Ströbinger, 349. 
211 Ströbinger, 343. 
212 Ströbinger, 344. 
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3. Januar 1968. Doch Smrkovský weigert sich, und meinte: „Ich habe das Gefühl, daß wir 
kritische Stunden in der Geschichte unserer Partei miterleben, wobei es auf lange Sicht um 
ihren Fortschritt oder um ihre Konservierung geht […]“.213 Er meint auch, daß die sowjeti-
schen Genossen kein Recht hätten, über die Entwicklung der ČSSR zu entscheiden. Die Sek-
retärin der Nationalen Front Besserová konterte: „Ihr wisst, dass Weihnachten vor der Tür 
steht, dass hier Genossinnen sind, die ihre Familien versorgen müssen und den Kopf voller 
Sorgen haben, wie sie das tun sollen. Ich glaube, dass wir auch das berücksichtigen müssen 
und dass wir die Tagung ruhig am 3. Januar fortsetzten können […]“214 Es kam wieder zu 
einer heftigen Diskussion, bis der Rektor der Parteihochschule Nový das Präsidium be-
vollmächtigte, mit Vertretern der Kreisorganisationen zu sprechen um einen Vorschlag zur 
Person des neuen Ersten Sekretär zu machen. Die Entscheidung wurde bis Jänner 1968 ver-
tagt. 
9. Das Jahr 1968 
Am 5. Jänner 1968215 wurde Dubček zum Ersten Sekretär der KPČ gewählt. Die letzte 
Stimme für Dubček kam von Oldřich Černik. Eigentlich wollte Dubček Černik als Parteichef 
sehen. Dubček zog ins Büro von Novotný ein, der sich bis 8. Jänner aus dem Büro entfernen 
mußte. Novotný war auf dem Posten des Staatspräsidenten zurückgedrängt worden. Wie der 
Aus- bzw. Einzug stattfinden sollte, wurde zwischen Dubček und Novotný schnell geregelt. 
Erstaunlich, wenn man sich den Jahrzehnte langen Kampf der beiden ansieht. Die beiden gin-
gen in dieser Phase freundschaftlich miteinander um, denn der Staatspräsident hatte seine 
Niederlage anerkannt.216 
Bereits bald nach dem 8. Jänner stand die Mehrheit im Präsidium des Zentralkomitees nicht 
mehr hinter Dubček. Die Koalition war komplex und nicht für weitere Reformen bereit. In der 
Januarsitzung des Präsidiums war die Lage angespannt, denn frühere Konkurrenten begannen 
einander zu mißtrauen. Mit der Wahl Dubčeks zum Ersten Sekretär wurden auch vier neue 
Mitglieder ins Präsidium gewählt. Zwei von ihnen, Josef Špaček und Josef Boruka, waren 
Anhänger Dubčeks. Josef Špaček war Sekretär der Partei in Südmähren gewesen. Er war ge-
 
213 Ströbinger, 345. 
214 Ströbinger, 345. 
215 Ströbinger, 349. Vgl. Vasil Bilak, 12. Die Zeit, 25.04.1969 Nr. 17, 1. (auch unter 
http://www.zeit.de/1969/17/Dubcek‐war‐die‐letzte‐Hoffnung 02.01.2009). Karner, I. 20. 
216 Dubček, 188‐189. 
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bildet und hatte schon eine gefestigte politische Basis im tschechischen Teil der Republik. 
Sowie Špaček war Boruka ein entschlossener Reformer. Jedoch fehlte Boruka als Vorsitzen-
der einer landwirtschaftlichen Genossenschaft die feste politische Basis. Die anderen beiden 
waren Ján Piller und Emil Rigo. Beide waren energische Reformgegner und hielten das 
Gleichgewicht zwischen den Reformbefürwortern und -gegnern. Ján Piller galt als unzuver-
lässig, sollte aber in der kritischen Phase zu Dubček halten. Dem gegenüber war Emil Rigo, 
Vorsitzender des Betriebskomitees der ostslawischen Eisenhütten, unberechenbar. Rigo war 
engster Vertrauter von Vasíl Bilák, Mitglied des Präsidiums der KPS. 217  
Dubček mußte schon Ende Jänner den Einfluß der Sowjetunion spüren. Kolder und andere 
Funktionäre wurden von Seiten der Sowjetmacht unter Druck gesetzt. Jeden Monat wurde der 
Einfluß stärker.218 
Dubček versuchte bei der folgenden Sitzung sein Aktionsprogramm von 1967 zu forcieren. 
Es umfasste nur allgemeine Punkte, um die Konservativen und Reformgegner nicht gegen 
sich aufzubringen. Im Programm wurde die Frage nach der Stellung der Partei gestellt und die 
Rehabilitierung von Opfern, sowie die Demokratisierung des Parteiapparates gefordert. Nach-
dem dieses Programm ohne Widerstand angenommen wurde, beauftragte man die Arbeits-
kommission unter dem Vorsitz von Drahomír Kolder mit der Umsetzung. Es wurden fünf 
Gruppen gebildet, eine davon beschäftigte sich mit der Reform des politischen Systems und 
der Fortführung der Wirtschaftsreformen.219 
Ein weiterer wichtiger Diskussionspunkt war die Frage der Informationsweitergabe an die 
Öffentlichkeit. Zunehmend stieg in der Öffentlichkeit die Forderung nach mehr Transparenz 
der Sitzungen des Präsidiums und des Zentralkomitees der KPČ. Die Funktionäre waren sich 
nicht einig, wie viel Information an die Presse gelangen dürfe. Ohne Auftrag wurden die Be-
zirks- und Regionalzellen über die Sitzungen informiert. Plötzlich verfügte der Westen über 
viele  Information über die letzten drei Tagungen des Zentralkomitees. Ausländische Rund-
funksender informierten danach die Öffentlichkeit der ČSSR. Parteiversammlungen began-
nen, umfassender und offener Berichterstattung über die Geschehnisse an der Parteispitze zu 
fordern. Am 25. Jänner schlug Dubček vor, die Sitzung des Präsidiums zu veröffentlichen. 
 
217 Dubček, 192. 
218 Dubček, 193. 
219 Dubček, 193. 
Das Präsidium der KPČ stimmte zu und somit wurde die Öffentlichkeit im Jahr 1968 über die 
Geschehnisse in der Partei informiert.220  
Innerhalb der KPČ begann man mit personellen Veränderungen. Miroslav Mamula wurde 
von General Václav Prchlík als Chef der Staatssicherheit abgelöst. Des Weiteren wurde 
Hendrych, die ehemalige rechte Hand von Novotný, beauftragt, im Streit mit dem Schriftstel-
lerverband zu einer Einigung zu kommen. Hendrych zögerte die Gespräche hinaus und so 
konnten diese erst einen Monat später abgeschlossen werden. Die Zensur wurde im Februar 
gelockert und im März durch das Präsidium der KPČ widerrufen. Dubček entzog Hendrych 
die Kontrolle über die Medien und den ideologischen Bereich.221 
Am 20. Jänner bat János Kádár um ein informelles 
Treffen mit Dubček zum Austausch von Informationen 
über beide Länder. 222 Doch Kádár interessierte sich 
für Dubčeks Reformplan. Ende Jänner wurde Dubček 
zu Brežnev nach Moskau eingeladen. Kádár hatte die 
gesamten Informationen vom Gespräch an Moskau 
weitergegeben. Dubček hatte gehofft, er könne Kádár 
einen Verbündeten haben. In Moskau mußte er Brežnev einen Bericht über die innerstaatliche 
Situation der Tschechoslowakei abliefern. Gleichzeitig berichtet Dubček auch über die Re-
formpläne. Am 4. Februar kam es wieder zu einem Treffen zwischen Kádár, und Dubček. Sie 
vereinbarten an jenem Tag zwei Gespräche, eines Komárno im tschechoslowakischen Teil 
und das zweite in Komarom im ungarischen Teil.223  
Abbildung 8: Kárdár und Dubček 
Nach dem Machtwechsel in der ČSSR erhoffte man sich in Polen Reformen. Doch statt Re-
formen blieb das System beim alten Kurs und führte zudem die antisemitische Kampagne 
weiter fort. Angeblich hatten laut der PZPR die Juden das Fernsehen, Film, Rundfunk, Presse 
und die Kulturbetriebe unterwandert. Aus der Sicht der Partei waren sie antikommunistisch, 
kosmopolitisch, bourgeois und antinational. Durch die wirtschaftlichen Probleme wurde diese 
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Kampagne noch verstärkt, da Juden in der Wirtschaftsverwaltung, im Außenministerium und 
den Außenhandelsorganisationen saßen.224 
Schon mit der antisemitischen Kampagne wurde ein Desaster ausgelöst. Doch als am 
30. Januar 1968 die Aufführung des Stücks „Totenfeier“ von Kazimierz Dejmek verboten 
wurde,  führte dies zu einem Studentenstreik. Das Stück  war für die Partei ein antikommunis-
tisches Werk. “Ich soll frei sein – ja, ich weiß, was Freiheit von des Moskowiter Gnade heißt. 
Die Schurken nehmen mir die Fesseln von Händen und Füßen und pressen die Seele hin-
ein.“225 Die Studenten, die von diesem Stück sehr begeistert waren, applaudierten zu diesen 
Satz.  
Durch das Verbot des Stückes kam es zu Studentenprotesten, denen die Partei etwas entge-
gen setzten wollte. Sie informierten die Bevölkerung falsch, indem sie behaupteten, die An-
führer verhaftet zu haben. Des Weiteren gaben sie an, dass jene jüdischer Herkunft seien. 
Damit heizten sie die Stimmung noch mehr an, denn jetzt stellte sich die Bevölkerung gegen 
die Stundeten.226 
Drei Tage später trafen sich Wladyslaw Gomułka und Dubček in Ostrava (Ostrau).227 Zur 
Erinnerung: Gomułka war 1949 dem Stalinismus zum Opfer gefallen. Er wurde aus der KP 
aus geschlossen und zur Unperson erklärt. Durch die  Bewegung von 1956 wurde er wieder 
an die Macht gebracht. Auch Dubček hoffte auf  sein Verständnis für die Lage der ČSSR. Die 
beiden redeten über die Lage und die weiteren Perspektiven. Dubček sagte, er wolle das 
schreckliche Unrecht und die massive Unterdrückung von der Anfangszeit wieder gut ma-
chen. An die entscheidenden Passagen dieses Gesprächs erinnerte sich Dubček in seinen Me-
moiren: 
Dubček: „Wir haben in dieser Angelegenheit noch keine Entscheidung getroffen, aber 
was ich Ihnen jetzt sage, geht mir schon lang im Kopf herum. Ich bin entschlossen, all 
diese alten Verbrechen und Ungerechtigkeiten wieder gutzumachen, egal ob Kommu-
nisten oder Nichtkommunisten, Soldaten, Zivilisten, Partisanen, Männer, Frauen 
Tschechen oder Slowaken betroffen waren. Ich glaube, dies ist ein unverzichtbarer 
erster Schritt auf dem Weg zu Reformen und einer Demokratisierung der Gesellschaft. 
 
224 Hoensch, Gegen „Revisionismus“, 87. 
225 Hoensch, Gegen „Revisionismus“, 87. 
226 Hoensch, Gegen „Revisionismus“, 89. 
227 Dubček, 201. (Es war der 7. Februar 1968) 
Es gibt keinen anderen Weg, um das Vertrauen zwischen der Gesellschaft und der Par-
tei wiederherzustellen.“ 
[…] 
Gomułka: „Wie viele Menschen seien betroffen […]“ 
Dubček: „Viele Tausende […]“ 
[…] 
Gomułka: „Ich verstehe Sie vom moralischen und menschlichen Standpunkt her völ-
lig. Aber ich fürchte, daß alles wird unkontrollierbare politische Konsequenzen haben. 
Es könnte die Stellung der Partei untergraben.“ 
Dubček: „Mir schwebt die Erneuerung des Vertrauens in eine sozialistische Gesell-
schaft vor, in der die Stellung der Partei auf einem neuen, demokratischen Fundament 
beruht.“ […]228 
Zwei Wochen nach dem Treffen wurde der 20. Jah-
restag der kommunistischen Machtübernahme in der 
ČSSR gefeiert. Brežnev riet Dubček, alle KP Führer 
des Blocks einzuladen. Alle kamen ausgenommen 
Tito, der seinen Vertreter Velijko Vlachović schick-
te. Während der Feier hielt Dubček eine Rede, um zu 
bekunden, dass die Reformen den Interessen der 
anderen nicht zuwiderliefen.229 
Abbildung 9: 20. Jahrestag der Kommunisti‐
schen Machtübernahme 
Nach der Feier erschütterte der Skandal um General Ján Sejna die ČSSR. Sejna soll militäri-
sches Eigentum, nämliche Gras- und Kleesamen, auf dem Schwarzmarkt verkauft haben. Das 
Büro der Militärkläger hatte genug Beweise, um gegen General Sejna ein formales Verfahren 
einzuleiten. Doch die Staatsanwaltschaft reagierte zu langsam, und Sejna floh mit seiner Ge-
liebten in den Westen. Der Skandal um Sejna belastete auch Novotný, da Sejna Verbindung 
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zu Novotnýs Sohn hatte.230 Die Medien und die Öffentlichkeit forderten den sofortigen Rück-
tritt des Präsidenten. Des Weiteren forderte man die Rücktritte vom slowakischen Kommissar 
für Landwirtschaft- und Forstwirtschaft Michal Chudik, und weiterer Funktionäre. Mitte März 
wurde Chudik abgesetzt und am 22. März bot Novotný dem Vorsitzenden der Nationalver-
sammlung Laštovička schriftlich seinen Rücktritt an: 
 
 „ Werte Genossen Abgeordnete, ich gebe Ihnen bekannt, dass ich mich entschlossen 
habe, den Rücktritt von der Funktion des Präsidenten der Tschechoslowakischen Sozi-
alistischen Republik einzureichen. Diese Entscheidung traf ich nach reichlicher Über-
legung und bin dabei von der inneren Situation, die bei uns gegenwärtig herrscht, aus-
gegangen, […]“231  
 
Fünfzehn Minuten nach Erhalt des Schreibens wurde der Rücktritt des Präsidenten einstim-
mig ohne jede Diskussion gebilligt. Zur selben Stunde wurden im Land 2 000 politische Häft-
linge freigelassen. Nachfolger wurde der ehemalige Verteidigungsminister der 
1. tschechoslowakischen Republik Ludovík Svoboda, der am 30. März vereidigt wurde.232  
Ungefähr zeitgleich am 6. und 7. März, fand die Konferenz von Sofia statt. An dieser Konfe-
renz nahmen seitens der ČSSR Dubček, Lenárt, Václav David (Minister für auswärtige Ange-
legenheiten) und Bohumír Lomoský (Minister für nationale Verteidigung) teil. Für Polen  war 
Gomułka und Cyrankiewicz bei der Tagung. Hier kam die Situation in der ČSSR nicht zu 
Sprache, lediglich der rumänische KP Führer Nicolae Ceauşescu kritisierte die Dominanz der 
Sowjetunion im Warschauer Pakt und forderte eine Befehlsgewalt auch für die anderen Län-
der. 233  
In Warschau fragte man sich, wer hinter den anhaltenden Studentenunruhen stand. Es wurde 
und wird vermutet, dass General Moczar gemeinsam mit der UB versuchte, die Studentenun-
ruhen so zu steuern, dass er Gomułka stürzten könnte. Dies wäre nicht Moczars erster Ver-
such gegen Gomułka gewesen. Gomułka war am 6. und 7. März nicht im Land, und weitere 
 
230 Dubček, 207. 
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Studentenproteste und Gegendemonstrationen der Arbeiter wurden erwartet. Sie sollten Moc-
zar helfen, Gomułka zur Einberufung einer ZK-Sitzung zu zwingen. Moczar hatte vor, Nowak 
in der ČSSR auf seine Seite zu ziehen. Er wollte Gomułka stürzten und Strzelecki als neuen 
Parteiführer einsetzten. Die personellen Entscheidungen sollten so schnell wie möglich mit 
Hilfe der UB durchgesetzt werden, um Moskau keine Zeit zum Einreifen zu geben.234 
Zum Leidwesen Moczars verhielten sich die Studenten diszipliniert und verhinderten seinen 
Plan. Erst als Gomułka am 8. März wieder nach Warschau zurückkehrte, kam es zu einer 
Massenkundgebung auf dem Gelände der Warschauer Universität. Die Studenten forderten 
Einschränkung der Zensur, keine Verfälschung der Geschichte und mehr geistig-kulturelle 
Freiheit. Die Kundgebung wurde durch massiven Einsatz der Polizei und Bürgermiliz OR-
MO235 niedergeschlagen. Sie verhinderten die Vereinigung zwischen Intellektuellen und Ar-
beitern mit die ja im den Oktober 1956 charakterisiert hatten. Bei der Niederschlagung half 
auch die Bevölkerung mit. Sie lehnten die Studentenkundgebungen ab und sahen darin eine 
jüdische bzw. zionistische Verschwörung. Die Partei verstärkte weiterhin die Kolportierung 
jüdisch-zionistischer Verschwörungstheorien.236 
Die Studenten wandten sich nicht gegen das sozialistische System prinzipiell, vielmehr 
strebten sie nach Reformen im politischen und sozioökonomischen Bereich. Trotzdem sah die 
Partei in den Studentenprotesten eine Bedrohung für die Existenz Volkspolens und das 
Machtmonopol der PZPR.237 
Gomulka hielt am 19. März 1968 eine Rede, in der er über die Juden sprach. Er argwöhnte 
das es „in unserem Land […] eine Anzahl von Leuten, Bürger […], die sich weder als Polen 
noch als Juden fühlen […]“ gäbe.238 Seiner Meinung sollten sich solche Leute von Arbeitsge-
bieten die nationale Überzeugungen fordern fernhalten. Er sagt auch offen, es gäbe Juden, die 
dem Zionismus zuneigen. Dennoch sei der Zionismus keine Gefahr für den Sozialismus. Go-
mułkas Rede stoppte das Vorhaben von Moczar und seinen Verbündeten. Er forderte e eine 
Säuberung innerhalb der Partei – sowohl an der Spitze als auch an der Basis. 
 
234 Hoensch, Gegen „Revisionismus“, 88. 
235 Freiwilligen Reserve der Bürgermiliz ( Ochotnicza Rezerwa Milicji Obywatelskiej, ORMO) 
236 Bethell, 315. 
237 Hoensch, Gegen „Revisionismus“,89. 
238 Hoensch, Gegen „Revisionismus“, 89. 
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Am 23. März fand eine Konferenz der Warschauer-Pakt-Staaten in Dresden statt.239 Dubček 
wurde durch eine Lüge von Brežnev zur Konferenz gelockt. Er sagte, es gehe um die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit innerhalb des Blocks. So kam Dubček mit Lenárt, Černik von der 
Planungskommission, Kolder, der für die Planung der nationalen Wirtschaft zuständig war 
und Vasíl Bilák, Generalsekretär der slowakischen KP, nach Dresden. Zur Konferenz erschie-
nen keine Vertreter der Länder Rumänien und Jugoslawien. Die ČSSR wurde von allen kom-
munistischen Führern des Blocks angegriffen. Die Partei habe die Medien nicht mehr unter 
Kontrolle, im Staat habe die Konterrevolution240 zu greifen begonnen und es drohe Gefahr 
von außen. Dubček versuchte zu kontern, es gäbe immer verschiedene Meinungen, die die 
Partei zulassen müsse.241 
Gomułka, der polnische Erste Sekretär der PZPR, hielt eine aggressive Rede und attackierte 
die tschechoslowakische Delegation. Er gab ihnen und somit der KPČ die Schuld, dass Jour-
nalisten, Schriftsteller und Studenten die KPČ als Vorbild sehen. Er meinte weiters, dass in 
der Tschechoslowakei kein neuer Typ des Sozialismus, sondern ein bürgerliche Demokratie 
entstehen würde. Weiters fordert er ein schnelles Handeln, denn „[…] wir sehen alle die Ge-
fahr, die reale Gefahr, die vor der tschechoslowakischen Partei, dem tschechoslowakischen 
Volk steht und wir sind der Auffassung, daß es heute noch möglich ist, dieser Gefahr […] auf 
friedlichen Weg entgegenzutreten, allerdings auf der Grundlage einer energischen Gegenof-
fensive, die nach unserer Meinung die Führung der kommunistischen Partei der Tschecho-
slowakei gegen die konterrevolutionären Kräfte, gegen die reaktionären Kräfte führen muß 
[…].“242 
Kádár hingegen hielt seine Rede ruhig und verurteilte die Geschehnisse nur teilweise. Er 
meinte, man solle die Brüderparteien als Verbündete sehen. Es handle sich zwar um eine 
tschechoslowakische Angelegenheit, aber die Verbündeten seien mit ihnen solidarisch.243 
 
239 Dubček, 210. Vgl. Ströbinger, 353. Kukuk Klaus, Prag 68, 45. Bilak, 22. (statt 23. März nennt er den 22. März). 
Vgl. DIE ZEIT, 29.03.1968 Nr. 13, Seite 8. (auch unter http://www.zeit.de/1968/13/Warschauer‐Pakt‐beriet‐
ueber‐die‐Reformen‐in‐der‐CSSR 29.12.2008).  Karner, , I. 28. 
240 Dazu wurde schon am 10. März 1968 von Seiten des DDR‐Botschafters Florin in der ČSSR ein Bericht über die 
Konterrevolution verfaßt. Voller Wortlaut in: Karner, Prager Frühling, II., Dokument 3, 35‐41. 
241 Dubček, 212. 
242 Dubček, 70. 
243 Dubček, 32. 
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In den April-Tagungen des Präsidiums wurden dessen Mitglieder ausgetauscht. Novotný, 
Hendrych, Chudik, Laštovička, Šimunek und Dolanský wurden durch die neu gewählten 
Funktionäre František Barbírek, Vasíl Bilák, Oldřich Černik, Josef Smrkovský, Josef  Špaček, 
Drahomír Kolder, František Kriegel, Ján Piller, Emil Rigo und Oldřich Sesta ersetzt. Es blie-
ben nur: Dubček, Lenárt, Kapek und Vaculík. Selbst Vaculík wurde schließlich durch den 
Reformbefürworter Bohumil Símon ersetzt.244 
Bilak berichtet in seinem Buch „Wir riefen Moskau um Hilfe“, wie die Partei sich in zwei 
Lager spaltete. Im Zentralkomitee und Parteipräsidium lieferten sich die „Rechten“(Reformer)  
und „Linken“ (Konservativen) einen Kampf. Laut Bilak übernahmen die „Rechten“ die Re-
former die Presse, Radio und Rundfunk und somit die Schlüsselpositionen um die Bevölke-
rung zu gewinnen. Die Reformer hätten nicht die Parteilinie gemäß der sozialistischen Ord-
nung verfolgt, sondern hätten die Partei untergraben wollen. Die „Linken“, die eigentlichen 
treuen, loyalen Kommunisten hätten an Boden verloren, da ihr Erster Sekretär Dubček nicht 
gegen die sogenannten „Rechten“ vorgegangen sei.245 
In  Polen forderte die Säuberung der PZPR in dieser Phase des Jahres 1968 prominente Op-
fer. Unter ihnen war auch Edward Ochab, der am 8. April sein Amt an Marian Spychalski 
verlor. Außenminister Adam Rapacki, der Gomułka wegen seiner Alleingänge zur Rede stell-
te und Vizeaußenminister M. Naszkowski, der erste Sekretär  der Akademie der Wissenschaf-
ten Professor Stefan Zółkoewski, sowie der Direktor  des Institutes für Philosophie und Sozio-
logie Adam Schaff mußten ebenfalls ihre Posten aufgeben. 246 
Am 4. Mai mußte Dubček nach Moskau, wo ihm Brežnev wieder erklärte, daß die sowjeti-
schen Truppen im Juni die Übungen durchführen werden. Die beiden konnten sich auf eine 
Verminderung der Anzahl an Soldaten einigen. Sie kamen zu dem Ergebnis, dass nur knapp 
über 20 000 Mann an den Übungen der Sowjetarmee teilnehmen sollten. Sie sprachen Punkte 
der Wirtschaftsreform an, etwa Gerüchte um einen Kredit aus dem Westen in der Höhe 400 
bis 500 Millionen Dollar. 247 
Dubček antwortete darauf mit folgenden Worten:  
 
244 Dubček, 214. 
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„Ich habe durchaus in ihrer Presse gelesen, daß die Annahme eines Kredites aus dem 
Westen bedeute, sich den kapitalistischen Mächten zu verkaufen. Eine Anleihe von 
400 oder 500 Millionen Dollar ist im Vergleich zu unserer Gesamtwirtschaft sehr we-
nig. Wir benötigen sie aber, denn anders als Sie verfügen wir nicht über Goldreserven, 
auf die wir zurückgreifen könnten. Wenn aber Sie uns einen Kredit in harter Währung 
anbieten wollen, nehmen wir ihn gerne an. Dann brauchen wir kein Geld aus dem 
Westen.“248 
 
Im Laufe des Monats kam es zu den verschiedensten Treffen mit anderen KP Führern des 
Blocks. Mit Ungarn wurde in Budapest der Beistandspakt erneuert um János Kádár die Rich-
tung der tschechoslowakischen Außenpolitik zu zeigen. Nur eine Woche nach dem Treffen im 
Moskau sollte ein Treffen in der ČSSR stattfinden, um das Land einzuschüchtern.  Wieder 
sieben Tage später kamen Vertreter der Sowjetarmee, um angeblich über die Kommandoaus-
übung zu sprechen, Ende Mai trafen die ersten Sowjets für die militärische Übung Šumava 
(Böhmerwald) ein. Im Juni wurde sie trotz Proteste der  ČSSR  durchgezogen.249 
In Polen kann es im ZK der PZPR Anfang Juli zu Debatte über ein Eingreifen in der Tsche-
choslowakei. Gierek war der Ansicht, dass es für eine Intervention zu spät sei, da man nach 
dem sogenannten Manifest der „2000 Worte“ (Juni 1968) eingreifen hätte müssen. Jedoch 
entgegnet Gomułka ihm, dass die KPČ-Führung dies überhaupt nicht wollte. Gomułka war 
über die Sowjets verärgert. Er erachtete ihren Kurs ausdrücklich als zu unentschlossen. Hätte 
er anstelle Brežnev über eine Intervention zu entscheiden gehabt, hätte er den Befehl wohl 
gegeben.250 
Am 15. Juli fand ein Warschauer Gipfeltreffen ohne Dubček und Ceauşescu statt. Gomułka 
gab seinen Kollegen zu verstehen, daß es in der Tschechoslowakei ein friedlicher Übergang 
von einem sozialistischen Staat zu einer Republik bürgerlichen Charakters stattfände vom 
Sozialismus zum Neokapitalismus. Dieser sei nicht der klassische Kapitalismus, aber die Re-
privatisierung der Industrie soll, laut Gomułka, in der Tschechoslowakei eingeführt werden. 
Die klassische Konterrevolution war seiner Ansichten nach in der ČSSR nicht möglich, da 
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dies weder das Kräfteverhältnis in Europa noch die Arbeiter und der Rest der Bevölkerung 
zulassen würden. Auch würden nicht die Methoden aus der Zeit der Revolution von 1956 in 
Ungarn verwendet werden.251 Die KP-Führer beschlossen der KPČ Führung einen Brief zu 
schicken, der „Warschauer Brief“ genannt wurde. In dem Brief schrieben sie, daß die Konter-
revolution im Vormarsch sei und daß die Lebensinteressen der anderen sozialistischen Länder 
bedroht seien.252 
Das Präsidium der KPČ antwortete zwei Tage später mit der Deklaration der sowjetischen 
KP vom 30. Oktober 1956, in der allen Ostblockstaaten das Recht auf einen eigenen Weg zum 
Sozialismus zugesprochen wurde.253 Des Weiteren gab die KPČ bekannt nur noch bilateral 
mit den anderen Bruderparteien zu verkehren. Angeblich soll Dubček das ZK der KPČ erst 
zwei Tage später über diesen Brief informiert haben. Bilak schrieb, er habe dies absichtlich 
getan. 
Am 21. Juli kam es in Kosiče wieder zum Treffen mit Brežnev, das auf dem Bahnhof von 
Čierna verleg wurde. Am 22. Juli informierte Dubček  das Präsidium über dieses Treffen.254 
Es sollte neben den Präsidiumsmitgliedern auch der Staatspräsident Ludvik Svoboda teilneh-
men. Am 29. Juli begann die Konferenz.255 Doch die Verhandlungen scheiterten und führten 
immer in eine Sackgasse. Brežnev befürchtete wie seine gesamte sowjetische Delegation, dass 
die KPČ die Kontrolle verloren hatte. Laut Bilak dürften Kriegel und Smrkovský zu den Re-
formern gehört haben. Frau Dubčekova habe vor der Konferenz am 29. Juli angeblich ein 
Gespräch zwischen Kriegel und dem US-Botschafter in Lisne bei Brno (Brünn) mitbekom-
men.256  
Am 3. August wurde eine Konferenz in Bratislava einberufen. Diese Konferenz sollte die 
Angelegenheit  um den Warschauer Brief und seinen Antwortbrief aus der Welt zu schaffen. 
 
251 Karner, I.  451. 
252 Bilak, 101‐102. Vgl. Kukuk, 97. Vgl. Ströbinger, 354. 
253 Greenwald Jekuthiel Judah, Grünwald Leopold, Husák Gustáv, Goldstücker Eduard, ČSSR im Umbruch: Be‐
richte, Kommentare, Dokumentation, Europa‐Verlag 1968, 69. 
254 Am selben Tag wurden im Politbüro der KPdSU über eine Einsetzung einer „Revolutionären Regierung“  nach 
gedacht. Verteidigungsminister Grečko wurde für diese Aufgabe ausgewählt. In: Karner, Prager Frühling, I. 38. 
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2004, 260. Mitrochin Wassili, Andrew Christopher, Das Schwarzbuch des KGB, München 2002. 
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Es war die letzte Chance, die Partei wieder zu einen und die Situation zu retten, ehe Brežnev 
sich für einen radikalen Weg entscheiden würde.  
Die Sowjets forderten einen Beweis für die Aufrichtigkeit der KPČ-Führung.  
‐ Kriegel musste aus dem Präsidium des ZK abberufen werden 
‐ Cisař mußte als Sekretär des ZK der Partei entbunden werden, nicht aber als Vorsit-
zender des tschechischen Nationalrates. 
‐ Machtbefugnisse des Innenministers Josef Pavel sollte eingeschränkt werden und die 
Staatssicherheit sollte ausgegliedert und einer zuverlässigen Führung anvertraut wer-
den. 
‐ Radikale Maßnahmen sollten getroffen werden um die Massenkommunikationsmittel 
in den Griff zu bekommen. Jiři Pelikan sollte als Generaldirektor des tschechoslowa-
kischen Fernsehens abberufen werden.257 
Am Abend des 4. August hielt Dubček eine Ansprache im Fernsehen. Er versicherte, dass in 
Čierna nad Tisou nur ein einziges Dokument ausgearbeitet werde.258 
Nur sechs Tage nach der Konferenz  (9.-11. August) kam Tito259 in die Tschechoslowakei 
und warnte Dubček, dass die Sowjetunion ihn weiter schikanieren werde und er vorsichtig 
sein müsse. Er gab ihm auch zu verstehen, dass er mit seinen Reformplänen einverstanden sei.  
Am 12. August kam auch Walter Ulbricht nach Karlovy Vary.260 Ulbricht wollte die tsche-
choslowakische Führung überzeugen, dass sie die Zusagen der letzten Treffen auch umsetzen 
müßten, denn sonst sei die ČSSR in großer Gefahr. Ulbricht wollte wissen wie die Partei die 
Sache mit der Presse lösen würde. Dubček antwortete, daß „Mitarbeiter [mit] der Presse spre-
chen, um die Veröffentlichungen über das Treffen mit einigen propagandistischen Artikeln zu 
untermauern. […]“261 
Am 13. August stand das Treffen mit Ceauşescu bevor.262 Ceauşescu und Dubček erneuer-
ten ihren Beistandspakt. Ceauşescu erklärte, er sei im Großen und Ganzen für die ČSSR und 
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versicherte Dubček, sich nicht an einer etwaigen militärischen Intervention gegen die Tsche-
choslowakei zu beteiligen. Er hielt sein Versprechen. An dieser Beratung nahmen nicht nur 
KPČ Mitglieder teil, sondern auch Kucera von der Volkspartei und Pospisil von der Sozialis-
tischen Partei. Am Nachmittag desselben Tages telefonierten Dubček und Brežnev miteinan-
der und sprachen über die Massenmedien, welche die Sowjetunion angriffen. Brežnev ver-
langte von Dubček die Beendigung dieser Angriffe. 
[…] 
Dubček: Leonid Il’ič, wir haben uns mit diesen Fragen beschäftigt und beschäftigen 
uns weiterhin mit ihnen. Ich habe auch Gen. Černik gesagt, welche Maßnahmen zu er-
greifen sind, und Gen. Lenárt beauftragt, die notwendigen Maßnahmen zu treffen. 
Soweit ich weiß, hat es zuletzt keine Angriffe gegen die KPdSU, die Sowjetunion und 
gegen die sozialistischen Länder gegeben. 
Brežnev: Wieso nicht gegeben, wenn buchstäblich alle Zeitungen wie Literarni listy, 
Mlada Fronta und Prace tagtäglich antisowjetische, parteifeindliche Artikeln publizie-
ren. 
Dubček: Das war vor Bratislava. Nach Bratislava hat es das nicht mehr gegeben. 
Brežnev: Wieso denn vor Bratislava, wenn am 8. August Literarni listy einen Artikel 
„Von Warschau bis Bratislava“ veröffentlicht hat. Es ist ein erzfeindlicher Angriff ge-
gen die KPdSU, die UdSSR und gegen alle sozialistischen Bruderländer. Der 
8. August war doch schon nach Bratislava. 263 
 […] 
Kádár, den er am 17. August traf, sprach freundlich und ruhig mit ihm. Als er Dubček ver-
ließ, reiste er am Tag darauf nach Moskau und gab seine Zustimmung zur Intervention264. Am 
Abend erhielt Dubčeks Büro einen Brief aus Moskau, der ihm aber erst am Montag zugestellt 
wurde, weil er sich am Samstag mit Kádár traf.265 Dem ZK legte Dubček den Brief erst am 
21. August vor. Er behauptete, er habe ihn erst am 21. August gelesen. Weil der Brief nicht 
 
263 Dokument 52: Gespräch zwischen Brežnev und Dubček 13. August 1968. In: Karner, II. 329.  
264 Kukuk, 192. Vgl dazu Karner, I. 11.  
265 Karner, I. 40 
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bis zum 18. / 19. August beantwortet wurde, beschlossen die Bruderparteien ihr weiteres Vor-
gehen.266  
9.1 Der Einmarsch der fünf Warschauer-Pakt-Staaten 
Um 22 Uhr des 20. August 1968 überreichte der sowjetische Botschafter Červonenko Dubček 
ein Schreiben des ZK der KPdSU. Durch diesen Brief wurde er über die Intervention infor-
miert. Zur selben Zeit wurde im Hintergrund von der tschechoslowakischen Armee versichert, 
daß sie keinen Widerstand leisten würde. Am 21. August um 20 Minuten nach Mitternacht 
wurden die einheimischen Bodentruppen angewiesen, keinen Gebrauch von Waffen zu ma-
chen. Die Luftstreitkräfte wurden angewiesen, das Landen der sowjetischen Maschinen abzusi-
chern.267 In wenigen Stunden besetzten die Truppen die strategisch wichtigsten Punkte. Die 
KPČ beschloß, keinen militärischen Widerstand zu leisten. In einer Radioansprache forderte 
Staatspräsident Ludvik Svoboda die Tschechoslowaken auf Ruhe zu bewahren.268  
10. Die Zeit nach dem Prager Frühling bis zum Sturz der beiden Politiker (1969-1971) 
10.1 Sturz von Gomulka 
Nach dem Prager Frühling blieb Gomułka auf dem harten Kurs. Er meinte, der Einmarsch in 
die Tschechoslowakei wäre richtig gewesen. Er hatte  den sowjetischen Truppen für die Inter-
vention polnisches Staatsgebiet zur Verfügung gestellt. Sein Grundsatz der Souveränität und 
der Unabhängigkeit der PZPR blieben im Hintergrund. Am 8. September meinte er, dass 
Dubček mit der Erneuerung überstürzt vorgegangen sei. Am 7. Oktober erklärte er bei der 
Konferenz von Katowice, daß man die Erklärung der Presseorgane der KPČ in den Bruder-
staaten und die der Verbündeten in der Tschechoslowakei veröffentlichen sollte. Es müsse 
eine öffentliche Diskussion zwischen den [kommunistischen] Parteien geben.269  
Auf dem Parteikongreß im November wurde über die Wirtschaftsreform gesprochen. Polen 
sollte einen Schritt vorwärts machen und den Lebensstandard der Bevölkerung verbessern. 
Die Partei versprach, man werde die Industrieproduktion um 47% und das Pro-Kopf-
 
266 Durch das zurückhalten des Briefes bis zum 20. August, hatte die Warschauer‐Pakt‐Staaten dazu veranlaßt 
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Einkommen um 20% steigern, konnten mit diesem Versprechen keine Euphorie in der Arbei-
terschaft wecken. Im Jänner 1969 verkündete die Wochenzeitung Polityka, dass Polen motori-
siert werde. Es soll ein Wagen auf den [polnischen] Markt kommen dessen Preis das Ein-
kommen des Durchschnittsbürgers nicht übersteigt. Das hieße laut Bethells Rechnung 40 000 
Złoty. Diese Idee führte innerhalb der PZPR wieder zu verschiedenen Ansichten. Die Bevöl-
kerung nahm an, es handle sich um einen von Gomułka gebilligt Plan. Stattdessen hatte sich 
Jozef Pajestka als stellvertretender Vorsitzender der Planungskommission über Gomułka hin-
weggesetzt. Doch Gomułka ließ zu, dass die italienische Firma Fiat in Polen Autos produzie-
ren dürfe, jedoch einen Aufschlag von 50% zu bezahlen habe. Es soll laut Gomułka die Auto-
industrie geschützt werden. Anfangs war die polnische Bevölkerung von diesem Projekt be-
geistert, aber als sie erkannten, daß der Preis zu hoch war (180 000 Złoty) verflog die Begeis-
terung. Auch den deutschen Trabant (65 000 Złoty) konnten sie sich nicht leisten. Das Pro-
jekt, ein für die Arbeiter leistbares Auto zu produzieren konnte nicht realisiert werden.270 
Gomułka schaffte es, seine drei engsten Mitarbeiter Sztyr, Starewicz und Jedrychowski, die 
Moczar absetzten wollte, zu halten. Denn bei der Wahl zur Zusammensetzung des ZK erhiel-
ten Sztyr 1003, Starewicz 1958 und Jedrychowski 1076 von insgesamt 1693 Delegierten-
stimmen. Moczar wurde nicht ins ZK gewählt, aber er wurde Kandidat des Politbüros und 
Mitglied des Sekretariats. Des Weiteren blieb er für die Armee, Miliz und Sicherheitspolizei 
zuständig. 271  
Nachdem Gomułka seine Macht gegenüber Moczar behaupten konnte, thematisierte er die 
Wirtschaftspolitik. Im April 1969 mußte er zugeben, dass in Polen ein Wirtschaftswunder 
unmöglich sei. Dies lag daran liegen, dass Staatsbetriebe ihre Investitionsquoten überschrit-
ten, oder die Mittel nicht richtig berechneten. Um der wirtschaftlichen Lage Herr zu werden, 
brauchte Polen höhere Einnahmen aus dem Export. Die Bauern und Arbeiter müssten also 
mehr produzieren und weniger ausgeben. Die Partei war skeptisch, aber Gomułka glaubte fest 
daran, daß das Volk seine Entscheidung verstehen würde. 272 
 In der BRD änderte sich zu diesem Zeitpunkt die Politik gegenüber Polen. Westdeutschland 
hatte die Oder-Neiße-Linie nicht anerkannt und somit führte Gomułka während seiner Amt-
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sausführung eine antiwestdeutsche Politik. Doch mit dem Annährungsversuch von Willy 
Brandt und der Anerkennung der Westgrenze Polens änderten sich die Ansichten Gomułkas. 
Er hoffte, daß Bonn ihm in wirtschaftlichen Fragen durch eine Anleihe helfen könne. Es kam 
zu  Gesprächen zwischen Brandt und Gomułka, wobei Ostberlin über diese neue Annährung 
nicht glücklich war. Die DDR existierte, weil es zwischen „Osten“ und „Westen“ zu Span-
nungen kam. Ohne diese Spannungen würde die DDR untergehen, da sie nur durch die Gunst 
Moskaus existiere. Die größte Befürchtung war, dass Bonn und Moskau ein gutes Verhältnis 
hätten und die DDR zwischen den Verträgen und Verhandlung untergehen würde. Deshalb 
versuchte die DDR laut Bethell immer, die Entspannungen zu sabotieren.273 
Gomułka hatte in Polen versucht, die Wirtschaft in Gang zu setzen. Dennoch verschlechterte 
sich die Lage. Die erhofften Anleihen aus Westdeutschland blieben aus, da sich Bonn ent-
schied in der Sowjetunion zu investieren. Es war ein harter Schlag für den Vorsitzenden der 
Partei.  
Noch viel schlimmer sollten die Parlamentswahlen werden. Die Bevölkerung holte zum 
Schlag aus und der Wirtschaftsreformer Jaszczuk erhielt gerade mal 92,9%, Cyrankiewicz 
94%, Edward Gierek 99,78% und Gomułka 99,4%. Die Bevölkerung glaubte, daß Gierek der 
Richtige wäre. Er habe in Schlesien den Lebensstandard gehoben und würde dies auch für 
ganz Polen schaffen. 274   
Gomułka mußte einsehen, daß er mit seiner Politik gescheitert war und nun begann seine 
Popularität zu sinken. Man machte ihn für die Fehlinvestition verantwortlich. Bei den Bauern 
war er unbeliebt wegen der überhöhten Preise für landwirtschaftliche Maschinen und Materia-
lien und bei den Arbeitern wegen des nicht verbesserten Lebensstandards.275 
Am 7. Dezember 1970 hatte Gomułka mit der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der 
BRD und Polen wieder einen kleinen Erfolg zu verbuchen. Doch fünf Tage später wurde eine 
Preiserhöhung bekannt gegeben. Mehl wurde um 16%, Fleisch um 17%, Zucker um 14% und 
der Kaffe um 92% teuerer.276 Mit dieser Erhöhung wurden Aufstände ausgelöst. Es kam zu 
Gewalttätigkeiten  in Gdansk (Danzig), Gdynia (Gdingen) und in Szceczin (Stettin). Gomułka 
befahl daraufhin, gewaltsam dagegen vorzugehen. Die Miliz folgte Gomulkas Aufruf zur ge-
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waltsamen Niederschlagung. Am 17. Dezember sollten Werftarbeiter in Gdingen den Streik 
beenden und ihre Arbeit wieder aufnehmen. Als Arbeitswillige am Gdingener Bahnhof anka-
men wurde sie von der Miliz umringt und danach wurde auf sie das Feuer eröffnet. Politische 
Kräfte in der Partei wollten mit dieser Aktion die Unhaltbarkeit Gomułkas präsentieren und 
ihn stürzten. In Warschau befürchtete man, daß die Sowjets landen würden. Brežnev entsand-
te der Partei einen Brief, in dem er die Lösung des Problems durch wirtschaftliche und politi-
sche Mittel forderte. Auf keinen Fall sollte Gewalt angewendet werden. Dies war für Gomuł-
ka ein Schock, denn dies hieß, seine Politik gegenüber den Streikenden wurde von Moskau 
nicht gebilligt. Nur einen Tag später wurde er wegen diverser gesundheitlicher Probleme ins 
Krankenhaus eingeliefert. In der Nacht vom 18. auf den 19. Dezember entschied man sich 
Gierek zu unterstützen. Auch Moskau war dieser Ansicht und so kam er nach Warschau. Am 
20. Dezember trat das Politbüro zusammen Gomułka warf den Anwesenden bei dieser Gele-
genheit vor, sie seien Konterrevolutionäre. Die Ärzte, die Gomułka folgten, wollten keine 
Garantie für die Taten und den Gesundheitszustand ihres Patienten übernehmen. Daraufhin 
fügte sich Gomułka den Ärzten.277  
Nun wurde der Ministerpräsident Cyrankiewicz und Kliszko ins Hospital geschickt um eine 
schriftliche Rücktrittserklärung von Gomułka zu fordern, die dem Politbüro vorgelegt wurde. 
Weiters sollten Kliszko, Strzelecki, Spychanski und Jaszczuk zurücktreten. Nur wenige Stun-
den später wurden alle ZK-Mitglieder in Polen zusammengerufen, um die Absetzung von 
Gomułka zu beschließen. Als die ZK-Mitglieder in Warschau eintrafen, wurde Gomułka ab-
gesetzt und Gierek zum neuen Ersten Sekretär der PZPR gewählt.278 Neben Gomułka wurden 
weitere fünf Politbüromitglieder entlassen. Gierek annullierte sofort nach seinem Machtantritt 
die Preiserhöhung und er beschloss, alle Bevölkerungsschichten durch Partei vertreten sein 
sollten.279 
10.2 Sturz von Dubček 
Dubček, Kriegel, Simon, Smrkovský, Špaček und Černik wurden am 21. August verhaftet 
und zum Prager Flughafen gebracht. Dubček mußte in ein Flugzeug steigen, welches ihn nach 
Lenicga (Liegnitz) brachte. Danach ging es weiter zum Flughafen Uschgorod in der Ukraine. 
Dort wurden Dubček und seine Kollegen in Militärfahrzeugen in einen Gebäudekomplex in 
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den Bergen gebracht. Am 23. August wurde Dubček mit Augenbinde ins Büro gebracht. Er 
meinte selbst, dass es sich womöglich um ein örtliches Büro der sowjetischen Führung hand-
le. In diesem Büro sprach Podgorny, Mitglied des Politbüros der KPdSU, m mit ihm. 
Podgorny: „Wir müssen miteinander reden.“ 
Dubček: Über was und wo? 
 
Podgorny gab ihm keine Antwort, dürfte aber  wahrscheinlich Moskau gemeint haben. 
Dubček fragte, wie er dort hinkäme und ob er dort Gefangener sei. Podgorny meinte nur, er 
würde dies erledigen. Dies sollte der Beginn der Verhandlung mit Moskau sein.280 
 
In den nächtlichen Stunden wurden Černik und Dubček zum Kreml gebracht. Gleich nach der 
Ankunft wurden sie zu Brežnev, Kossygin, Woronow und Podgorny gebracht. Nach der Un-
terredung zwischen den Sowjets und Dubček, konnte dieser den Raum verlassen. Im Vor-
zimmer saß die angereiste tschechoslowakische Delegation, die wegen der Verhandlungen 
nach Moskau (24.-26. August) gekommen war. Bei den Verhandlungen versuchte die Sowjet-
union die tschechoslowakische Delegation zu zwingen, offen einzugestehen, dass sie die In-
tervention wünschten. Jedoch hatte die sowjetische Führung kein Interesse, irgendjemanden 
zu entmachten. Das größte Problem war die Reformpolitik. Dubček meinte, diese sei eine 
Fortsetzung des Weges, den die Sowjets unter Chruščev eingeschlagen hätten. Es wurde auch 
die Frage aufgeworfen, was mit den festgenommenen Parteimitgliedern geschehen sollte. Des 
Weiteren wollten die Sowjets, dass die KPČ die Mitglieder Indra und Bilak in der Partei be-
hielten, aber Kriegel, Čisař, Šik, Hajek und Pavel ausschließen sollten.281 
In diesem Punkt einigten sich die Führungen, dass alle in die Tschechoslowakei zurückkeh-
ren dürfen. Am 25. August ging die tschechoslowakische Delegation in die Offensive und 
forderte den sowjetischen Truppenabzug. Ministerpräsident Alexej Kossygin meinte, dies 
klinge wie ein Ultimatum, die Tschechoslowakei könne in ihrer Lage keine Forderungen stel-
len. Doch Svobodas Forderung, er würde nicht ohne Dubček zurückkehren, wurde zuge-
stimmt. Die Sowjets hatten ein Problem, Slowaken wie Tschechen standen hinter Dubček und 
so konnte Moskau ihn nicht einfach liquidieren. Dubček wurde wieder in sein Amt eingesetzt 
was ihm aber nichts mehr brachte. Denn nun wurde er von Moskau gezwungen Schritt für 
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Schritt die Reformen zurückzunehmen. Eine Art Salamitaktik, die die Situation wieder zurück 
stellen sollte. Am 26. August wurde das umkämpfte Moskauer Protokoll unterzeichnet. Die 
sowjetische Formulierung, dass die Intervention rechtmäßig war und eine Konterrevolution 
stattfand, wurde gestrichen. Die Forderung nach dem Truppenabzug wurde nicht im Protokoll 
geduldet. Die wichtigsten Punkte der Verhandlung sahen vor: 
 
 
1. Aufgaben zur Erfüllung, die in Čierna und Bratislava vereinbart wurden. (ähnlich dem 
Punkt 4 nur erweitert durch Beendigung aller antisozialistischer und antisowjetischer 
Aktivitäten.) 
2. Der XIV. Parteitag der KPČ vom 22. August musste für ungültig erklärt werden. Ein 
neuer Parteitag durfte erst bei der „Normalisierung“ der Lage eingeführt werden. 
3. Eine Plenarsitzung des ZK der KPČ sollte einberufen werden, um mit einer Kontroll- 
und Revisionskommission diejenigen auszuschließen, die gegen den Sozialismus oder 
gegen die Normalisierung waren. 
4. Festigung des Sozialismus und die Wiederherstellung der Kontrolle über Rundfunk 
und Kommunikationsmitteln, sowie das Verbot diverser Organisationen (z.B.: sozial-
demokratische Partei, usw.) 
5. Kein Ausschluß der Kräfte, die Moskau um Hilfe gerufen haben. 282 
 
Nach der Unterzeichnung des Protokolls konnten Dubček und die anderen gefangengenom-
menen Mitglieder in die Tschechoslowakei zurückkehren. Am Tag darauf, dem 27. August 
hielt Dubček eine Rundfunkansprache an die Nation. Dubček lobte das Volk, weil es den 
Weisungen des Präsidenten gefolgt war und große Auseinandersetzungen mit den Sowjets 
und damit Zerstörungen verhindert hatte. 
„Es ist ein großes Verdienst Eurer Besonnenheit, dass Ihr der Aufforderung des Präsidiums 
des ZK […] und des Präsidenten […] Genossen Ludvik Svoboda […] gefolgt seid und dass es 
nicht zu größeren offenen Auseinandersetzungen und zu tragischem Blutvergießen gekommen 
ist. […]“ Weiters erklärt er, dass das Volk entschlossen war, „[…] Blutvergießen zu verhin-
dern, so bedeutet das nicht, daß wir uns der entstanden Lage passiv unterordnen wollen. 
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[…].“283 Auch bat er die Bevölkerung um die Anerkennung der Lage, jede „[…] Ignorierung 
der realen Lage könnte an einigen Stellen zum Abenteurertum und zur Anarchie verleiten 
[…].“284 Er bat die Bevölkerung zu verstehen, dass er die Errungenschaften der Demokratisie-
rung und der Meinungsfreiheit einschränken musste. Je schneller das Land die Normalisie-
rung erreichen würde, umso schneller seien, weitere Schritte, die sie im Jänner geplant hatten, 
durchzuführen. 
Mit der Suche um Verständnis in der Bevölkerung versuchte Dubček, die Forderungen der 
Sowjets zu erfüllen, jedoch machte er den Leuten Hoffnung, indem er ihnen vorgab nach der 
Normalisierung würden die Reformen weitergeführt. In dieser Situation verkannte er die La-
ge. Denn die Reformen waren gescheitert und wären auch in der Partei durch die Moskautreu-
en verhindert worden.285 
Nachdem er zum Volk sprach, wandte er sich der Partei zu. „Genossen und Genossinnen! 
Wir alle, ob wir nun in der Grundorganisation oder in den höchsten Funktionen der Partei 
arbeiten, sind nur stark, wenn die Partei uns vertraut und wenn das Volk der Partei vertraut. 
[…] Das größte Unglück für die Partei wäre es, wenn ihr gesunder Kern, all jene Kräfte, die 
die Linie der Politik der KPČ nach dem Januar verwirklicht haben, jetzt zerfallen würde, 
wenn es zu Mißtrauen innerhalb der gesunden Kräfte der Partei käme. […]“286 
 
Als er sich an die Partei wandte, sprach er das Gewissen jedes einzelnen Mitglieds an. Die 
Partei müsse sich wieder das Vertrauen des Volkes zurückholen. Dies könne aber nur funkti-
onieren wenn die „gesunden Kräfte“ (also Reformkräfte) in der Partei bleiben. Doch wurde 
hier wieder eine Hoffnung vorausgeschickt, die schon in Moskau zerstört worden war. Auch 
die Partei intern ist schon gespalten und muß sich selbst finden. 
Die Partei versuchte nun keine neuen Schritte einzuleiten, sondern nur noch die Errungen-
schaften weiter zu verteidigen. Bis zum April 1969 konnte die Meinungsfreiheit teils beibe-
halten werden. Reisen ins Ausland waren auch möglich, obwohl die Sowjets noch im Land 
standen. 
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Am 28. Oktober, zwei Monat nach der Rede Dubčeks, unterzeichneten Prag und Bratislava 
einen Vertrag zur Föderalisierung287. Genau zum 50. Jahrestag der Gründung der Tschecho-
slowakei  wurde eine Politik der Gleichberechtigung zwischen Prag und Preßburg durchge-
setzt und dies entgegen der Sowjets. Mit der Föderalisierung entstand eine tschechische KP 
neben der KPS. Die KPČ als gesamtstaatliche Partei durfte sich weder in die Angelegenheit 
der KPS noch der tschechischen KP einmischen. Durch die Einschränkung der Machtbefug-
nisse der KPČ versuchten die Sowjets, sich auf allen Ebenen einzumischen. Doch konnten sie 
weniger Gewalt anwenden, da Ende September Einheiten der Sowjetarmee  aus den größeren 
Orten abgezogen wurden.  
Im November und Dezember versuchte die Partei, ein Aktionsprogramm umzusetzen. Dies 
Programm wurde vom ZK problemlos angenommen, da es zuvor Brežnev in Warschau bewil-
ligt hatte. Doch wurde diese Resolution von der Öffentlichkeit abgelehnt. Besonders ableh-
nend stand der tschechische Teil dem Programm gegenüber. Die Hochschulstudenten in Brno 
(Brünn) und der Intellektuellenverband fanden, daß die Novembertagung des ZK der KPČ ein 
Verrat am Prager Frühling sei. Dubček erkannte, daß der Reformblock zerfiel. Die Reformer 
in der Partei und die Reformbefürworter im Volk waren nicht mehr auf einer Linie. Noch 
schlimmer kam es, als Dubček mit Svoboda, Černik, Husák und Strougal nach Kiew reiste, 
um sich mit Brežnev zu beraten. Im Präsidium hatte man eine konsensuelle Linie vorgegeben. 
Aber beim Treffen in Kiew spaltete sich die tschechoslowakische Delegation als Strougal die 
Personalprobleme auf der Bezirksebene ansprach und wie man sie lösen konnte. Brežnev war 
einverstanden und Husák stellte sich auf Seiten von Strougal. Svoboda und Černik widerspra-
chen nicht oder waren damit einverstanden. Nur Dubček soll protestiert haben.288 
Dubček dachte nach diesem Treffen offen bei seinen Vertrauten, darunter Smrkovský, über 
seinen Rücktritt nach. Smrkovský forderte ihn auf, dies auf keinen Fall zu tun. Es würde nur 
die Ultrakonservativen Husák und Strougal fördern. Des Weiteren könnten Säuberungen ein-
setzten. Alle waren der Meinung, je länger sie ausharren, desto besser können sich all diejeni-
gen vorbereiten, die durch solche Maßnahmen bedroht seien.289 Dubček wog das Für und 
Wider ab und entschied sich zu bleibe
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Am 1. Jänner 1969 trat das Rahmengesetz der Föderalisierung in Kraft.290 Husak hatte in ei-
ner Fernsehansprache gefordert, dass ein Slowake den Vorsitz der Bundesversammlung er-
hielt, denn es lägen die Ämter des Staatspräsidenten, des Ministerpräsidenten und der des Par-
lamentsvorsitzenden in tschechischer Hand. Husak wollte ein Gleichgewicht der Kräfte. Um 
seine Ziele zu erreichen, begann er die Verbündeten von Dubček aus ihren Ämtern zu entfer-
nen. Als erster wurde Smrkovský angegriffen und soweit in der Presse denunziert, daß er 
freiwillig sein Amt aufgab. Der Slowake Colotka folgte ihm nach und übernahm auch im Ap-
ril 1969 seinen Sitz im Präsidium der Partei. Proteste kamen aus dem tschechischen Teil, als 
Husak vehement gegen Smrkovský vorging. Für die Tschechen war er ein Volksheld. 
Smrkovský reagiert auf die Proteste und bat die Bevölkerung um Verständnis für die Ablö-
sung als Parlamentsvorsitzenden. Sie sollten nicht streiken oder demonstrieren. Der Sturz 
Smrkovskýs hatte die Stimmung weiter angeheizt. Als Protest zündete sich der Philosophie-
student Jan Palach am 16. Jänner in Prag an. Zwei Tage danach verstarb er im Krankenhaus. 
In den Tagen danach kam es zu weiteren Selbstverbrennungen, die aber von der Regierung 
vertuscht wurden, um erneute Unruhen zu verhindern. Nach der  Beerdigung des Studenten 
kam es zu Demonstrationen für die Reformpolitik und gegen die sowjetische Besatzung. Hu-
sák und Strougal mußten einsehen, daß sie unter diesen Umständen nicht die Macht an sich 
reißen konnten.291 
Die Massenkundgebungen gegen die Besatzer verstärkten sich als die Tschechoslowakei im 
März bei der Eishockeyweltmeisterschaft die UdSSR zweimal besiegte und Weltmeister wur-
de. Die große Feier fand am Wenzelplatz statt. Doch plötzlich wurden Steine, die beim Aero-
flot-Büro bereit lagen, geworfen. Laut Dubček sollen StB-Agenten die ersten Steine geworfen 
haben. Mit dieser Aktion forderten die Sowjets das tschechoslowakische Militär auf, gegen 
die Versammelten vorzugehen. Am 31. März kamen Marschall Gretschko und der sowjetische 
Außenminister Semjonow. Am nächsten Tag forderte Gretschko vor dem Verteidigungsrat die 
Einführung der Zensur und die Einsetzung der bewaffneten Streitkräfte zur Unterdrückung 
der so genannten Konterrevolution. Des Weiteren drohte er, daß die Sowjetarmee ihre Waffen 
benützten würde, wenn es weiter zu Demonstrationen käme.292 
Dubček wurde unterdessen von Semjonow über die Forderungen der UdSSR informiert und 
mehr und mehr unter Druck gesetzt. Semjonow wollte, daß Dubček die alten Zustände wieder 
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herstellen und damit alle Errungenschaften der Reformer zunichte machen sollte. Doch 
Dubček gab ihm zu verstehen, daß er dies nicht könne, weil dies gegen seine Prinzipien ver-
stoßen würde. Nach diesem Gespräch informierte Dubček seine Sekretäre Gajdoš und Jaroš 
über seinen Rücktritt. Er wollte den Sowjets zuvor kommen und die nächste Provokation und 
womöglich Blutvergießen verhindern. Am selben Tag unterrichtete er auch Černik, Svoboda 
und Smrkovský über seine Entscheidung. Svoboda und Smrkovský waren nicht glücklich 
über diese Entscheidung, dennoch meinte Svoboda: „Ich verstehe, um was es dir geht. Wahr-
scheinlich gibt es keinen anderen Weg.“ Auch Smrkovský meinte es würde Zeit, „laß uns 
sehen, was wir nach deinem Rücktritt noch ausrichten können. Schließlich haben sie uns nicht 
kleingekriegt, […]“293  
Mit der Rücktrittserklärung wurde Dubček von Husák angegriffen. Am 12. April wurde of-
fiziell das Präsidium von seinem Rücktrittsentschluss informiert. Dubček versuchte die Wahl 
Husáks mit allen Mitteln zu verhindern. An seiner Stelle wollte er Černik als neuen Ersten 
Sekretär sehen, doch Černik lehnte ab und damit blieb Husák als einziger Kandidat übrig. Bei 
seiner letzten Präsidiumssitzung mußte Dubček die Wahl Husáks als Nachfolger anerkennen. 
Doch mußten sich alle Präsidumsmitglieder zu den vier Grundprinzipien der Politik seit dem 
Einmarsch bekennen. Dubček drohte bei Ablehnung den Rücktritt aufzuschieben. Danach 
wurde über Dubčeks zukünftige Rolle diskutiert. Husák machte den Vorschlag er könne Vor-
sitzender der Bundesversammlung sein. Dubček nahm das Angebot an. Mit dem Antritt von 
Husák als Erster Sekretär der KPČ wurden Redakteure entlassen, Zeitschriften und Zeitungen 
wurden eingestellt oder verboten und es kam zu Verhaftungen.  
Das Ende für Dubček kam, als er gegen Husak protestierte, und ihm die Verstöße gegen die 
Verfassung vorwarf. Im September 1969 entschied die Partei ihn in Abwesenheit aus dem 
Parteipräsidium auszuschließen und ihm das Amt des Präsidenten der Bundesversammlung zu 
entziehen. Das ZK bestätigte dies am 25. und 26. September.294  
Um ihn von der Politik im Lande fernzuhalten, sollte er als Diplomat nach Ghana geschickt 
werden. Er lehnte ab, weil dort Unruhen waren. Daraufhin beschloß die Partei, ihn in die Tür-
kei zu entsenden. Dieses Angebot nahm er an und am 17. Dezember 1969 wurde dies offiziell 
bestätigt.295 
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11. Ein Versuch des Vergleichs zwischen Dubček und Gomułka 
 
Der Versuch eines Vergleichs der beiden Persönlichkeit Gomułka und Dubček ist durch den 
Altersunterschied schwer zu gestalten. Deshalb habe ich mir erlaubt, auf Jahreszahlen zu ver-
zichten, ausgenommen sie sind entscheidend bei einer Erklärung. Stattdessen stelle ich die 
Lebensjahre gegenüber und zeige, wo die beiden Personen z.B.: in ihrem zwanzigsten Le-
bensjahr standen. Denn in den letzten elf Kapiteln wurde ausführlich über das Leben und 
Streben der beiden berichte. Dieser Vergleich ermöglicht es, den Aufstieg der beiden inner-
halb der jeweiligen Partei zu zeigen, sowie ihren Einfluß auf den Sozialismus, das Verhältnis 
zwischen ihnen und das zwischen Moskau und ihnen. 
 
Auswanderung und Heimkehr 
Die Familien Dubček und Gomułka hofften, einen völlig anderen Lebensweg einschlagen zu 
können. Beide Familien glaubten, in der Neuen Welt  glücklich zu werden und dort in Freiheit 
leben zu können. Sie wollten nicht mehr in der Österreichisch-Ungarischen Monarchie leben, 
denn hier konnten Gomułkas Vater (Sozialist) und Dubčeks Vater (Sozialdemokrat) ihren 
ideologischen Überzeugungen nicht folgen.  
Im Land der unbegrenzten Möglichkeiten  wurden sie enttäuscht und kehrten mit neuen Er-
kenntnissen nach Hause zurück. Kurz nach der Heimkehr beider Eltern, wurden sowohl Ale-
xander Dubček als auch Władysław Gomułka geboren. Während Gomułkas Eltern in ihrer 
Heimat blieben, hielt es die Familie Dubček nicht lange in der Tschechoslowakei. Als Dubček 
gerade einmal drei Jahre alt war, wanderten sie in die UdSSR aus. Da Stefan Dubček durch 
seine Frau Pavlina zum Kommunisten wurde, sahen sie in der Sowjetunion die ideale Staats- 
und Gesellschaftsform. So kamen sie nach Kirgisien. Dort ging Dubček zur Schule und er-
lernte die russische Sprache und konnte keine Deutsch. Als Dubček zwölf Jahre alt war, gin-
gen die Eltern nach Gorki. Dort erhielten er und sein Bruder Julius  eine bessere Schulbildung 
und sein Russisch wurde immer perfekter. Mit siebzehn Jahren kehrte Dubček mit seiner Fa-
milie nach Uhrovec heim. Gomułka hatte kein Russisch sich aneignen können, denn er hatte 
in der Schule Deutschunterricht.  
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Eintritt und Aufstieg in die Kommunistische Partei  
Die Entwicklung der Kommunistischen Parteien war in beiden Ländern unterschiedlich. 
Während in der Tschechoslowakei die Kommunistische Partei der Slowakei (KPS in Bratisla-
va) und die Kommunistische Partei der Tschechoslowakei (KPČ in Prag) vor dem Zweiten 
Weltkrieg legal waren, konnte man in Polen zwei verschiedene Wege der Polnisch Sozialisti-
schen Partei (PPS) und der Kommunistischen Partei Polens (KPP) verfolgen. Die PPS war 
anfangs eine Gesamtpartei, sie umfaßte politisch gesehen vom rechten Flügeln (Pilsudski, 
Beck) bis zum linken Flügeln (Gomułka) alle Strömungen. Im Gegensatz zur KPP war die 
PPS eine legale Partei. Die KPP wurde in den Untergrund gedrängt, weil sie 1921 im sowje-
tisch-polnischen Krieg auf Seiten der Sowjets stand. Aus diesem Grund gingen Kommunisten, 
die den Leninismus-Marxismus befürworten, aber auch für den Staat Polen waren zu den So-
zialisten. Beide Parteien PPS und PPR, waren  nie eine Massenpartei.296 
Als beide sehr jung waren, traten sie der Partei bei. Gomułka ging zu den Sozialisten und 
Dubček zu den Kommunisten. Sie waren 17 bzw. 18 Jahre alt als sie diesen Weg einschlugen. 
In diesen jungen Jahren nahm Gomułka schon an politischen Veranstaltungen der PPS, wie 
am Siła-Kongress und später auch an den Streiks teil. Teilweise organisierte er diese Streiks 
und wurde dafür verhaftet. Dubček hatte keinen rasanten Start in der Partei. Er arbeitete als 
Facharbeiter in den Skoda-Werken und half der Partisanenbewegung, in dem er unter hohem 
Risiko Waffen aus dem Betrieb stahl. Da Dubček seine Kindheit in der Sowjetunion verbracht 
hatte, kam er verstärkt mit der leninistisch-marxistische Ideologie in Kontakt.  
Gomułka wurde hingegen vom polnischen Staat der Zwischenkriegszeit als Gefahr angese-
hen,  durch seine organisierten Streiks bei den Chemiearbeitern, Bergbauarbeitern, etc. wurde 
die Wirtschaft in Mitleidenschaft gezogen. Obwohl er ein zweites Mal verhaftet worden war, 
arbeitete er weiter und organisierte erneut Streiks. Durch seine unermüdliche Arbeit war er 
nicht nur Mitglied im Linken Flügel der PPS (die spätere PPS-Lewica), sondern auch in der 
KPP. Er war 23 Jahre alt als er zwei Parteien angehörte.  
 
 
 
 
 
 
296 Strobel  Georg W., 82. 
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Im Zweiten Weltkrieg 
 
Dubček hatte sich gemeinsam mit seinem Bruder der Partisanenbewegung von Jan Žižka 
angeschlossen und sabotierten das Vorgehen der nationalsozialistischen Besatzung. Mit 23 
Jahren nahm er am Slowakischen Nationalaufstand teil, der hinsichtlich seiner Ziele Misser-
folg war, aber den Slowaken im so genannten Kaschauer Programm die Gleichberechtigung 
innerhalb der Kommunistischen Partei der Tschechoslowakei brachte.  
Während Dubček nach dem II. Weltkrieg als Schlosser arbeitete, begann Gomułkas Aufstieg 
in der Partei bzw. in den Parteien. Seit dem Beitritt zur PPS waren neun Jahre vergangen, als 
er 1929 ins Zentralkomitee der PPS-Linken (PPS-Lewica)  und nur ein Jahr später auch ins 
Zentrale Gewerkschaftsbüro des ZK der KPP gewählt wurde. Gomułka war gleichzeitig seit 
1941 am Wiederaufbau der PPR und am neuen polnischen Untergrundstaat beteiligt. 
 
Nach einer vierjährigen Pause begann 1949 auch Dubčeks Aufstieg. Mit 28 Jahren wurde er 
Erster Sekretär des Bezirksparteikomitees von Trenčin, zwei Jahre später Mitglied des ZK der 
KPS und Abgeordneter der Nationalversammlung in Prag. Mit 31 wurde er Erster Sekretär 
der Nationalen Front und ein Jahr später war er Leiter des Bezirkdistrikts in Banska Bystrica.  
Gomułka war zwischen seinem 28. und 30. Lebensjahr in der UdSSR, ob dies der Wahrheit 
entspricht ist jedoch umstritten. Polnische Quellen sind der Meinung, daß dies gelogen sei. 
Jedoch hat die sowjetische Geschichtsschreibung Gomułkas Aufenthalt in der Sowjetunion 
bestätigt.297 Gesichert ist, dass er nach seiner Rückkehr, verhaftet wurde und bis zum Zweiten 
Weltkrieg im Gefängnis saß. Er war bei seiner Verhaftung 31 Jahr alt. Drei Jahre später konn-
te er aus dem Gefängnis entkommen und in die Sowjetunion fliehen. In diesem Fall sind sich 
polnische und Sowjetische einig, daß Gomułka zwei Jahre in der UdSSR gewesen ist,  ehe er 
sich wieder nach Polen durchschlug. In Polen war die PPS wie auch KPP nach dem Ein-
marsch der Deutschen Wehrmacht zerfallen. Die beiden Parteien hatten keine Untergrundbe-
wegung wie die tschechoslowakischen Kommunisten. Ihre Mitglieder, die nicht unter der Pił-
sudski-Ära im Gefängnis gewesen waren, fielen einer Säuberungswelle zum Opfer.  
 
Im sowjetischen Exil gründeten die Polen mit Stalins Zustimmung die Polnische Arbeiter 
Partei (PPR) als Nachfolgerin der KPP. Gomułka half mit seinen 37 Jahren im Untergrund die 
                                                            
297 Bethell, 24. Vgl. Osteuropa Handbuch: Polen, Köln, 1959: Gomulka habe die Jahre 1934‐1935 in der UdSSR 
vebracht und dort die „Komintern‐Akademie“ besucht. 
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neue Kommunistische Partei aufzubauen, damit diese bei einem Sieg der Alliierten die Macht 
übernehmen könnte. Nur ein Jahr später wurde Gomułka zum Parteichef der PPR gewählt und 
er behielt dieses Amt bis zu seinem 43. Lebensjahr. 
 
Meinung zu Tito (Josip Broz) 
Dubček wie auch Gomułka haben nach dem Zweiten Weltkrieg das langsame Auseinander-
driften zwischen Stalin und Tito mit erlebt. In Jugoslawien ging man den eigenen Weg zum 
Sozialismus. Tito versuchte mit den ost- und ostmitteleuropäischen Ländern ein Abkommen 
zu gegenseitiger militärischer Hilfe und einen Vertrag des Nichtbeitritts zu einer Allianz bzw. 
einem Block zu schließen. Moskau sah darin eine Missachtung seiner Autorität und befürchte-
te, seine Satellitenstaaten durch eine Konföderation, die von der Ostsee bis zum Mittelmeer 
reichen würde, zu verlieren. 298 Die sowjetische Propaganda bezeichnet Tito als „Bewußter 
Agent des amerikanischen Imperialismus“, „Goebbels-“ und „Hitleranhänger“. Stalin wollte 
Tito beseitigen, dies gelang nicht. Sein neues Opfer wurde Gomułka. 299  Dieser hatte sich für 
den jugoslawischen Weg des Sozialismus ausgesprochen und wollte ihn auch in Polen. Er 
versuchte zwischen Tito und Stalin zu vermitteln. Auch hatte er versucht die KP Jugoslawiens 
zu Teilnahme an der Kominform zu bewegen.300 Gomułka und Tito widersetzten sich Stalin, 
jedoch kann man Gomułka nicht als einen polnischen Tito sehen, da er nach dem Oktober 
1956 wieder in die sowjetische Linie einschwenkte.  
Dubček war in seiner Heimat, als die Parteizeitung Rude Pravo  am 28. Juni 1948 vom Aus-
schluss Titos aus der Kominform berichtete.301 Dubček hatte in seiner Autobiographie ge-
schrieben, daß er „nie richtig daran geglaubt hatte, daß Tito der Verräter war.“302  
Die sowjetische Propaganda von 1948 gegenüber Tito wurde durch Chruschtschow beendet, 
dies begeisterte Dubček. Gomułka ermöglichte diese Politik 1956 den Weg an die Parteispitze 
und er konnte, meiner Meinung nach, dadurch den eigenen polnischen Weg zum Sozialismus 
anstreben. Für Dubček war die jugoslawische Eigenständigkeit im sowjetischen Block ein 
Vorbild für die späteren Bestrebungen im Jahre 1968.  
                                                            
298 Hirschinger Frank, „Gestapoagenten, Trotzkisten, Verräter“: Kommunistische Parteisäuberungen in Sache‐
sen‐Anhalt 918‐1953, Götingen 2005, 128‐129. 
299 Bethell, 175. 
300 Hajric Damir, Der „kominform‐konflikt“ 1948 – Jugoslawiens Revolte gegen Moskaus Hegemonie, Braun‐
schweig 2008, 18. 
301 Bethell, 174. 
302 Dubček, 110. 
92 
 
 
Die Meinungen zu Tito war für kommunistische Verhältnisse eine liberale. Denn einerseits 
befürworteten sie die Ansichten Titos in gewissen Rahmen, andererseits gaben sie nichts auf 
die sowjetische Propagandakampagne gegen Tito. Gomułka und Dubček hatten nur in einem 
Punkt eine andere Ansicht als Tito: Der eigene Weg zum Sozialismus soll durch geführt wer-
den, ohne Austritt aus dem Block und dessen diversen Organisationen. 
 
Der weitere Aufstieg 
Dubček hatte in den 1950igern nur regionale Positionen innegehabt und war noch nicht weit 
genug in der Partei aufgestiegen. Als er 34 Jahre alt war, wurde er nach Moskau geschickt, wo 
er 1955 an der Parteihochschule studierte. Nach drei weiteren Jahren in der UdSSR kehrte er 
in seine Heimat zurück. In diesen drei Jahren hatte sich vieles verändert. Parteichef Novotný 
hatte sich das Amt des Präsidenten angeeignet und so die gesamte Macht in seiner Hand kon-
zentriert. Dubček verstand nicht, wieso dies möglich war, weil Chruščev von der Entstalini-
sierung und der Abschaffung des Personenkults sprach. Diese Punkte wurden in der Tsche-
choslowakei erst in den 1960iger, also fast zehn Jahre später, auf Druck der Sowjetunion um-
gesetzt. Nach seiner Rückkehr  wurde Dubček wieder ins Zentralkomitee der KPS gewählt 
und kam als Kandidat für das Politbüro der KPČ in Frage. Nun hatte auch Dubčeks rasanter 
Aufstieg in der Partei begonnen.  
In Polen begann Gomułka mit seinen Mitarbeitern eine neue polnische Regierung aufzubau-
en, welche die Demokratie propagierte, aber unter diesen Worten etwas anderes verstand als 
der Westen. Das Lubliner Komitee, eine Art einheimische provisorische Regierung, wurde 
mit Stalins Zustimmung gegründet. Der erste Schritt zur Macht war getan. Gomułka konnte 
gegen seinen Konterpart Mikołajczyk vorgehen. Ein erbitterter Kampf um die Macht begann. 
Die westlichen Verbündeten der Exilregierung unter Mikołajczyk ließen ihn aus geopolitisch-
strategischen Gründen im Stich. Dies bestärkte Gomułka (40) noch mehr sich mit der Sowjet-
union zu verbünden. Doch sein Sieg gegen die antisozialistischen Kräfte sollte auch sein Sturz 
werden. Denn er begann nach dem Sieg der PPR, Mitglieder der PPS zu verhaften. Nach dem 
Zusammenschluß der beiden Parteien zur Polnisch Vereinigten Arbeiter Partei (PZPR) wur-
den intern die Reihen „gesäubert“. Gomułka wurde er mit 46 Jahren eines der Opfer.  
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Mit 42 Jahren hat es auch Dubček zu den höchsten Ämtern geschafft. Er wurde trotz Protest 
von Novotný zum Ersten Sekretär der KPS gewählt und erhielt dadurch automatisch einen 
Sitz im Zentralkomitee der KPČ. 
Persönliche Erfahrungen  
Die persönlichen Erfahrungen beider hatten einen entscheidenden Einfluß auf ihre Politik. 
Zum einen war für Gomułka klar er werde keine Säuberungswelle im Stil der 1950iger Jahre 
zulassen, da dieses unvorstellbares Leid verursacht und ihn ins Gefängnis gebracht hat. Auch 
Dubček hatte den „Roten Terror“ der 1930iger Jahre in der Sowjetunion und im eigenen Land 
der 1950iger Jahre miterlebt. Er blieb verschont und war auch kein Täter. Trotzdem kämpfte 
er in seiner Politik für die Rehabilitierung. Dies änderte sich auch nicht als er Parteichef der 
Gesamtpartei war. Gomułka unterließ teils die Rehabilitierung und kam es zu „Säuberungen“, 
die aber  durch die antisemitischen Ausschreitungen innerhalb der Partei durchgeführt wur-
den. Gomułka war nicht dafür, verhinderte diese jedoch nicht. Er griff erst ein als es sein un-
mittelbares Umfeld betraf und seine Macht dadurch ins Wanken geriet. 
Entwicklung der Partei und des Sozialismus 
Dubček wie auch Gomułka hatten großen Anteil an der Entwicklung des Sozialismus und 
der Partei in ihren Ländern. Zum einen hatte Gomułka die PPR aufgebaut und sie geführt ehe 
er durch die Partei verhaftet wurde. Dubček beeinflusste die Reformierung der Partei und den 
Entstalinisierungprozeß stark. Seine Forderungen nach Rehabilitierungen der Opfer der 
1950iger Jahre, nach Aufwertung der Institutionen in der Slowakei, und der Kampf gegen 
Novotný waren die entscheidenden Punkte. Jedoch war dieser Kampf kein national-ethnischer 
Konflikt zwischen Tschechen und Slowaken, sondern Dubčeks Reformpolitik, die er in der 
Slowakei einleitete.  
Der innerparteiliche Kampf 
Gomułka und Dubček hatten beide nach einem raschen Aufstieg in der Partei einen inner-
parteilichen Konflikt zu bewältigen. Gomułka war 43, als es zu diesen internen Streitigkeiten 
kam. Sie dauerte rund zwei Jahre, ehe Gomułka seine Ämter verlor und eingesperrt wurde. 
Dennoch hatte er im Endeffekt den Kampf gewonnen, weil er nach fünf Jahren Haft (also mit 
seinem 51. Lebensjahr) frei kam und wieder in die Partei aufgenommen wurde. Nach seiner 
Freilassung wurde er wegen der Unruhen gebeten, den Vorsitz der Partei zu übernehmen. 
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Man wollte den Protesten des Volkes entgegenwirken. In Gomułka sah man einen Reformer, 
der das Volk beruhigen konnte.  
Dubček war 39 Jahre alt als der Konflikt zwischen ihm und Novotný begann. Begonnen hat-
te er mit der Verfassungsreform und der Herabstufung der slowakischen Rechte. Es war aber 
kein ethnischer Konflikt, sondern ein Streit zwischen den „Konservativen“ (Stalinisten“) und 
„Revisionisten“ (Reformern)“. Dubček weigerte sich das „Sozialistisch“ im Staatsnamen an-
zuerkennen und er wollte, dass Novotný die Rechte er Slowakei respektiere. Doch dies war 
nicht der einzige Streitpunkt. Dubček forderte eine Rehabilitierung der slowakischen Kom-
munisten wie Husák und Clementis. Antonin war dagegen, denn er hatte die Wahnvorstel-
lung, ein slowakischer Attentäter wolle ihn töten. So beschreibt zumindest Dubček dies in 
seiner Biographie über Novotnýs Ablehnung gegenüber den Slowaken.303 Novotný versuchte, 
Dubčeks Position in der Slowakei zu untergraben und wollte auch seine Wahl zum Ersten 
Sekretär der KPS verhindern. Der Rückhalt für Dubček war jedoch zu stark. Auch ein Hilfe-
ruf an Brežnev half nichts, da dieser meinte dies sei eine interne Sache der KPČ.  
Bei der Wahl Gomułkas zum Parteichef der PZPR hingegen hatte Moskau skeptisch nach 
Warschau geblickt. Chruščev dachte anfangs über eine Intervention nach, griff aber nicht ein, 
da er ebenfalls der Meinung war, dies sei ein internes Problem. Er dachte, diese neue Situati-
on könnte den polnischen Oktober lösen. Nur wenige Tage später intervenierte er in Ungarn. 
Polen war trotz Reformkurs auf der kommunistischen Linie geblieben. 
Das Jahr 1956 und 1968 
Als Dubček im Jänner 1968 Parteichef der Gesamtpartei KPČ wurde, veränderte dies die 
Lage im ZK. Zum ersten Mal waren die Reformer in der Überzahl. Es waren Jahre der Re-
formen in Polen und der Tschechoslowakei. Gomułka und Dubček versuchten beide einen 
eigenen Weg zu gehen, ohne aus dem Warschauer Pakt auszutreten oder die Freundschaft mit 
der Sowjetunion aufzulösen. Dabei hatte der polnische Oktober 1956 nicht sehr lange gedau-
ert, da Gomułka die Zensur sehr schnell wieder eingeführt  hatte. In der Tschechoslowakei 
war im slowakischen Teil die Zensur früh abgeschafft worden und konnte 1968 nicht wieder 
installiert werden, weil die Partei keine Kontrolle über die Medien hatte.  
 
303 Dubček, 173. 
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Durch die Abschaffung der Zensur in der Slowakei wurde der „Prager Frühling“ ins Rollen 
gebracht. Denn Novotný hatte bewußt die Zensur im tschechischen Teil verstärkt, um der 
„Öffnung der Medien“ entgegen zu wirken. Doch was mit einer Lockerung und Aufhebung 
unter der Kontrolle der Partei begann, entwickelte zunehmen deine Eigendynamik, die Ge-
schehnisse gingen schneller voran, als sie Dubček womöglich geplant hatte. 
Dies führte auch dazu, daß Novotný einsah, weder in der Partei noch  bei der verbündeten 
Sowjetunion Rückendeckung zu haben. So wurde der Weg für Dubček frei. Gomułka ging 
nicht von irgendeinem Posten ins höchste Amt, jedoch hatten die Stalinisten erkannt, dass die 
Politik in die falsche Richtung lief und die Bevölkerung nicht mehr auf die Partei hörte. Des-
halb suchte die Partei nach einer Führungspersönlichkeit die einen Kompromiß zwischen Sta-
linisten und Revisionisten, sowie zwischen Partei und Volk bringen könnte. Die Wahl fiel auf 
den in Haft sitzenden Gomułka. Die Partei hatte diesen nun zu Rehabilitieren um ihn in die 
Partei aufnehmen zu können. 
Der polnische Oktober war eine Warnung an die oberste Parteispitze, die von Gomułka 
selbst ungehört blieb und 1970 seinen Sturz herbeiführte. Das Jahr 1956 und das Jahr 1968 
verliefen ähnlich. Nur hatte Polen den Vorteil, daß die Partei die Situation schneller in den 
Griff bekam, jedoch mußten die Menschen danach wieder unter einem strengen Regime leben 
und die versprochene Freiheit war dahin. Der „Prager Frühling“ hatte den Vorteil, daß er 
nachwirkte und trotz des Einmarsches der „Warschauer Fünf“ nicht niedergerungen wurde. 
Erst durch den Erneuten internen Kampf zwischen Husák und Dubček fanden der „Prager 
Frühling“ und die versprochene Freiheit ihr Ende.  
Verhältnis zwischen Gomułka und Dubček 
Gomułka befand sich zwischen den Konservativen und den Reformern. Er hatte nach dem 
„polnischen Oktober“ die Flügel immer taktisch gegeneinander ausgespielt, dabei aber die 
Wirtschaft und den Lebensstandard der Polen vernachlässigt. Als dann die Reformen in der 
Tschechoslowakei Meinungsfreiheit in Presse, Radio und Fernsehen hervorbrachte, gab dies 
den Studenten noch mehr Mut. Deshalb hatte Gomułka, der noch im Februar 1968 Verständ-
nis für die Rehabilitierungsversuche Dubčeks zeigte, ihn und seine Partei verurteilt die Kon-
terrevolution zu stützen.  
Gomułka griff Dubček an und verurteilte ihn. Ich möchte behaupten, daß er ihn als antisozi-
alistisch einstufte. Warum aber? Er hatte in seinem Land Unruhen und konnte sie nicht lösen. 
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Um seine Position gegen Moczar sichern zu können, mußte er sich Unterstützung aus Moskau 
holen und damit gegen Dubček sein. Moskau hatte auch Dubčeks Position mitzuverantworten. 
12. Conclusio 
Hätte Moskau die Eskalation verhindern können? 
Moskau hatte sowohl bei Gomułkas Machtantritts als auch bei Dubčeks Wahl nicht einge-
griffen und es in beiden Fällen zugelassen, daß zwei Reformer an die Macht kamen. In Polen 
konnte die Partei die Unruhen 1956 wieder in den Griff bekommen und die Situation bereini-
gen. Doch als Moskau den Stalinisten Novotný fallen und Dubček frei Hand ließ, ändert sich 
die Lage im gesamten moskautreuen Block. Die Mitglieder waren sich nicht einig, wie sie auf 
die Reformen und die Umwälzung in der Tschechoslowakei reagieren sollten. Selbst Moskaus 
KPdSU war geteilter Meinung. Die Hardliner in der Partei forderten schon Monate zuvor die 
Intervention, jedoch die Parteispitze war sich nicht im Klaren wieweit Dubček auf ihrer Seite 
stand.  
Moskau hätte in Dresden und spätestens in Bratislava einsehen müssen, dass die Situation 
außer Kontrolle geriet. Der Einmarsch hatte zwar die Reformen gebremst, aber nicht aufge-
hoben. Der Reformkurs ging mit Zustimmung der Sowjetunion acht Monate weiter. Wenn 
Moskau eine Normalisierung wollte, hätte sie selbst in der Partei eingreifen müssen und den 
„Hardlinern“ (Moskautreuen) die Macht in der Partei übertragen  müssen, wie es erst im April 
1968 geschah. Polen hatte 1956 die Machtverlagerung sehr schnell vollzogen. Zuerst vom 
Stalinistischen System zum Reformsystem und gleich danach in ein System, das weder Stali-
nistisch war noch Reformen zu ließ. Es war eine Zeit der inneren Unsicherheit. Gab es einen 
eigenen polnischen Weg, oder ein von der Sowjetunion gesetzte Weg zum Sozialismus? Im 
Endeffekt hatte Gomułka den sowjetischen Kurs eingeschlagen, der für ihn innenpolitisch 
schwere Folgen hatte, außenpolitisch aber die Rückendeckung durch Moskau brachte. 
Moskaus Politik gegenüber der Tschechoslowakei und Polen war gleich. Zuerst wartete man 
ab wie sich die Lage entwickelte. Doch war dies im Falle der ČSSR ein Fehler. Was gesche-
hen wäre, wenn der Reformkurs sein Ziel erreicht hätte, wissen wir nicht. Aber ich denke für 
den Block hätte er vielleicht ein zweites Jugoslawien oder  ein zweites Rumänien gebracht. 
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Das Leben der beiden nach deren Sturz 
Gomułkas politische Macht endete abrupt. Er wurde von der Partei speziell Gierek gezwun-
gen in den Ruhestand zu gehen. Gomułka wurde von der Parteipropaganda in ein negatives 
Licht gestellt. Erst nach seinem Tod sollte sich das negative Bild ändern und seine nutzbrin-
genden Beiträge wurden anerkannt. Am 1. September 1982 starb er an Krebs. 
Das Leben von Dubček wurde geprägt durch den Ausschluß aus der Partei. Er war 1970 
kurze Zeit Botschafter in der Türkei. Danach mußte er als Beschaffungsinspektor der Forst-
verwaltung in Bratislava arbeiten. Im Jahre 1988 durfte er mit Parteierlaubnis zur 900-
Jahrfeier der Universität Bologna reisen. Dort wurde er mit der Ehrendoktor würde ausge-
zeichnet. Erst im Dezember 1989 wurde Dubček rehabilitiert und zum Parlamentspräsidenten 
des tschechoslowakischen Parlamentes gewählt. Im Jahr 1992 erlitt er einen tödlichen Auto-
unfall. Sein autobiographisches Werk wurde nachträglich nach seinen Angaben vollendet und 
ein Jahr später (1993) in München veröffentlicht. 
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13. Abkürzungsverzeichnis 
 
AK = Heimatarmee (Armia Krajowa) 
ČSR = Tschechoslowakische Republik 
ČSSR = Sozialistische Tschechoslowakei 
KRN = Nationalrat (Krajowa Rada Narodowa) 
KPČ = Kommunistische Partei der Tschechoslowakei (Kommunistická Strana Českoslovenk-
sa) 
KPdSU = Kommunistische Partei der Sowjetunion 
KPP= Kommunistische Partei Polens 
KPS = Kommunsistische Partei der Slowakei (KSS = Kommunistická Strana Slovenska) 
KCZZ = Zentralkommission der Gewerkschaft 
MSZMP= Ungarische Sozialistische Arbeiterpartei (Magyar Szocialista Munkáspárt) 
NIE = Niepodległosc (Unabhängigkeit) 
NIK = Obersten Kontrollkammer (Najwyższa Izba Kontroli) 
NKWD =Volkskommissariat für Innere Angelegenheiten (Narodni Kommissariat Wnutren-
nych Del) 
NSZ = Nationale Bewaffnete Streitkräfte (Narodowe Siły Zbrojne) 
ORMO = Freiwilligen Reserve der Bürgermiliz ( Ochotnicza Rezerwa Milicji Obywatelskiej) 
PPR = Polnische Arbeiterpartei (Polska Partia Robotnicza) 
PPS = Polnisch Sozialistische Partei (Polska Partia Socjalistyczna) 
PSL = Polskie Stronnictwo Ludowe  (Bauernpartei von Mikołajczyk gegründet in London) 
PZPR = Vereinigte Polnische Arbeiterpartei (Polska Zjednoczona Partia Robotnicza) 
SDKPiL = Sozialdemokratische Partei Polen-Litauen (Socjaldemokracja Królestwa Polskiego 
i Litwy) 
SL = Bauernpartei (gegründet in Polen) sympathisierte mit den Kommunisten 
SNP = Slowakische Nationalaufstand (Slovenské národné povstanie) 
StB = tschechoslowakische Sicherheitsdienst (Štatna Bezpečnost) 
WiN = Freiheit und Unabhängigkeit (Wolnosc i Niepodłegłosc / Niezawisłość) – sammelte 
alle antikommunistischen Kräfte und ist die Nachfolgerin der NIE. 
UB = polnische Geheimpolizei (Urząd Bezpieczeństwa)  
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UdSSR = Union der sozialistischen Sowjetrepubliken  
ZK = Zentralkomitee  
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Schreiber René, Dubček und Gomułka. Ein Vergleich. 
Die Aufstände von 1956 und 1968 wurden von der Sowjetunion unterschiedlich behandelt. 
Zum einen wurde der Aufstand in Polen von den Polen selbst ohne Blutvergießen beendet, 
jedoch in Ungarn sah man eine Bedrohung der sozialistischen Welt und schlug den Aufstand 
nieder. In der Tschechoslowakei hatte man gehofft, den Aufstand ohne militärische Invention, 
beenden zu können. Doch im August 1968 wurde der Aufstand niedergeschlagen. 
Diese Arbeit versucht die  Persönlichkeiten Dubček und Gomułka in ihren jeweiligen 
Kontexten zu vergleichen. Dabei beginnt sie bei der Auswanderung und Rückkehr der Eltern, 
ehe sie dann die eigentlichen Protagonisten beleuchtet. Durch zentrale Themen sollen die 
Zwischenkriegszeit in Polen, der Tschechoslowakei und der UdSSR sein, dann die 
Vorgeschichte des Zweiten Weltkrieges, der Weltkrieg selbst und die Nationalen Aufstände 
der Polen und Slowaken, ehe dann die Neuordnung Europas und die Entwicklung Polens und 
der Tschechoslowakei zur Volksdemokratie beschrieben werden. Als nächstes soll ein Blick 
auf die „Säuberungen“ der 1950er Jahre geworfen werden die in den 1960er Jahren vor 
Rehabilitierungskommission bzw. in Polen schon 1956 wiederaufgenommen wurden. Nach 
den „Säuberungen“ soll eine Darstellung der unterschiedlichen Entwicklung in Polen als 
„Reformland“ einerseits und der Tschechoslowakei als „Stalinistisches Regime“ anderseits 
beleuchtet werden. Anschließend soll der Reformkurs der Tschechoslowakei und der 
sowjetische Weg Polens aufgezeigt werden. 
Die vorletzten Kapitel zeigen die Vorgeschichte zum Prager Frühling und seine 
Auswirkungen auf die sozialistischen Nachbarn auf. Des Weiteren soll in den Kapiteln auch 
das Verhältnis Dubček-Brežnev, Gomułka-Brežnev und Dubček-Gomułka aufgezeigt werden. 
Im letzten Kapitel soll der Versuch des unmittelbaren Vergleichs der beiden Persönlichkeiten 
stattfinden. 
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